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1.1 Abstract

Der Familienfideikommiss stellte ein durch Stiftungsakt geschaffenes, grundsätzlich 

unveräußerliches und unteilbares, einer bestimmten Erbfolge unterliegendes Vermögen 

dar, das üblicherweise auch nicht belastet und veräußert werden durfte. Sollte dennoch 

ein Teil dieses Vermögens veräußert werden, so geschah dies zumeist im öffentlichen 

Interesse und unter Vereinbarung eines Vor- und Wiederkaufsrechts zugunsten des 

veräußernden Familienfideikommisses. Per Gesetz von 1919 und 1939 wurden vorerst 

in Deutschland und in weiterer Folge auch in Österreich alle Familienfideikommisse 

aufgelöst. Das Eigentum ging kraft Gesetzes auf den letzten Fideikommissbesitzer über. 

Die Vor- und Wiederkaufsrechte zugunsten der durch Gesetz aufgelösten 

Fideikommisse wurden aber nie gelöscht und sind zum Teil noch heute in den C-

Blättern der belasteten Liegenschaften eingetragen. Die Löschung dieser Belastungen 

im Grundbuch ist aber grundsätzlich nur aufgrund einer vom weichenden Berechtigten 

unterfertigte Löschungsbewilligung möglich. Da der Berechtigte aber nicht mehr 

existent ist, kann eine derartige Löschungsbewilligung nicht beigebracht werden, und 

eine Wiederveräußerung einer Liegenschaft mit einer derart intabulierten Belastung ist 

nicht möglich. Somit kommt für eine Löschung dieser belastenden  Eintragung lediglich 

durch die Berichtigung des Grundbuches auf Antrag wegen nachträglicher Unrichtigkeit 

gem. § 136 GBG in Betracht. Die Arbeit zeigt, daß der § 1074 ABGB zwingender Natur 

ist. Zu prüfen ist daher die Frage, ob aufgrund des gesetzlich angeordneten Erlöschens 

der vorkaufsberechtigten juristischen Person vom neuen Liegenschaftseigentümer die 

Löschung des Vorkaufsrechts im Wege der Grundbuchsbewilligung gem. § 136 GBG 

beantragt werden kann und das Grundbuchsgericht  in weiterer Folge verpflichtet ist, 

aufgrund des Nachweises der nachträglichen außerbücherlichen Rechtsänderung, die 

gegenständliche Belastungen zu löschen. 
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1.2 Abstract

The family estate created by the Endowment Act (Stiftungsakt) in principle represents 

an inalienable and indivisible right to a particular legal succession of underlying assets 

which by law could not normally be encumbered or divested. If  a portion of these 

assets were nevertheless divested or otherwise sold, then this occurred predominantly in 

the public interest and under agreement of the right to repurchase in favour of the 

selling family estate. By law from 1919 and 1939, first in Germany and then in Austria, 

all family estates were revoked. By law the ownership went to the last family estate 

owner. The purchase option and repurchase rights in favour of the legally revoked 

estates were never actually deleted and are, in part, today still registered in the C-pages 

of encumbered properties. The cancellation of these encumbrances in the land register 

is, in principle, only possible by a legally signed and notarised cancellation 

authorization by one of the ceding beneficiaries. Since the beneficiary no longer exists, 

the cancellation authorisation cannot be effected and a realienation, or transfer of 

property with such a listed encumbrance is not possible. Thus, the only way to cancel 

this encumbrance is for the correction of the land register to be made upon request 

considering  retroactive  incorrectness  according to § 136 GBG.  The  available work 

shows, § 1074 ABGB is of a compelling nature and therefore, the new legal owner can 

request the cancellation of the purchase option by way of the land register authorisation 

according to §136 GBG due to the legally ordered expiry of the legal person in 

possession of the purchase option. The land register court  is thus obliged to delete the 

encumbrance in question on account of proof of retroactive unregistered changes of 

title.
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2 Einleitung

Die vorliegende Arbeit befaßt sich mit dem Problem der Löschung eines Rechtes im 

Grundbuch ohne dem Vorliegen einer, von der österreichischen Rechtsordnung als 

essentiell angesehenen vom weichenden Berechtigten unterfertigten 

Löschungsbewilligung. Anhand von Judikaten und Literaturquellen wird dargestellt, in 

welcher Form Rechtsprechung und herrschender Lehre bis dato zu der gegenständlichen 

Problematik Stellung genommen haben und in weiterer Folge soll dadurch anhand von 

praktischen Fällen ein Weg gezeigt werden, wie dieses Problem in der Rechtspraxis 

gelöst werden kann. In gegenständlicher Arbeit wird insbesondere auf die Löschung 

von Vor- und Wiederkaufsrechten zugunsten von Familienfideikommissen 

eingegangen, wobei das Rechtsinstitut der Familienfideikommiss jedoch bereits 1939 

von Gesetzes wegen aufgelöst wurde. In solcher Art belastete Liegenschaften können 

heute sowohl im Eigentum von Gebietskörperschaften wie Gemeinden und Ländern, 

wie auch Kirchen oder Privaten stehen. Unter anderem befanden sich auch im Portfolio 

der Bundesimmobiliengesellschaft zwei Liegenschaften, die mit Vor- und 

Wiederkaufsrechten zugunsten von Familienfideikommissen belastet waren. Aus den 

angeführten Gründen ist eine Weiterveräußerung dieser Liegenschaften grundsätzlich 

nicht möglich, da der vor- und wiederkaufsberechtigte Fideikommiss von Gesetzes 

wegen nicht mehr existent ist und ein Rechtsnachfolger i.d.R. weder bekannt ist, noch 

ausfindig gemacht werden kann. 

Im ersten Kapitel wird auf die Rechtsnatur der Familienfideikommiss sowie deren 

Entstehung und gesetzlicher Auflösung eingegangen. Da diverse Rechtsverhältnisse von 

Familienfideikommissen noch heute in vielen Grundbüchern intabuliert sind, 

beschäftigt sich das zweite Kapitel mit den wesentlichen Prinzipien des österreichischen 

Grundbuches. Die beiden folgenden Kapitel beschreiben umfassend jene beiden 

Rechtsinstitute, welche am häufigsten zugunsten von Fideikommissen einverleibt 

wurden, das Wiederkaufs- und das Vorkaufsrecht. Hiefür wird eine zweckorientierte 

Gesetzesauslegung unter Heranziehung der häufigsten Anwendungsformen dieser 

beiden Rechtsformen vorgenommen, wobei in Kapitel 6 durch die Vornahme konkreter 

Fallstudien die praktische Umsetzung der Löschung dieser bücherlichen Belastung 

entsprechende Beachtung findet. Abschließend wird der gangbarste Weg aufgezeigt, um 

im Falle derartiger Belastungen so effizient und rasch wie möglich zu einer Löschung 

im Grundbuch zu gelangen. 
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3 Der Familienfideikommiss 

Die Rechtsform der Familienfideikommisse ist kaum noch bekannt, obwohl noch heute  

am Bundesgerichtshof in Deutschland eigene Fideikommisssenate bestehen und dieses 

Rechtsinstitut auch in der Schweizer Judikatur bis hin zur jüngsten Vergangenheit 

umfassend behandelt wurde. In Österreich sind gemäß Art. III Abs. 1 des Gesetzes vom 

3. Oktober 1945 über Maßnahmen zur Wiederherstellung der österreichischen 

bürgerlichen Rechtspflege, die Vorschriften der Gesetze zur Vereinheitlichung der 

Fideikommissauflösung vom 26. Jänner 1935, DRGBl I, S. 7851 und über das Erlöschen 

der Familienfideikommisse und sonstiger gebundener Vermögen vom 6. Juli 1938, 

DRGBl I, S. 8252 sowie der weiteren zur Ergänzung und Durchführung dieser Gesetze 

erlassenen Verordnungen wieder in Kraft getreten und sind soweit sie nicht durch 

andere, näher bezeichnete Vorschriften abgeändert oder aufgehoben worden sind, auch 

heute noch in Geltung. 

In einem Urteil vom 18. Mai 2001 definiert das Schweizer Bundesgericht den 

Familienfideikommiss wie folgt: 

„Der Familienfideikommiss ist ein durch Privatdisposition unveräußerlicher, mit einer 

Familie verbundener, zum Genuss durch die Familienmitglieder nach festgesetzter 

Sukzessionsordnung3 bestimmter Vermögenskomplex; durch diese Vermögensbindung 

sollen das Bewusstsein der Einheit und das Ansehen der Familie erhöht werden. Es soll 

den Familienmitgliedern ihren Lebensstandard gewährleisten. Mit dem 

Familienfideikommiss wird nicht wie bei der Familienstiftung eine besondere 

juristische Person geschaffen; vielmehr bildet der Familienfideikommiss ein 

Sondervermögen, welches auf Basis einer Quasi-Rechtspersönlichkeit auch Rechte und 

Pflichten erwerben kann, in der Hand der berechtigten Personen; es darf nicht 

verpfändet und grundsätzlich auch nicht veräußert werden.“4 Der Familienfideikommiss 

stellt somit eine sonderrechtsfähige Vermögensmasse dar. 

1 GBlÖ 1938/479 
2 GBlÖ 1938/254 
3 Sukzessionsordnung: Erbfolgeregelung  
4 Weiss (2002), online 
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Das Familiengut oder Fideikommiss war für den Adel die bevorzugte rechtliche 

Daseinsform bezüglich Latifundien1 und Rittergütern2. Diese Form der Bewirtschaftung 

sicherte der Familie den Erhalt des ganzen Gutes, es war gegen Veräußerung und 

Zersplitterung geschützt und der jeweilige Inhaber des Fideikommisses musste bei der 

Übernahme die übrigen Anwärter (sogenannte weichende Erben) auszahlen oder 

finanziell  unterstützen. Die meist großen Räumlichkeiten auf den Stammsitzen der 

Familienfideikommisse wurden genutzt, um Witwen und unverheirateten Töchtern als 

Aufenthalt zu dienen und so wurden von Generation zu Generation die Güter 

weitergegeben.3

„Der Fideikommiss stellte ein durch Stiftungsakt geschaffenes, grundsätzlich  

unveräußerliches und unteilbares, einer bestimmten Erbfolge unterliegendes Vermögen 

dar, das üblicherweise auch nicht belastet werden durfte. Im wesentlichen nach 

spanischem Vorbild ausgebildet, verbreitete es sich nach dem 30jährigen Krieg auch im 

römisch-deutschen Reich. Die Erbfolge in den üblicherweise adeligen 

Familienfideikommissen erfolgte meist nach den Regeln der Primogenitur4, wobei 

häufig daran noch als zusätzliche Bedingung eine Ebenbürtigkeitsklausel5 für den 

Begünstigten geknüpft war. Der Übergang von Erstgeburtstiteln war vor allem in 

Preußen häufig an die Innehabung des Fideikommisses gebunden.“ 

Darüber hinaus sei noch deutlich gesagt, dass die lange Bewahrung von Lehnsgütern 

und Fideikommissen qualitativ und quantitativ keine Petitessen6 waren. Ihre 

Aufrechterhaltung diente mit dem Clou von Unteilbarkeit absoluter Sperre gegenüber 

Substanzpfändungen dem Erhalt der spätständischen Adelsverfassung auf dem Lande. 

Neben spezifischem Familienschutz ging es dabei meist auch um die Trägerschaft 

gutsherrschaftlicher Verwaltungs- und Polizeibefugnisse, die z.B. in Preußen erst 1928 

aufgehoben wurden. 

1 Latifundien: Großgrundbesitz 
2 Rittergut: Grundbesitz eines Landadeligen 
3 Institut deutsche Adelsforschung (o.J.), online 
4 Primogenitur: Erbfolgerecht des Erstgeborenen und seiner Nachkommen 
5 Die Nachgeborenen waren von der Erbfolge ausgeschlossen, wenn sie nicht eine ebenbürtige Ehe 
  eingingen. Der Ehepartner musste zumindest dem gleichen Stand angehören. 
6 Petitesse: Geringfügigkeit 
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Die juristische Literatur hat allerdings den Fideikommissen vor allem unter anderen 

Aspekten Beachtung geschenkt. Im Vordergrund stand die Vermögensverewigung via 

Unveräußerlichkeit bestimmter Liegenschaften. 

Auf diese Weise bestanden z.B. in Preußen 1895 über 500 Fideikommisse mit mehr als 

1.000 ha, d.h. insgesamt 5.000 km², was, um die plastische Vorstellung zu erleichtern, 

heute der fünfmaligen Landesfläche des Gemeindebezirkes Wr. Neustadt entspricht.1

3.1 Rechtsnatur des Fideikommisses 

Hauptzweck eines Fideikommisses und ähnlicher Rechtsformen war es, eine 

Vermögensmasse auf Generationen hinaus einem Adelsgeschlecht zu erhalten, indem 

dem unmittelbaren Eigentümer die Verfügung über das Vermögen entzogen wurde. 

Insofern ähnelt der Fideikommiss einer (Familien)Stiftung; im Gegensatz zu dieser war 

es aber keine eigene juristische Person, sondern stand im Eigentum des jeweiligen  

Besitzers. Tatsächlich hatte dieser Besitzer aber nur eine Art Nießbrauch2 am 

Fideikommissvermögen; das Recht, dieses Vermögen zu belasten oder zu veräußern, 

stand nicht ihm, sondern der Familie zu, und auch dieser nur in eingeschränkter Form. 

Die Familie hatte, wie das preußische Recht es folgerichtig ausdrückte, das 

„Obereigentum“.3

Auch im Todesfalle des Fideikommisseigentümers teilte das gebundene Vermögen 

nicht das Schicksal des sonstigen (freien) Vermögens des Verstorbenen; das 

Fideikommiss fiel vielmehr nach den Regeln der Sukzessionsordnung4 der 

Stiftungsurkunde dem nächstberufenen Familienmitglied zu. Für diese 

Sukzessionsordnung bildeten sich verschiedene Typen heraus, insbesondere Seniorate 

(der jeweils Familienälteste wird Rechtsnachfolger), Majorate (der dem Stifter 

Nächstverwandte, unter mehreren gleich nahen Verwandten der Jüngste wird 

1 vgl. Kühne (1998), online 
2 Nießbrauch: Nutzungsrecht 
3 Weiss (2001), online
4 Sukzessionsordnung: Erbfolgeregelung 
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Rechtsnachfolger) und Primogenituren (der jeweils erstgeborene Sohn des letzten 

Besitzers wird Rechtsnachfolger).1

Ihren Höhepunkt erreichte der Großgrundbesitz bzw. die mit ihr einhergehende 

Familienfideikommisse in Österreich gegen Ende des 19. Jahrhunderts. Zu dieser Zeit 

herrschte der Großgrundbesitz in Österreich weit mehr vor als in Deutschland bzw. in 

Preußen. Hier war es neben dem Adel und der Bourgeoisie die katholische Kirche, die 

sich den Hauptteil an Grund und Boden sicherte. 

Auch war das Bauernlegen2 zu dieser Zeit in Österreich in vollem Gange. In der 

Steiermark, Tirol, Salzburg, Ober- und Niederösterreich, sowie dem Sudetengebirge 

versuchte man die Bauern mit allen Mitteln von ihrem heimatlichen Boden zu 

verdrängen um das Bauernland in Herrenbesitz umzuwandeln. 

Sowohl einzelne Personen wie auch Gesellschaften kauften enorme Landkomplexe und 

jenes Land, das vorläufig nicht zu kaufen war, wurde gepachtet, um es dann in 

Jagdreviere zu verwandeln. Der Zugang zu den Tälern, Höhen und Weilern wurde in 

weiterer Folge durch die neuen Herren gesperrt und die hartnäckigen Besitzer einzelner 

Höfe und Alpengebiete, die sich weigerten, den Herren zu Willen zu sein, wurden durch 

alle erdenklichen Schikanen gezwungen, ihr Eigentum an die reichen Alp- und 

Waldbesitzer zu veräußern, wodurch es in weiterer Folge in vielen Fällen einem bereits 

bestehenden Familienfideikommiss einverleibt wurde. Alter Kulturboden, auf dem seit 

Jahrtausenden viele Generationen ihr Auskommen fanden, wurde dadurch in Wildnis 

verwandelt, in der Hirsche und Rehe hausten, wohingegen die Gebirge, die der Adelige 

oder der bürgerliche Kapitalist sein eigen nannte, den Aufenthaltsraum für große 

Gamsherden bildeten. 

Ganze Gemeinden sind in dieser Zeit der Armut verfallen, weil man ihnen den Auftrieb 

ihres Viehs zu den Alpenweiden unmöglich machte oder das Recht des Auftriebs 

überhaupt bestritt. 

Die bekanntesten Großgrundbesitzer der damaligen Zeit waren neben der Familie 

Rothschild und Baron Mayer-Melnhof, die Herzoge von Koburg und Meiningen, die 

1 Teifen (1906), online 
2 Bauernlegen: Einziehung von Bauernhöfen durch den Großgrundbesitzer vom 16. bis 18. Jhdt. 
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Fürsten und Prinzen zu Hohenlohe, der Fürst zu Liechtenstein, die Fürstin Rosenberg, 

der Fürst zu Pleß, die Grafen Schönfeld, Festetics, die Graf Karolysche Jagdgesellschaft 

u.s.w.. Der Großgrundbesitz war in dieser Zeit überall in der Ausdehnung begriffen. So 

gab es im Jahre 1875 nur 9 Personen in Niederösterreich, von denen jede mehr als 5.000 

Joch1 besaß mit einer Gesamtfläche von 89.490 Hektar. Im Jahre 1895 gab es bereits 24 

Personen, die im Ganzen 213.574 Hektar besaßen. In ganz Österreich umfasste der 

Großgrundbesitz eine Fläche von 8.700.000 Hektar, während auf den Kleingrundbesitz 

21.300.000 Hektar entfielen. Die Fideikommissbesitzer, 297 Familien besaßen damals 

1.200.000 Hektar. Den Millionen von Kleingrundbesitzern, die ca. 71 Prozent der 

gesamten kultivierbaren Fläche Österreichs bebauten, standen einige Tausende von 

Großgrundbesitzern gegenüber, die über 29 Prozent der Fläche Österreichs verfügten. 

Es gab nur wenige Steuerbezirke, in denen keine Großgrundbesitzer begütert waren. In 

den meisten Bezirken gab es zwei oder mehrere Großgrundbesitzer, die den 

maßgebenden politischen, sozialen und gesellschaftlichen Einfluß ausübten. Fast die 

Hälfte der Großgrundbesitzer waren in mehreren Bezirken des Landes begütert, 

zahlreiche in mehreren Kronländern des damaligen Reiches. In Niederösterreich, 

Böhmen, Mähren und Schlesien gab es überhaupt keinen Bezirk mehr ohne sie. Nur die 

Industrie konnte die Großgrundbesitzer in einigen wenigen Steuerbezirken verdrängen

oder deren Überhandnehmen verhindern, so zum Beispiel in Nordböhmen und im 

böhmisch-mährischen Grenzgebiet. Ansonsten nahm der Großgrundbesitz und Hand in 

Hand damit einhergehend die Familienfideikommisse überall an Umfang zu. Das war 

sowohl in Oberösterreich der Fall, wo es unter allen Kronländern noch den 

bestsituierten Bauernstand gab, als auch in Görz und Gradiska, in der Steiermark, in 

Salzburg, in Galizien und in der Bukowina.2

In Niederösterreich entfielen im Juli 1895 von der gesamten kultivierbaren 

Bodenfläche, die 1.982.300 Hektar umfasste, 540.655 Hektar auf den Großgrundbesitz 

(393 Besitzer) und auf die Kirche 79.181 Hektar. 13 Besitzungen von je mehr als 1.000 

Hektar umfassten zusammen 425.079 Hektar. Das waren 9 Prozent der gesamten 

Fläche. Darunter repräsentierte allein Graf Hoyos-Sprinzenstein eine Fläche von 33.124 

Hektar.

1 Joch: 5.700 km² 
2  Teifen (1906), online 
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Der Flächeninhalt Mährens betrug 2.181.220 Hektar, davon entfielen auf die Kirche 

81.857 Hektar (3,8 Prozent). 116 Besitzungen über 1.000 Hektar umfassten mehr als die 

500.000 Besitzungen bis 10 Hektar, die 92,1 Prozent aller Besitzungen ausmachten. 

Von den 514.677 Hektar Flächeninhalt Österreich-Schlesiens besaß die Kirche 50.845 

Hektar und 79 Großgrundbesitzer zusammen 204.118 Hektar. 

Böhmen mit einem Flächeninhalt von 5.194.500 Hektar wies ungefähr 1.237.000 

Grundbesitzer auf. Die Grundbesitzverteilung war aber durch ungewöhnlich viele 

Grundbesitzungen kleinsten Umfanges und durch ausgedehnten Großgrundbesitz 

charakterisiert. Fast 43 Prozent aller Besitzungen waren kleiner als ½ Hektar und über 

4/5 wiesen nicht mehr als 5 Hektar auf. Diese 703.577 Grundbesitzungen (81  Prozent) 

umfassten lediglich 12,5 Prozent der Fläche Böhmens. Dagegen besaßen 776 Personen 

35,6 Prozent der gesamten Fläche, während diese Personenanzahl aber nur 0,1 Prozent 

aller Grundbesitzer ausmachte. 

Noch krasser erscheint die Besitzverteilung, wenn man die Liegenschaften „über 2.000 

Hektar“ analysiert. Da findet man folgendes Resultat: Der Gesamtbesitz von 64 

Großgrundbesitzer betrug 1.082.884 Hektar, was 20,9 Prozent der Fläche Böhmens 

entsprach. Zusätzlich besaß die Kirche 150.395 Hektar, was mit 3 Prozent der 

Gesamtfläche Böhmens gleichzuhalten war. 

Im Gerichtsbezirk Schwaz wurden sieben, im Gerichtsbezirk Zell sechzehn Alpen, die 

bis Ende des 19. Jahrhunderts als Viehweide dienten, von den neuen Großgrund-

besitzern kassiert und in Jagdgründe umgewandelt. Das gesamte Karwendelgebirge 

wurde für den Auftrieb von Vieh gesperrt. Es war der hohe Adel Österreichs und 

Deutschlands, neben dem reichen Bürgerstand, die in den Alpenländern Flächen bis zu 

70.000  und mehr Joch aufkauften und für Jagdreviere einfrieden ließen. Ganze Dörfer 

und hunderte von Gehöfen verschwanden. Die Bewohner wurden von ihrem Grund und 

Boden verdrängt und an Stelle dieser Menschen und des für menschliche Nahrung 

bestimmten Viehs traten Rehe, Hirsche und Gemsen, die dem Jagdvergnügen einiger 

weniger dienten. Viele von diesen neuen Großgrundbesitzern, die auf diese Weise halbe 

Provinzen zur Verödung brachten, stellten sich danach vor das Parlament, redeten von 
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der „Not der Bauern“ und missbrauchten ihre Macht, um in Gestalt der Vereinnahmung 

von Getreide-, Holz-, Vieh- und Fleischzöllen, Branntweinsteuerprämien usw. auf 

Kosten der Besitzlosen die Hilfe des Staates in Anspruch zu nehmen, um mit dem ihnen 

zufließenden Teilen der Steuern neuerlich den Bauern Land abzukaufen. 

3.2 Fideikommissarchiv 

In der Neuzeit1 wurden vor allem von vielen Adelsfamilien Fideikommisse eingerichtet. 

Mit diesem Rechtsinstrument, das den heutigen Stiftungen vergleichbar ist, sollte ein 

klar umrissenes Familienvermögen vor Erbteilung geschützt und in seiner Gesamtheit 

erhalten werden. Mit der Aufsicht über diese Fideikommisse war z.B. in Kärnten das 

Kärntner Landrecht, nach 1849 das Landesgericht Klagenfurt betraut, bei welchem auch 

das Fideikommissarchiv für Kärnten angelegt wurde. Ab der Zwischenkriegszeit 

wurden die Fideikommisse nach und nach aufgelöst und die bisherigen rechtlichen 

Bindungen erloschen. 

Die großen Familien- und Fideikommissarchive enthalten neben dem Familienarchiv im 

engeren Sinn meist Schriftgut der herrschaftlichen Zentralverwaltung sowie der 

einzelnen Grundherrschaften. Diese Bestände werden daher im Abschnitt 

Herrschaftsarchive gesondert aufgeschlüsselt. Das eigentliche Fideikommissarchiv 

enthält in der Regel wichtige Erwerbsurkunden, Urkunden und Akten über die 

Errichtung des Fideikommisses, über Standeserhebungen, Familienurkunden und 

familiengeschichtliches Material, das meist chronologisch an Hand der Stammtafel der 

jeweiligen Familie dargeboten wird. 

Während sämtliche grundherrschaftlichen Archive unabhängig von den 

Eigentumsverhältnissen frei zugänglich sind, ist die Benützung einiger weniger, im 

Landesarchiv deponierter Familienarchive an das Einverständnis ihrer Eigentümer 

gebunden.2

Wenn man an die Familienverbände in der Geschichte denkt, wird an erster Stelle der 

alte Adel in Erinnerung gerufen. Die Familienverbände der ständischen Gesellschaft 

hatten den Zweck, Macht, Besitz und Rechtsansprüche innerhalb des Namensstammes 

1 Neuzeit: Zeitraum ab der Entdeckung Amerikas (1492) 
2 Weiss (2001), online 
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oder wenigstens innerhalb der durch Heirat verwandten Stämme zu erhalten und zu 

mehren. Auf Leistung im bürgerlichen Sinne waren diese Ansprüche nicht oder nur in 

geringem Maße gegründet. Das hatte zur zwangsläufigen Folge, daß diese 

Familienverbände des alten Adels mit der Entstehung der bürgerlichen 

Leistungsgesellschaft nicht nur in Frage gestellt worden sind, sondern ihnen auch 

juristisch die Grundlage entzogen worden ist. Auch das finanziell erfolgreiche 

Bürgertum sah lange Zeit ein wichtiges Ziel darin, in den Adel aufzusteigen und bildete 

Familienverbände, deren Zweck sich von der des alten Adels wenig unterschied. Diese 

Absicht, Macht und Besitz auch über Generationen hinweg zu tradieren1, die sie durch 

ihre eigene Leistung gar nicht verdient hatten, sondern nur von ihren Vätern ererbt und 

die sich durch ihre eigenen Fähigkeiten und Leistungen nicht oder nur in geringem 

Maße von der Menge abhoben, stieß schon in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts 

auf den entschiedenen Widerstand nicht nur der Sozialisten und Kommunisten, sondern 

auch liberaler Bürger, die davon ausgingen, dass jeder vor allem nur das besitzen sollte, 

was er selbst geschaffen hat. 

Ihren Ausdruck fanden diese sozialen Auseinandersetzungen in einem 

jahrhundertlangen Kampf, in dem schließlich nicht nur die feudalen 

Familienfideikommisse zerschlagen wurden, sondern darüber hinaus auch bürgerlichen 

Familienstiftungen jede vernünftige wirtschaftliche Grundlage entzogen wurde. 

Nachdem bereits von der Französischen Revolution die Fideikommisse in Frage gestellt 

worden waren, war in den 1849 von der Frankfurter Paulskirchenversammlung 

erarbeiteten Grundrechten des deutschen Volkes im Entwurf der Reichsverfassung, die 

Auflösung der Familienfideikommisse vorgesehen. Aber erst auf Grundlage der 

Weimarer Verfassung erging in Deutschland am 11.8.1919 die klare Bestimmung: „ Die 

Fideikommisse sind aufzulösen.“ Der verfassungspolitische Durchbruch zur 

Demokratie war damit konsequenterweise mit dem Abbau der Institutionen verbunden, 

die in der historischen Entwicklung einem Stand in Staat und Gesellschaft ein 

Übergewicht über die anderen Stände verliehen hatten, und das waren Fideikommisse 

und Familienstiftungen. Das Fideikommissverbot wie es in modernen Staaten (darunter 

auch die Schweiz) durchgesetzt worden ist, sollte das System von Erbfolgen verhindern, 

in der die Verfügungsfreiheit der Erben eingeschränkt wird und Vermögenswerte in den 

1 tradieren: überliefern, weitergeben 
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nachfolgenden Generationen ausschließlich zugunsten der Namens- bzw. Stammlinie 

sichergestellt werden. 

Obwohl die Familienstiftung einem ähnlichen Zweck dient, nämlich den Interessen 

einer Familie bzw. eines Nachfahrensverbandes, unterscheidet sie sich vom 

Fideikommiss dadurch, dass sie kein dem allgemeinen Rechtsverkehr entzogenes 

Sondervermögen darstellt, das vom jeweiligen Erben beherrscht wird. Die 

Familienmitglieder haben teil an dem Vermögen der Familienstiftung und ihren 

Erträgen und zwar auf Grund ihrer satzungsmäßigen Rechte und gewisser in der 

Satzung festgelegter Möglichkeiten des Einflusses auf die Verwaltung. 

3.3 Exkurs Stiftung 

Die Stiftungen wurden durch das Bundes-Stiftungs- und Fondsgesetz 1974, BGBl 

1975/11, neu geregelt, welches das bis dahin maßgebliche Hofkanzleidekret aus 1841 

aufgehoben hat. Dieses Bundesgesetz gilt aber nur für Stiftungen, deren Vermögen 

durch privatrechtliche Widmung zur Erfüllung gemeinnütziger oder mildtätiger 

Aufgaben bestimmt ist und die ihrem Zweck nach über den Interessenbereich eines 

Bundeslandes hinausgehen.1 Andere Stiftungen und Fonds unterliegen den 

landesgesetzlichen Regelungen. 

Stiftungen sind durch eine Anordnung des Stifters dauernd gewidmete Vermögen mit 

Rechtspersönlichkeit, deren Erträgnisse der Erfüllung gemeinnütziger oder mildtätiger 

Zwecke dienen.2 Sie sind demnach keine Personenvereinigungen und haben keine 

Mitglieder, sondern nur Nutznießer (Destinatäre). 

Gemeinnützigkeit ist gegeben, wenn die Allgemeinheit oder ein bestimmter 

Personenkreis auf geistigem, kulturellem, sittlichem, sportlichem oder materiellem 

Gebiet gefördert wird; mildtätig sind Zwecke, die darauf gerichtet sind, hilfsbedürftige 

Personen zu unterstützen.3

1 Bundes-Stiftungs- und Fondsgesetz 1974: § 1 
2 Bundes-Stiftungs- und Fondsgesetz 1974: § 2 (1) 
3 Bundes-Stiftungs- und Fondsgesetz 1974: § 2 (2), (3) 
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Zur Entstehung einer Stiftung bedarf es einer Stiftungserklärung und der Entscheidung 

der zuständigen Behörde (Landeshauptmann bzw. das nach dem Stiftungszweck 

zuständige Bundesministerium, § 39 leg cit) über die Zulässigkeit. 

Die Stiftungserklärung ist die Willenserklärung, ein bestimmtes Vermögen für einen 

gemeinnützigen oder mildtätigen Zweck zu widmen.1 Sie muß schriftlich abgefaßt sein 

und eine Umschreibung des gewidmeten Vermögens (Stammvermögen) enthalten. Soll 

die Stiftung zu Lebzeiten des Stifters errichtet werden, so muß die Stiftungserklärung 

unwiderruflich gegenüber der Behörde abgegeben werden und mit gerichtlich oder 

notariell beglaubigter Unterschrift versehen sein. Stiftungserklärungen von Todes 

wegen müssen die Form einer schriftlichen letztwilligen Verfügung einhalten. 

Bei Auflösung der Stiftung fällt das Vermögen den in der Satzung genannten Personen 

zu.2 Stimmen diese nicht zu oder ist die Übertragung sonst nicht möglich, so ist das 

Vermögen einer Stiftung mit ähnlichem Zweck zu übertragen. Ist auch dies nicht 

möglich, so soll es möglichst dem Stifterwillen entsprechend verwendet werden.3

3.4 Gesetzliche Auflösung der Familienfideikommisse 

Die in der Folge der Novemberrevolution 1919 für Deutschland erlassene Bestimmung 

über  die  Auflösung  der  Fideikommisse ist von den Nationalsozialisten umgesetzt und 

durch das Gesetz über das Erlöschen der Familienfideikommisse vom 6.7.1938 sogar 

beschleunigt worden. Es war zwar in den Jahren ab 1919 viel von notwendigen neuen 

gesetzlichen Regelungen für Familienverbände und –stiftungen geschrieben worden, 

jedoch war bis 1938 nichts davon in zwingende Gesetzesform gegossen worden, um 

auch in Hinblick auf den Grundbesitz  die notwendigen Schritte bezüglich der 

Modernisierung zu einer Leistungsgesellschaft umzusetzen.4

Die Fideikommissbewegung erreichte im 19. Jahrhundert auch deshalb ihren 

Höhepunkt, weil viele Edelleute nun versuchten in den sich rasant ändernden Zeiten 

(Industrialisierung, Landflucht, Mechanisierung) ihren Grund und Boden für die 

1 Bundes-Stiftungs- und Fondsgesetz 1974: § 4 
2 Bundes-Stiftungs- und Fondsgesetz 1974: § 21 (2) 
3 Koziol/Welser (1991), S. 73f 
4 Teifen (1906), online 
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Familie zu erhalten. Da die republikanische und später dann auch die 

nationalsozialistische Landwirtschaftspolitik dieser Idee feindlich gegenüberstand und 

sie den Großgrundbesitz schwächen wollte, wurden per Gesetz von 1919 und 1939 in 

Deutschland und in weiterer Folge damit auch in Österreich, alle Fideikommisse 

aufgelöst. Dies geschah aufgrund der Gesetzesbestimmung 1919 in Deutschland  

zunächst aber meistens nur theoretisch, denn die meisten Fideikommisse bestanden 

wegen langsamer behördlicher Tätigkeit 1938 immer noch. 

Am 1. Januar 1939 aber wurden alle noch existenten Familiengüter zum freien und 

veräußerbaren Eigentum des derzeitigen Inhabers des Fideikommisses erklärt, teilweise 

aber auch in sogenannte „Schutzforste“ umgewandelt, welche aus Waldgütern gebildet 

wurden, welche den aufzulösenden Fideikommissen zugehört hatten und eine Fläche 

von jeweils mehr als 100 ha aufwiesen. Die näheren Regelungen über das Schicksal 

dieser „Schutzforste“ wurden jeweils im Einzelfall vom Reichsforstminister in 

Absprache mit dem Reichsminister für Ernährung und Landwirtschaft getroffen.1

3.5 Abwicklung des Fideikommissrechtes 

Es war seit jeher eine demokratische Forderung die Fideikommisse, welche als Relikte 

des Feudalismus angesehen wurden, aufzulösen und abzuschaffen; bereits der Entwurf 

der deutschen Reichsverfassung von 1849 forderte in § 170 die Auflösung der 

gebundenen Vermögen. Dennoch blieben Familienfideikommisse und verwandte 

Institute im 19. Jahrhundert die am weitesten verbreitete Rechtsform des 

Grundadelsvermögens. Auch durch das am 1.1.1900 in Deutschland in Kraft getretene 

BGB sind die gebundenen Adelsvermögen in Deutschland nicht beseitigt worden; sie 

blieben vielmehr gemäß Art. 59 EGBGB2 weiter bestehen. Die Weimarer 

Reichsverfassung forderte in Art. 155 Abs. 2 Satz 2 wiederum, Fideikommisse und 

sonstige gebundene Vermögen aufzulösen; dennoch hielten sie sich auch in der 

Weimarer Zeit trotz einer Reihe gesetzgeberischer Maßnahmen der Länder zäh am 

Leben. Da in Österreich die Familienfideikommisse in §§ 618ff ABGB geregelt waren, 

hätte eine Auflösung derselben einer Gesetzesänderung bzw. Gesetzesaufhebung 

bedurft. Trotz massiver Kritik an diesem Rechtsinstitut von vielen Seiten konnte dies 

jedoch nicht durchgesetzt werden. 

1 Kühne (1998), online 
2 Einführungsgesetz zum (deutschen) bürgerlichen Gesetzbuch 
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So erfolgte die Auflösung der gebundenen Adelsvermögen erst durch das Gesetz über 

das Erlöschen der Familienfideikommisse (FidErlG) vom 6.7.1938 und durch die 

Durchführungsverordnung hiezu (DV FidErlG) vom 20.3.1939. 

Diese Rechtsvorschriften sind heute noch in Kraft; sie gelten in Deutschland als 

Landesrecht und in Österreich als Bundesrecht weiter. Trotz der sehr weitgehenden 

Einschränkungen des Eigentums steht das Fideikommissabwicklungsrecht auch  mit 

Art. 5 StGG1 im Einklang. Denn durch das Gesetz vom 6.7.1938 ist nicht ursprünglich 

freies Eigentum kraft obrigkeitlichen Eingriffes eingeschränkt und gebunden worden, 

sondern die Inhaber der betroffenen Vermögen wurden im Gegenteil von früher 

bestehenden Eigentumsbindungen, von dem unter dem Vorbehalt einzelner stehendem 

Eigentum, im Interesse der Allgemeinheit, von den bestehenden Einschränkungen der 

Unveräußerbarkeit der in ihrem Eigentum stehenden Liegenschaften, befreit.

Gleichzeitig wurden sie durch diese Auflösung unter Zugzwang zur Reorganisation 

gesetzt und intern zur Aufteilung der Vermögensmasse innerhalb der Familie 

gezwungen.

3.5.1 Schutzmaßnahmen im kulturellen Interesse 

Das Gesetz über das Erlöschen der Familienfideikommisse und sonstiger gebundener 

Vermögen vom 6. Juli 1938, DRGBl I, S. 825 (FidErlG) bestimmt, daß alle 

Familienfideikommisse und sonstige gebundenen Vermögen mit dem 1.1.1939 

erlöschen2 und freies Vermögen des letzten Besitzers werden.3 Der Besitzer bleibt aber 

in der Verwaltung und Verfügung über dieses theoretisch freie Vermögen solange an 

die früheren Beschränkungen gebunden, bis ihm vom Fideikommissgericht ein 

sogenannter Fideikommissauflösungsschein erteilt wird.4 Das Fideikommissgericht 

wiederum darf nach § 11 Abs. 4 Satz 4 FidErlG derartige Auflösungsscheine nur 

erteilen, wenn es zuvor bestimmte Maßnahmen im Interesse der Allgemeinheit und zum 

Schutze der Erhaltung wertvollen Kulturguts getroffen hat.5 Bei  der Ausgestaltung 

dieser Schutzmaßnahmen lässt das FidErlG und die Verordnung zur Durchführung und 

1 StGG 1867: Art. 5 
2 FidErlG 1938: § 1 Abs. 1 Satz 1 
3 FidErlG 1938: § 2 
4 FidErlG 1938: § 11 Abs. 1 
5 FidErlG 1938: § 6
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Ergänzung des Gesetzes über das Erlöschen der Familienfideikommisse und sonstiger 

gebundener Vermögen vom 21. März 1939, DRGBl I, S. 509 (DV FidErlG) den 

Fideikommissgerichten breiten Ermessensspielraum; generelle Ausführungen über den 

tatsächlichen Umfang der Eigentumsbeschränkungen bei früher gebundenen Vermögen 

sind daher nur schwer möglich. In der Regel wurden die Eigentümer der zu schützenden 

Kulturdenkmäler verpflichtet, die vom Auflösungsschein erfassten Gegenstände 

ordnungsgemäß zu erhalten; die Veräußerung oder Veränderung war in vielen Fällen 

von der Zustimmung der Genehmigungsbehörde abhängig.1

Die im öffentlichen Interesse getroffenen Schutz- und Sicherungsmaßnahmen wirken 

bis zum heutigen Tage auch gegenüber jedem Erwerber oder Besitzer des geschützten 

Kulturdenkmals.2

3.5.2 Verfahren der Fideikommissabwicklung 

Die Durchführung des Fideikommissabwicklungsrechts ist, obwohl es sich um eine 

reine Verwaltungsaufgabe handelt, den Gerichten übertragen worden. Zuständig ist in 

Österreich der Fideikommisssenat beim Oberlandesgericht Wien. 

Bei der Auflösung von Fideikommissen nach 1918 festgelegte Rechtsverhältnisse 

bestehen bis heute fort. Gemäß § 38 DV FidErlG vom 20. März 1939 wurden 

Löschungen im Grundbuch nur auf Ersuchen des Fideikommissgerichts durchgeführt. 

Ist dieses Ansuchen, aus welchen Gründen auch immer, unterblieben, so kam es bis 

dato zu keiner Berichtigung der jeweiligen Grundbuchseinlage.  

Auf diesen Liegenschaften sind daher immer noch Vorkaufsrechte oder 

Wiederkaufsrechte zugunsten von Familienfideikommissen bzw. zugunsten deren 

letzten Besitzern, in dessen freies Eigentum der jeweilige Fideikommiss überging, im 

Lastenblatt des Grundbuches eingetragen. Dies obwohl der berechtigte Fideikommiss 

aufgrund des FidErlG vom 6. Juli 1938 seit 1.Januar 1939 eigentlich als erloschen gilt. 

Diesbezüglich wird auf den Grundbuchsauszug (GB 2460 Bruckneudorf, EZ 508)3 und 

den Grundbuchsauszug (GB 75314 Schlatten, EZ 57)4 verwiesen. 

1Die Vorschriften des Denkmalschutzes, der auf vielen dieser Liegenschaften lastet und des 
  Fideikommissabwicklungsrechts finden nebeneinander Anwendung.
2 DV FidErlG 1939: § 7 Abs. 2 Satz 1
3 siehe Abbildung 1 
4 siehe Abbildung 2 
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Gemäß § 1 i.V.m. § 2 FidErlG vom 6. Juli 1938 waren mit Beginn des 1. Januars 1939 

die in diesem Zeitpunkt noch bestehenden Fideikommisse erloschen und das 

Fideikommissvermögen wurde mit diesem Datum freies Vermögen des letzten 

Fideikommissberechtigten. Über das Erlöschen der Fideikommisse erteilte das 

Fideikommissgericht dem Besitzer eine Bescheinigung.1 Gegenständliche 

Bescheinigung trug die Bezeichnung Fideikommissauflösungsschein. 

Nach Erteilung des Fideikommissauflösungsscheines haftete auch der Stamm des 

Fideikommissvermögens für die Fideikommissverbindlichkeiten, für die bis zu diesem 

Zeitpunkt nur die Früchte dieses Vermögens hafteten.2 Der letzte Fideikommissbesitzer 

haftete für die bei Erteilung des Fideikommissauflösungsscheines noch bestehenden 

Fideikommissverbindlichkeiten wie ein Erbe. Die Fideikommissgläubiger erlangten 

aufgrund des Gesetzes die Rechtstellung von Nachlassgläubigern. Der Erbfall galt mit 

der Erteilung des Fideikommissauflösungsscheines als eingetreten. Das frühere 

Fideikommissvermögen galt mit diesem Zeitpunkt als Nachlaß.3

Legt man diese gesetzlichen Bestimmungen zugrunde, so ist im Falle eines im 

Lastenblatt  verbliebenen  Vorkaufsrechts die  Eigentumsübertragung  einer 

Liegenschaft dennoch möglich, wenn diese unentgeltlich (Schenkung), im Erbweg 

(Testament, Kodizil, u.s.w.), durch Zuschlag oder von Gesetzes wegen (diesbezüglich 

sei insbesondere auf das Bundesimmobiliengesetz verwiesen) erfolgt.4

Im Sinne  des § 2 des  Gesetzes über  das  Erlöschen  der Familienfideikommisse vom 

6. Juli 1938 ging das Fideikommissvermögen in das Eigentum des letzten 

Fideikommissbesitzers über. Gemäß der Legaldefinition des § 354 ABGB ist Eigentum 

das umfassende Herrschaftsrecht an einer körperlichen Sache. Um deutlich zu machen, 

dass das Eigentumsrecht alle denkbaren Befugnisse in Bezug auf eine Sache in sich 

vereint, spricht das Gesetz davon, dass der Eigentümer mit der Sache „nach seiner 

Willkür“ verfahren und jeden anderen ausschließen kann.5 Das Eigentum des einen hat 

1 FidErlG 1938: § 11 
2 FidErlG 1938: § 12 Abs. 1 
3 FidErlG 1938: § 12 Abs. 2 
4 siehe Kapitel 5.15.3 
5 ABGB 1811: § 354 
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jedoch seine natürliche Schranke an den Berechtigungen des anderen. Neben diesen 

privatrechtlichen Schranken gibt es aber auch öffentlich-rechtliche Beschränkungen im 

Interesse der Allgemeinheit. 

Rechtsverhältnisse an Liegenschaften und somit auch Eigentumsübertragungen werden 

regelmäßig durch Grundbuchseintragung begründet und abgeändert 

(Eintragungsgrundsatz). Um das Eigentum an einer Liegenschaft zu übertragen, sind 

jedoch zusätzlich zu einem gültigen Erwerbsgrund (Titel) noch weitere Grundsätze zu 

beachten. Bezüglich der wichtigsten Voraussetzungen ergeht im nächsten Kapitel eine 

deklarative Aufzählung. 



  17  

4 Prinzipien des österreichischen Grundbuchsystems 

Das österreichische Grundbuchsystem ist Teil des mitteleuropäischen 

Grundbuchsystems. Wesentliche Säule dieses Systems ist der Eintragungsgrundsatz, der 

für alle dinglichen Rechte in Österreich gilt. 

Die Verbreitung des mitteleuropäischen Grundbuchsystems war und ist auf Grund der 

Ausdehnung der Habsburger Monarchie vor allem in Mittel-, Ost- und Südosteuropa 

beachtlich. Neben Deutschland, Österreich und Schweiz ist dieses Grundbuchsystem 

auch in Polen, Tschechien, der Slowakei, Ungarn, Slowenien und Kroatien sowie allen 

Nachfolgestaaten des ehemaligen Jugoslawien, in Rumänien, in Südtirol und in 

Liechtenstein zu finden.1

Die wichtigsten Grundsätze des materiellen Grundbuchrechts in allen oben angeführten 

Staaten lauten: 

Eintragungsgrundsatz und 

Vertrauensgrundsatz

4.1 Der Eintragungsgrundsatz (Intabulationsprinzip) 

Der Eintragungsgrundsatz ist grundsätzlich in § 431 ABGB formuliert, in dem es heißt, 

daß zur Übertragung des Eigentums unbeweglicher Sachen das Erwerbsgeschäft „in die 

dazu bestimmten öffentlichen Bücher eingetragen werden muß!“ § 4 GBG ergänzt 

diesen Grundsatz, indem er anordnet, dass der Erwerb, die Übertragung, die 

Beschränkung und die Aufhebung bücherlicher Rechte nur durch die Eintragung in das 

Hauptbuch erwirkt werden kann. 

Voraussetzung für eine dingliche Rechtsänderung sind nach dem österreichischen

Sachenrecht, ein gültiger Erwerbsgrund (Titel) und eine rechtliche Erwerbungsart 

(Modus). Während bei beweglichen Sachen die Übergabe i.S.d. §§ 426ff ABGB den 

erforderlichen Modus zur Eigentumsübertragung bildet, tritt bei unbeweglichen Sachen 

an die Stelle der Übergabe die Eintragung des Rechtes in das Grundbuch (Intabulation). 

1 Rechberger/Bittner (1999): 23 
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Sowohl Intabulation als auch die Extabulation ist laut einhelliger Lehrmeinung und 

Judikatur grundsätzlich nur aufgrund einer vom Übertragenden unterfertigten 

Eintragungsbewilligung („Aufsandungserklärung“) möglich. Andernfalls kann 

grundsätzlich ein Recht weder ins Grundbuch eingetragen, noch gelöscht werden. 

4.2 Der Vertrauensgrundsatz (materielles Publizitätsprinzip) 

Aufgrund des o.a. Eintragungsgrundsatzes sollten sich Rechtsänderungen an 

Liegenschaften ausschließlich im Grundbuch vollziehen und die tatsächliche mit der im 

Grundbuch eingetragenen Rechtslage regelmäßig übereinstimmen. Jedoch vermag in 

Wirklichkeit nicht jede Grundbuchseintragung die tatsächliche Rechtslage an der 

Liegenschaft zu ändern und nicht jede Rechtsänderung findet notwendiger Weise ihren 

Niederschlag im Grundbuch. Bekannteste Beispiele sind die Einverleibung des 

Eigentums auf der Basis eines ungültigen Titels und die außerbücherliche Ersitzung 

einer Dienstbarkeit.1

Eine der bedeutendsten Fragen des Grundbuchrechts ist daher jene, was gelten soll, 

wenn ein Dritter auf die im Grundbuch unrichtig oder unvollständig dokumentierte 

Rechtslage vertraut und von einem unberechtigten Vormann dingliche Rechte an einer 

Liegenschaft erwirbt. Auf Grund des Eintragungsgrundsatzes erzeugt das Grundbuch 

den Anschein einer bestimmten Rechtslage, die aber unter Umständen mit der 

tatsächlichen Rechtslage nicht übereinstimmt. Der grundbücherliche 

Vertrauensgrundsatz besagt daher, dass das Vertrauen desjenigen, der seine 

Dispositionen auf den Rechtsschein des Grundbuches gründet, unter bestimmten 

Voraussetzungen zu schützen ist. Das Vertrauen auf den Grundbuchstand setzt jedoch 

die Kenntnis desselben und die Unkenntnis der wahren Rechtslage voraus.2 § 443 

ABGB besagt diesbezüglich: „Wer diese Bücher nicht einsieht, leidet in allen Fällen für 

seine Nachlässigkeit.“ 

Der bücherliche Vertrauensschutz hat zwei Aspekte: 

Die positive Seite des materiellen Publizitätsprinzips schützt das Vertrauen auf die 

Richtigkeit des Grundbuchstandes, nämlich darauf, daß die Eintragung im Grundbuch 

1 vgl. Rechberger/Bittner (1999): 111 
2 SZ 28/30 
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ursprünglich, also von Anfang an richtig ist. (Einfach ausgedrückt: „Was eingetragen ist, 

gilt.“) Die negative Seite des materiellen Publizitätsprinzips schützt das Vertrauen auf 

die Vollständigkeit des Buchstandes (Einfach ausgedrückt: „Was nicht eingetragen ist, 

gilt nicht.“). 

Sofern der Grundbuchstand ursprünglich richtig gewesen ist, schadet es dem Dritten 

daher nicht, wenn das Grundbuch durch außerbücherliche Erwerbs- bzw. 

Löschungstatbestände unrichtig geworden ist. § 1500 ABGB besagt diesbezüglich, dass 

ein außerbücherlich erworbenes Recht demjenigen, welcher im Vertrauen auf die 

öffentlichen Bücher noch vor der Einverleibung desselben, eine Sache oder ein Recht an 

sich gebracht hat, zu keinem Nachteil gereichen kann. Dadurch kommt es zum 

Rechtsverlust des ersten und somit wahren (aber außerbücherlichen) Berechtigten. 

Den Vertrauensschutz des Grundbuches verdient jedoch nur der gutgläubige 

Vertrauende. Im guten Glauben i.S.d. ABGB befindet sich nur derjenige, der die wahre 

Rechtslage nicht einmal fahrlässig verkannt hat.1 Der gute Glaube muß sowohl beim 

Abschluß des der Eintragung zugrunde liegendem Rechtsgeschäftes als auch im 

Zeitpunkt der Überreichung des Grundbuchgesuches bei Gericht bestehen.2

4.3 Die Eintragungsarten im Grundbuch 

§ 8 GBG kennt drei Eintragungsarten: 

die Einverleibung 

die Vormerkung 

die Anmerkung 

Die Einverleibung bewirkt die sofortige unbedingte Erwerbung, Übertragung, 

Beschränkung oder Aufhebung eines bücherlichen Rechts. 

Die Vormerkung bewirkt die Erwerbung, Übertragung, Beschränkung oder Erlöschung 

bücherlicher Rechte unter der Bedingung der nachfolgenden Rechtsfertigung. Mit der 

Vormerkung wahrt sich der Antragsteller den Rang gegenüber nachfolgenden Dritten. 

Die Anmerkung ist jene Eintragung, die im Gegensatz zur Einverleibung oder 

Vormerkung keine bücherlichen Rechte begründen, übertragen, einschränken oder 

1 ecolex 1996, 96 
2 JBl 1993, 186 
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aufheben kann. Das angemerkte Rechtsverhältnis besteht i.d.R. unabhängig von der 

Anmerkung im Grundbuch bereits in der Realität. Sie kann allerdings rangwahrende 

Wirkung haben (z.B. Anmerkung der Rangordnung für die beabsichtigte Veräußerung) 

und nachdem ihre Eintragung dem Grundbuchstand angehört, jedenfalls bewirken, daß 

sich niemand auf die Unkenntnis der angemerkten Verhältnisse berufen kann.1

4.4 Urkundenprinzip 

Wie oben ausgeführt, kann bei einem Liegenschaftserwerb grundsätzlich nur der 

einverleibte Erwerber über seine Rechte verfügen (Ausnahmen von diesem Grundsatz 

bestehen lediglich insoweit, als die Antragstellung für die Anmerkung der Rangordnung 

und für die Löschung von Lasten auch dem Ersteher in der Zwangsversteigerung und 

dem Erben als außerbücherlichen Eigentümer zugestanden werden). Die Einverleibung 

kann jedoch nur auf Grund öffentlicher Urkunden oder solcher Privaturkunden 

geschehen, auf denen die Unterschrift der Parteien gerichtlich oder notariell beglaubigt 

ist und der Beglaubigungsvermerk bei natürlichen Personen auch das Geburtsdatum 

enthält.2

Die der Einverleibung zugrunde liegenden öffentlichen Urkunden können von einer 

öffentlichen Behörde oder einem Notar über Rechtsgeschäfte aufgenommene Urkunde, 

vor Gerichten oder anderen dazu berechtigten Behörden oder Personen aufgenommene 

exekutionsfähige Vergleiche, Zahlungsaufträge über gesetzliche Gebühren und Beiträge 

sowie Ausweise über rückständige Steuern und öffentliche Abgaben, soweit sie sofort 

vollstreckbar sind, sowie andere Urkunden, die die Eigenschaft eines gerichtlich 

vollziehbaren Anspruchs einer öffentlichen Behörde haben, sein.3

Bei einer Privaturkunde entfällt das Beglaubigungserfordernis ausnahmsweise dann, 

wenn diese mit einer genehmigenden Erklärung einer Behörde versehen ist, die berufen  

erscheint, die Interessen desjenigen wahrzunehmen, dessen Recht beschränkt werden 

soll.4

1 GBG 1955: § 20 lit a 
2 GBG 1955: § 31 Abs. 1 
3 Hofmeister, NZ 1991, 320 
4 GBG 1955: § 31 Abs. 2;  gemeint ist z. B. eine abhandlungs- oder pflegschaftsbehördliche 
  Genehmigung 
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4.5 Aufsandungserklärung 

Soll eine Einverleibung auf Grund einer Privaturkunde erfolgen, ist die ausdrückliche 

Erklärung desjenigen, dessen Rechte beschränkt, belastet, aufgehoben oder auf eine 

andere Person übertragen werden sollen, erforderlich, daß er in die Einverleibung 

einwillige.1 Diese Eintragungsbewilligung (Aufsandungserklärung) soll sicherstellen, 

daß die Grundbuchshandlung ausdrücklich dem Willen der Person entspricht, in deren 

Recht eingegriffen werden soll.2 Diese Erklärung kann in der Vertragsurkunde, in einer 

gesonderten Grundbuchsurkunde oder im Grundbuchgesuch abgegeben werden.3 In den 

der gegenständlichen Arbeit zugrunde liegenden Fällen ist jedoch genau jene Person 

nicht eruierbar, welche die rechtsaufhebenden Urkunden unterfertigen müsste. 

Durch die einseitige Eintragungsbewilligung wird dem Grundbuch gegenüber das 

dingliche Verfügungsgeschäft, also die Einigung der Parteien über den dinglichen 

Rechtsübergang bzw. die Löschung eines dinglichen Rechtes, dokumentiert. 

Die als Schutzbestimmung für den Schuldner bei der Pfandbestellung entstandene 

Eintragungsbewilligung ist von § 433 ABGB als Einverleibungsbewilligung formuliert 

worden (die Vormerkung sollte bei der Pfandbestellung gerade auch dann möglich sein, 

wenn eine derartige Bewilligung fehlt). Das GBG hat dieses Erfordernis für die 

Bewilligung jedoch verallgemeinert: Die Einverleibung auf Grund einer Privaturkunde 

kommt nicht in Frage, wenn nicht die Eintragungsbewilligung vorliegt, was auch dann 

gilt, wenn es sich lediglich um eine „Einverleibung der Löschung, also nur um die 

Eintragung einer Rechtsaufhebung handelt“4.

Wie bereits erwähnt, kann die Eintragungsbewilligung entweder in der 

Geschäftsurkunde selbst (was in der Praxis den Regelfall darstellt) oder in einer 

besonderen Urkunde (die dann den Erfordernissen zur Einverleibung genügen muß) 

enthalten sein.5

1 Hofmeister, NZ 1990, 100 
2 GBG 1955: § 32 Abs. 1 lit b 
3 GBG 1955: § 32 Abs. 2 
4 Demelius (1948): 37 
5 GBG 1955: § 32 Abs. 2 
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Entsprechend Kapitel 5.9 ist die Löschung eines Vorkaufs- oder Wiederkaufsrechtes nur 

auf Grund einer Urkunde möglich, welche die ausdrückliche Erklärung desjenigen, 

dessen Recht aufgehoben wird beinhaltet, daß er in die Einverleibung einwilligt 

(Aufsandungserklärung). Wie oben ausgeführt, ist in den der gegenständlichen Arbeit 

zugrunde liegenden Fällen, jene Person nicht eruierbar, welche die rechtsaufhebende 

Urkunde unterfertigen müsste. 

Unabdingbar ist mit hiebei, daß diese Urkunde mit einer notariell beglaubigten 

Unterschrift des Berechtigten versehen ist. In der Praxis wird dem Grundbuchsantrag 

das Original der Urkunde samt einer (unbeglaubigten) Abschrift (also eine Kopie) 

angeschlossen. Das Original wird dem Antragsteller nach der Erledigung des Antrages 

zurückgestellt während die Abschrift der Urkundensammlung einverleibt wird1; die dort 

geforderte Beglaubigung der Abschrift erfolgt gem. § 91 GBG durch den Fachdienst im 

Grundbuch. Dies ändert jedoch nichts daran, daß die Originalurkunde die Unterschrift 

des Berechtigten oder zumindest des Vertreters des Antragstellers ausweisen muß. 

Das Vierte Hauptstück des Grundbuchgesetzes 1955 nimmt auf dieses Problem Bezug, 

indem es folgende Lösungsansätze bietet: 

Die amtswegige Bereinigung des Grundbuchs von gegenstandslosen Eintragungen gem. 

§ 131 GBG und 

die Berichtigung des Grundbuchs auf Antrag wegen  nachträglicher  Unrichtigkeit gem. 

§ 136 GBG. 

4.6 Die amtswegige Bereinigung des Grundbuchs von 

gegenstandslosen Eintragungen 

Gegenstandslos sind Rechte, die nicht (mehr) bestehen oder aus tatsächlichen Gründen 

dauernd  nicht  ausgeübt  werden  können2,  die  verjährt  sind3 oder  nur  einen geringen 

wirtschaftlichen  Wert darstellen.4  Ein  diesbezüglich häufig vorkommendes Beispiel ist 

1 GBG 1955: § 6 
2 GBG 1955: § 131 Abs. 2 lit a 
3 GBG 1955: § 131 Abs. 2 lit b 
4 GBG 1955: § 131 Abs. 2 lit c 
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das durch den Tod des Verkäufers gegenstandlos gewordene Belastungs- und 

Veräußerungsverbot. Der Erwerber der Liegenschaft kann die Löschung desselben 

begehren.1

Die Geringfügigkeitsgrenze des § 131 Abs. 2 lit c GBG liegt derzeit bei einem Wert, der 

ATS 1.500,-- (entspricht einem Gegenwert von 109,01 Euro), bei wiederkehrenden 

Leistungen ATS 500,-- (entspricht einem Gegenwert von 36,34 Euro) jährlich nicht 

übersteigt, sofern die Eintragung des Rechts vor dem 1.5.1945 erfolgt ist. 

Der Sinn der amtswegigen Löschung von Eintragungen liegt in der Herstellung der 

Klarheit und/oder Übersichtlichkeit des Buchstandes. Sie kommt nicht in Frage, wenn 

eine Eintragung auch im normalen Grundbuchsverfahren erwirkt werden kann.2 Auch 

die Löschung gegenstandsloser Eintragungen ist gem. § 131 Abs. 1 GBG von Amts 

wegen durchzuführen, sie wird jedoch in der Praxis auch oft beantragt.3 Während das 

Gesetz dem Gericht die Löschung unzulässiger Eintragungen zur Pflicht macht (Arg.: 

„ist“), stellt es die Einleitung des Löschungsverfahrens hinsichtlich gegenstandsloser 

Eintragungen in das Ermessen des Gerichts; diese Entscheidung wird deshalb auch 

ausdrücklich für unanfechtbar erklärt.4

Das Ermessen des Grundbuchgerichts ist jedoch kein „freies“ (wie der Gesetzestext 

vorgibt), sondern wie stets ein pflichtgebundenes. Beispielsweise gibt § 132 Abs. 1 

GBG die Kriterien für die Ermessensausübung sogar an, indem es besondere „äußere 

Umstände“ aufzählt, bei deren Vorliegen das Grundbuchsgericht das 

Löschungsverfahren einleiten soll, weil diese „hinreichenden Anlaß dazu geben und 

Grund zu der Annahme besteht, dass die Eintragung gegenstandslos ist“. Es handelt sich 

dabei um die Umschreibung der Grundbuchseinlage wegen Unübersichtlichkeit, die 

Teilveräußerung oder Neubelastung des Grundstücks und die Anregung seitens eines 

Beteiligten. 

Die Gegenstandslosigkeit der Eintragung muss grundsätzlich offenkundig oder durch 

öffentliche oder (gerichtlich oder notariell) beglaubigte Urkunden nachgewiesen sein.5

1 Hofmeister, NZ 1988, 335 
2 RPflSlgG 2.227 
3 RPflSlgG 643 
4 EvBl 1963/14 
5 GBG 1955: § 133 
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4.7 Die Berichtigung des Grundbuchs auf Antrag wegen 

nachträglicher Unrichtigkeit 

Dieser Fall der Grundbuchsberichtigung setzt voraus, daß „das Grundbuch die wirkliche 

Rechtslage nicht richtig wiedergibt“.1 Es muß also nachträglich (d.h. nach der letzten 

maßgeblichen Grundbuchseintragung) außerbücherlich eine Rechtsänderung eingetreten 

sein, die grundbücherlich noch nicht durchgeführt worden ist. 

Soweit durch die Berichtigung des Grundbuchs bestehende bücherliche Rechte Dritter 

betroffen werden, kann diese Berichtigung nur unter Wahrung von deren Rechten 

bewilligt werden.2 Ein diesbezüglich häufig vorkommendes Beispiel ist die beglaubigte 

Zustimmungserklärung des Berechtigten.3

In den Fällen der Berichtigung nach § 136 GBG kommt der dadurch bewirkten 

Grundbuchseintragung bloß deklarative Bedeutung zu.4 Ein bücherliches Recht kann 

daher nur dann im Wege einer Grundbuchsberichtigung eingetragen werden, wenn es 

tatsächlich schon ohne eine Grundbuchseintragung rechtswirksam entstanden ist (z.B. 

durch Ersitzung) nicht aber, wenn bloß ein obligatorischer Anspruch auf Einräumung 

dieses Rechts besteht.5

Die Grundbuchsberichtigung nach § 136 GBG erfolgt im Grundbuchsverfahren nur auf 

Antrag. Voraussetzung ist, daß die Unrichtigkeit des Grundbuchs offenkundig ist6 oder 

durch öffentliche Urkunde7 oder (soweit der Nachweis durch die Erklärung eines 

Beteiligten erbracht werden kann) durch beglaubigte Privaturkunden bewiesen werden 

kann.

1 GBG 1955: § 136 Abs. 1 
2 GBG 1955: § 136 Abs. 2; RdW 1996, 196 
3 Hoyer, NZ 1996, 157 
4 NZ 1970, 45 
5 Hoyer, NZ 1996, 349 
6 Hofmeister, NZ 1987, 106 
7 ecolex 1996, 103 
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5 Das Wiederkaufsrecht 

„§ 1068 ABGB. Das Recht eine verkaufte Sache wieder einzulösen, heißt das Recht des 

Wiederkaufes. Ist dieses Recht dem Verkäufer überhaupt und ohne nähere Bestimmung 

eingeräumt, so wird von einer Seite das Kaufstück in einem nicht verschlimmerten 

Zustande; von der anderen Seite aber das erlegte Kaufgeld zurückzugeben, und die 

inzwischen beiderseits aus dem Gelde und der Sache gezogenen Nutzungen bleiben 

gegeneinander aufgehoben.“ 

5.1 Charakterisierung 

Das Wiederkaufsrecht berechtigt zur Rückforderung der veräußerten Sache gegen 

Leistung des Wiederkaufspreises. Es beläßt dem Erwerber nur widerrufliches Eigentum. 

Zum Einsatz kommt es etwa bei Geldverlegenheit oder auf Zeit berechnetem 

Wohnortwechsel.1 Auch Agrargenossenschaften, die Grundstücke an ihre Mitglieder 

besonders preisgünstig abgeben, bedienen sich oft des Wiederkaufsrechtes, um 

Grundstücksspekulationen vorzubeugen.2 Die öffentliche Hand bedient sich des 

Wiederkaufsrechtes insbesondere, um die widmungsgemäße Verwendung der 

überlassenen Liegenschaften (z.B. für geförderten Wohnbau oder Betriebsansiedlungen) 

zu erreichen. Des Weiteren erlangte diese Rechtsfigur Bedeutung im Rahmen des 

Immobilienleasings, weil sich dadurch der Leasingnehmer den Rückerwerb seines 

Grundstücks sichern kann.3 Schließlich wird es auch zur Sicherung von 

Kreditgeschäften eingesetzt. 

Zur rechtlichen Einordnung des Wiederkaufsrechtes wurden verschiedene Ansichten 

präsentiert. Einheitlich wird von der herrschenden Lehre und Rechtsprechung aber 

abgelehnt, das Wiederkaufsrecht als Vorvertrag nach § 936 ABGB zu qualifizieren, 

weil das Eigentum auf Verlangen des Berechtigten zurückzuübertragen ist, ohne daß es 

1 vgl. JBl 1972, 322 
2 JBl 1988, 35 
3 Englhart, NZ 1987, 273 
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der Errichtung eines neuen Kaufvertrages, im Falle des § 936 wäre dies der 

Hauptvertrag, bedürfe.1

In BankArch 1954, 72 wird das Wiederkaufsrecht als eine „besondere Art einer Option“ 

bezeichnet, worauf § 936 höchstens analog anwendbar sei. In SZ 40/66 wiederum wird 

ein mit Wiederkaufsrecht behafteter Kaufvertrag als auflösend bedingt angesehen, auf 

den infolge seiner ex-tunc-Wirkung die clausula rebus sic stantibus2 nicht angewendet 

werden könne. 

Gemäß Binder3 ist der Optionsthese der Vorzug zu geben, da sie nicht zum 

Außerkrafttreten des unter Umständen lange Zeit wirksamen Grundlagenvertrages 

nötigt, sondern im Wege einseitiger Gestaltung den darin angelegten 

Wiederkaufsvertrag zum Leben erweckt.4 Dies liegt auch auf der Linie jener Meinung, 

die das Wiederkaufsrecht allgemein unter die Gestaltungsrechte einreiht.5 F. Bydlinski6

weist im Rahmen der Qualifizierung des Vorkaufsrechts überdies darauf hin, daß die 

Lehre von den Gestaltungsrechten und die Bedingungskonstruktion sich nicht vollends 

ausschließen. Es genügt somit festzustellen, daß jene Regeln, die auf Gestaltungsrechte 

und Bedingungen angewandt werden, durchaus auch beim Wiederkaufsrecht zum 

Einsatz kommen können. Aus dem Charakter als Gestaltungsrecht lassen sich etwa 

Folgerungen bezüglich der Bedingungsfeindlichkeit der Wiederkaufserklärung oder 

hinsichtlich des Verjährungsbeginns ziehen. 

5.2 Personengebundenheit

Das Wiederkaufsrecht ist höchstpersönlicher Natur. Es erlischt mit dem Tod der 

berechtigten physischen Person7 oder Untergang der begünstigten juristischen Person.8

Allerdings ist zu beachten, daß die Gleichstellungsvorschrift des § 26 ABGB nicht 

schematisch umgesetzt werden darf, wonach Gesellschaften die gleichen Rechte wie 

physische  Personen genießen.  Auch bei  juristischen  Personen hat daher eine zeitliche 

1 SZ 3/61 
2 clausula rebus sic stantibus: Wegfall der Geschäftsgrundlage 
3 Binder in Schwimann (1997), S. 951, Rz 2 
4 vgl. JBl 1971, 620 
5 Aicher in Rummel I² § 1068 Rz 1 
6 F. Bydlinski in Klang IV/2, 729ff 
7 JBl 1972, 322 
8 JBl 1987, 718 
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Begrenzung Platz zu greifen. Dem trägt etwa der OGH in JBl 1988, 35 Rechnung, wenn 

er die Zulässigkeit eines Wiederkaufsrechtes zugunsten einer juristischen Person mit 

dem einengenden Zusatz verknüpft, daß es „zumindest“ innerhalb jenes Zeitraumes 

ausgeübt werden muß, der noch innerhalb der Lebenserwartung eines Menschen liegt. 

Thöni1 plädiert dafür, die allgemeinen Verjährungsvorschriften, also die 30-Jahresfrist2,

als Zeitgrenze einzuführen. Abgesehen davon, daß die Verjährungsfrist mit der 

Lebensdauer bzw. Lebenserwartung von Menschen wenig zu tun hat, sieht er selbst 

Problemfälle, wenn das Wiederkaufsrecht erst nach einer gewissen Zeit ausübbar ist. 

Die theoretische Möglichkeit, auf die hinter der juristischen Person stehenden 

Mitglieder durchzugreifen und auf die Lebensdauer des am längsten lebenden Mitglieds 

abzustellen, verwirft er, weil dies den Rechtsformzweck mißachtet und – zufolge der 

Mitgliederfluktuation – auf faktische Schwierigkeiten stößt. Lt. Binder3 sollte auch bei 

der juristischen Person die Ausübung des Wiederkaufsrechtes als auf ein 

durchschnittliches Lebensalter eines Menschen beschränkt angesehen werden. 

Nach OGH-Ansicht ist das Wiederkaufsrecht selbst mit Zustimmung des 

Rückkaufsverpflichteten nicht übertragbar.4 Das „Wiederkaufsrecht“ kann daher nur im 

Zeitpunkt der Verabredung neben oder anstelle des Verkäufers einem begünstigten 

Dritten zugestanden werden, andernfalls ein unzulässiger Übertragungsakt vorliegt.5

Die nach Einlösung vorgenommene Abtretung des Herausgabeanspruchs ist aber 

wirksam.6 Wurde das Wiederkaufsrecht mehreren Personen gemeinsam eingeräumt, 

kann es solange ausgeübt werden, als noch eine von ihnen am Leben ist.

1 JBl 1989, 165f 
2 ABGB 1811: § 1478f 
3 Binder in Schwimann (1997), S. 957, Rz 1 
4 JBl 1971, 569 
5 GlU 1.988 
6 GlU 2.384 
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5.3 Begründung des Wiederkaufsrechtes 

5.3.1 Rechtsgeschäft 

Das Wiederkaufsrecht wird vielfach zeitlich1 oder inhaltlich limitiert. Beschränkungen 

für  Wiederkaufsvereinbarungen  ergeben  sich  unter anderem aus § 38 Abs. 1 Z 3 

WEG 2002. § 364c ABGB wirkt nicht als solche, weshalb das Wiederkaufsrecht auch 

über den dort genannten Angehörigenkreis hinausreichen kann.2

Ein Wiederkaufsrecht kann auch einer juristischen Person, etwa einer Gemeinde, 

eingeräumt werden. Dem steht nicht die Lebenszeitbeschränkung des § 1070 Satz 1 

ABGB entgegen.3

Ob mit der Ungültigkeit eines Wiederkaufsvorbehalts der gesamte Kaufvertrag nichtig 

ist, hängt von Natur und Zweck des Verbots ab; dieses kann durchaus den 

Restkaufvertrag aufrechtlassen.4 Wird ein Wiederkaufsvorbehalt unzulässig zugunsten 

einer beweglichen Sache begründet, so ist Umdeutung in einen Pfandvertrag bzw. 

Sicherungsübereignung zu erwägen. 

Wiederkaufsrechte an Liegenschaften können auch verbüchert werden.5

5.3.2 Gesetz 

Ein gesetzliches Wiederkaufsrecht findet sich in § 30 Stadterneuerungsgesetz, wonach 

der frühere Eigentümer eines Grundstücks gegenüber der Gemeinde bzw. deren 

Rechtsnachfolger  einen  Rückübertragungsanspruch hat, wenn es nicht  innerhalb der 

5-Jahresfrist den vorgesehenen öffentlichen Zwecken zugeführt worden ist. Die 

Bezirksverwaltungsbehörde hat darüber mit Bescheid zu entscheiden. 

Die einen Widerruf der Enteignung für den Fall der Vereitelung des Enteignungszwecks 

normierenden Bestimmungen im Stadterneuerungsgesetz6 und Bodenbeschaffungs-

1 z.B. JBl 1947, 396: 11 Jahre; weiters GlU 988: für das zweite und dritte Dezenium 
2 JBl 1988, 35 
3 SZ 40/66 
4 SZ 44/166 
5 ABGB 1811: § 1070 Satz 3 i.V.m. GBG 1955: § 9 
6 Stadterneuerungsgesetz 1974: § 28 
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gesetz1 wirken gleichfalls als – von bestimmten Voraussetzungen abhängiges – 

Wiederkaufsrecht, da er auf Antrag des früheren Eigentümers bzw. seines 

Rechtsnachfolgers von der Bezirksverwaltungsbehörde auszusprechen ist. 

Das im Zusammenhang mit § 31a WGG vielfach von Wohnbaugesellschaften bei 

Eigentumswohnungsveräußerungen vereinbarte Wiederkaufsrecht ist nunmehr zufolge 

des § 38 Abs. 1 Z 3 WEG 2002 rechtsunwirksam. Seine Ausübung war schon vorher an 

das Vorliegen eines entsprechenden Wiederkaufsgrundes, nämlich gesetz- oder 

vertragswidriges Wohnungseigentümer-Verhalten gebunden.2

5.4 Inhalt

5.4.1 Objekt 

Nach dem Gesetzeswortlaut darf das Wiederkaufsrecht nur bei unbeweglichen Sachen 

eingeräumt werden. Taugliche Wiederkaufsobjekte sind demnach auch Unternehmen3,

nicht jedoch – infolge des § 38 Abs. 1 Z 3 WEG 2002 – Eigentumswohnungen im 

Verhältnis zu den WE-Organisatoren. 

Die Rechtsprechung4 läßt die Begründung eines Wiederkaufsrechtes jedoch auch 

hinsichtlich beweglicher Genussachen (besser: vertretbarer Sachen) zu. Es bestehen 

auch in der Lehre Überlegungen, bei beweglichen Sachen die Begründung eines 

Wiederkaufrechtes zuzulassen. In diesem Fall gibt die Erwägung den Ausschlag, daß 

der Normzweck der Erhaltung der Verkehrsfähigkeit und Verkehrssicherheit nur die 

Kategorie der beweglichen Speziessachen (besser: unvertretbare Sachen) trifft. Der 

überwiegende Teil der Lehre hält jedoch daran fest, daß die Wiederkaufsabrede bei 

beweglichen Speziessachen unzulässig ist.5

Zumeist wird mit der Veräußerung beweglicher (Spezies-)Sachen unter nichtigem 

Wiederkaufsvorbehalt jedoch lediglich ein Sicherstellungszweck verfolgt. Eine 

Sanierung durch Konversion in einen Pfandbestellungsvertrag oder gar 

1 Bodenbeschaffungsgesetz 1974: § 25 
2 JBl 1971, 620 
3 SZ 28/144 
4 SZ 28/144 
5 RdW 1988, 292 
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Sicherungsübereignung würde sich in einem solchen Fall anbieten.1 Dazu bedarf es 

nicht eines „Verbergens“ i.S.d. § 1071 Satz 2 ABGB. Der Veräußerer darf sich aber 

nicht    der    Übertragungsform    des     Besitzkonstituts    bedient   haben.2   Auch   die

Forderungsabtretung zu Sicherungszwecken mit dem Recht, Rückzession des die 

Schuld übersteigenden Teils zu verlangen, wird dadurch zum wirksamen 

Rechtsgeschäft.3 Werden bewegliche Sachen gekauft und gleichzeitig ein 

„Wiederkaufsrecht“ um einen höheren Preis vereinbart, liegt wirtschaftlich eine 

Pfandleihe vor, die einer Konzession bedarf.4 Soll mit der Veräußerung unter 

Wiederkaufsvorbehalt ein Pfandbestellungsvertrag verdeckt werden, ist er gem. § 1071 

Satz 2 ABGB auch so zu behandeln.5

Scheidet eine Umdeutung aus, bestimmt sich das rechtliche Schicksal des Restgeschäfts 

nach § 878 Satz 2 ABGB. Danach ist auf Restgültigkeit zu erkennen, wenn der 

Wiederkaufsvorbehalt vom übrigen Vertragsinhalt abgesondert werden kann, ohne den 

Vertragszweck zu durchkreuzen. Die Annahme von Gesamtnichtigkeit ist auch nicht 

mit Rücksicht auf § 898 ABGB i.V.m. § 698 ABGB nötig, da der Wiederkaufsvorbehalt 

nicht als eine das Grundgeschäft auslösende Bedingung zu qualifizieren ist. 

Sollte die nach § 1372 ABGB unerlaubte Fruchtziehungsabrede durch Vereinbarung 

eines Wiederkaufs- (oder Rückverkaufs-)Rechtes umgangen werden, kann das 

verdeckte Pfandrecht6 jedenfalls nur ohne diesen verpönten Bestandteil aufrechtbleiben.

5.4.2 Wiederkaufspreis

Der Wiederkaufspreis ist im Zweifel der Erwerbspreis, da sich nach der Vorstellung des 

Gesetzgebers die aus Vertragsobjekt und Kaufpreis gezogenen Nutzungen 

„gegeneinander aufheben“. Der Verpflichtete kann allerdings gem. § 1069 ABGB 

zusätzlich Ersatzansprüche für Verbesserungen und außergewöhnliche 

1 RdW 1988, 292 
2 SZ 9/237 
3 vgl. GlUNF 7.732 
4 RdW 1988, 292 
5 GlU 13.245 
6 ABGB 1811: § 916 
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Erhaltungskosten stellen. Darüber hinaus wird in der Praxis oft noch die Einhebung 

eines Zuschlags für Vertragserrichtungs- und Einverleibungskosten vereinbart.1

Wertminderungen sind bereits nach § 1068 Satz 2 ABGB zu veranschlagen. 

Gewöhnliche Abnutzung bleibt außer Ansatz. Der Wiederverkäufer hat aber nicht nur 

nach § 1069 letzter Halbsatz ABGB i.V.m. §§ 1331ff ABGB für verschuldete Objekt- 

„Verschlimmerung“, sondern gem. § 1049 ABGB i.V.m. § 1068 Satz 2 ABGB auch für 

die in seiner Eigentümerzeit entstandenen zufälligen Schäden einzustehen. Demnach hat 

er durch höhere Gewalt oder Drittverschulden verursachte Wertminderungen zu 

vertreten.2 Nach Ausübung des Rückverkaufsrechtes hat eine Rückversetzung in den 

vorigen Stand stattzufinden. Der seinerzeitige Verkäufer hat Anspruch auf Rückgabe 

des Objekts in unvermindertem und unbeschädigtem Zustand. Zwischenzeitlich 

eingetretene Schäden, seien sie auf Eigentümerverschulden oder Zufall zurückzuführen, 

hat gem. §§ 1048ff ABGB der Rückverkaufsberechtigte zu vertreten. Bei 

Zugrunderichtung oder Werteinbuße über die Hälfte tritt der Rückverkaufsvorbehalt

außer Kraft, bei den die Werthälfte nicht übersteigenden Verschlimmerungen muß der 

Rückverkaufsberechtigte einen dem Wertersatz entsprechenden Ausgleich, zumeist in 

Form eines Abzuges vom Kaufpreis leisten.3 Unverschuldete, nicht erkennbare Mängel 

sind hiebei innerhalb der Gewährleistungsfrist geltend zu machen. Haben die Parteien 

allerdings eine (z.B. der Zeitdauer entsprechend abgestufte) pauschalierende 

Preisvereinbarung  geschlossen,  so wird  dadurch das  dispositive  Gesetzesrecht  der 

§§ 1048ff ABGB verdrängt und auch ein Gewährleistungsausschluß vorgenommen, 

weshalb der Rückkaufsverpflichtete in diesem Fall den vereinbarten Preis in voller 

Höhe zu errichten hat.4

Der  zwischenzeitliche  Verbesserungsaufwand ist  kraft  gesetzlicher  Anordnung  

i.S.d. § 1069 ABGB vom Rückkaufsverpflichteten gleich einem redlichen Besitzer zu 

ersetzen. Mayer-Maly5 hält den diesbezüglichen Verweis auf das Wiederkaufsrecht

mißglückt, weil dadurch der Rückkaufsverpflichtete zu stark belastet werden kann. Er 

schlägt daher sinnvoller Weise eine Begrenzung des Aufwandersatzes nach den Regeln 

1 JBl 1947, 396 
2 ecolex 1995, 888 
3 ecolex 1995, 888 
4 ecolex 1995, 888 
5 Mayer-Maly in Klang IV/2 746 
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der Geschäftsführung ohne  Auftrag1 vor, wonach nützlicher Aufwand nur bei klarem 

und überwiegendem Vorteil (des Rückkaufsberechtigten) zu ersetzen ist. 

Nach Sachübernahme bestimmt sich die Geltendmachung der Mängel gemäß den 

Gewährleistungsbestimmungen.2 Anderer Ansicht ist diesbezüglich Aicher,3 der die 

Gewährleistungsregeln durch die Haftungsregel des § 1069 letzter Halbsatz ABGB  

verdrängt ansieht. 

Wird das Objekt durch Zufall über die Wert-Hälfte oder zur Gänze zugrundegerichtet, 

ist die Wiederkaufsabrede gem. § 1048 ABGB hinfällig. Schuldhafte Vereitelung des 

Wiederkaufsrechtes macht dagegen schadenersatzpflichtig. Bei grobem Verschulden ist 

auch der entgangene Gewinn zu ersetzen.4

Die Geldentwertung ist wegen ihrer Voraussehbarkeit nicht zu berücksichtigen, 

mittlerweile eingetretene Verkehrswertsteigerungen des Grundstücks bleiben außer 

Betracht. Nur ausnahmsweise ist ein Begehren auf Aufwertung des Wiederkaufspreises 

gerechtfertigt, wenn sich infolge unvermuteten und übermäßig starken Geldwertverfalls 

die Geschäftsgrundlage ändert,5 etwa die „Einlösung“ zu einer ruinösen Schädigung des 

Rückkaufsverpflichteten führen würde. Das dagegen in SZ 3/61 vorgebrachte 

Argument, daß diese Geldentwertung für den Verpflichteten auch sonst eingetreten 

wäre, ist nicht tragfähig, da er mit seinen liquiden Mitteln anderweitig, vermutlich 

wertbeständig, verfügt hätte. Schließlich vermittelt das erworbene 

Liegenschaftseigentum gleichfalls den Eindruck einer sicheren Anlage.6

Vielfach erfolgt eine individuelle Absicherung, etwa durch Vereinbarung des 

Rückerwerbs zum Bilanzwert7 oder des Rechts zur wahlweisen Forderung des 

Wiederkaufspreises in in- oder ausländischer Währung.8 Ist das Wiederkaufsrecht als 

vereinbarte Sanktion gegen ein den Erwartungen beim Kaufabschluß nicht 

1 ABGB 1811: § 1035ff 
2 ABGB 1811: § 922ff 
3 Aicher in Rummel I² § 1069 Rz 1 
4 EvBl 1967/383 
5 JBl 1979, 651 
6 Binder in Schwimann (1997), S. 953, Rz 15 
7 SZ 28/144 
8 vgl. SZ 6/9 
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entsprechendes Verhalten des Verpflichteten gedacht, so ist eine Aufwertung des 

Wiederkaufspreises als dem Sanktionszweck widersprechend auszuschließen.1

Wurde der Wiederkaufspreis in Relation zum Erwerbspreis unverhältnismäßíg hoch 

angesetzt, kann die Wiederkaufsvereinbarung u.U. wegen laesio enormis oder Wucher 

für nichtig erklärt werden. Vielfach wird im Falle eines auffallenden Mißverhältnisses 

ein verdecktes Kreditgeschäft mit Sicherungsübereignung vorliegen, das dann als 

wucherisch bewertet werden muß.2 Ob mit der Nichtigerklärung der 

Wiederkaufsvereinbarung das gesamte Rechtsgeschäft fällt, beurteilt sich nach § 878 

Satz 2 ABGB.3

Auch in Bezug auf das Verhältnis von Sachwert und Preis ist die 

Leistungsäquivalenzfrage bei der Wiederkaufsabrede zu stellen. Hiebei ist auf den 

Vereinbarungsabschluß und nicht auf den Zeitpunkt der Wiederkaufserklärung oder       

–abwicklung abzustellen.4 Eine Anfechtung wegen laesio enormis kommt daher nicht in 

Betracht, wenn die Wertdiskrepanz erst aus nachfolgender Geldentwertung resultiert5;

vielmehr ist dies ein Problem der Preisanpassung wegen Wegfall der 

Geschäftsgrundlage.

5.4.3 Rechtsposition der Wiederkaufspartner 

Der Rückverkaufsverpflichtete hat wie ein Fruchtnießer6 die Sache mit Schonung der 

Substanz zu gebrauchen, damit die Ausübung des Wiederkaufsrechtes nicht vereitelt 

wird. Die Wiederkaufsbefugnis ist im Verhältnis zum Vorkaufsrecht das stärkere Recht, 

da es unabhängig vom Eigentümerwillen jederzeit ausgeübt werden kann. Das 

Vorkaufsrecht hingegen setzt freiwillige Veräußerungsabsicht des Sacheigentümers 

voraus.7

1 JBl 1987, 718 
2 JBl 1961, 279 
3 vgl. SZ 28/144 
4 aM Mayer-Maly in Klang IV/2 727f 
5 JBl 1987, 718 
6 ABGB 1811: § 509 
7 NZ 1954, 142 



  34  

Der Erwerber einer Liegenschaft hat das (verbücherte) Wiederkaufsrecht zu 

übernehmen.1 Es kann aber auch an einer mit Wiederkaufsrecht behafteten Sache ein 

bestehendes Vorkaufsrecht ausgeübt werden; der Sachwerber muß das 

Wiederkaufsrecht dann auch gegen sich gelten lassen, sofern es verbüchert ist oder ihm 

dessen Existenz bekannt war und er bewußt in das fremde Wiederkaufsrecht eingriff.2

Muß wiederum der Wiederkäufer ein auf der Liegenschaft zwischenzeitlich 

verbüchertes  Vorkaufsrecht  übernehmen,  so  kann  er  dies als  Wertminderung i.S.d. 

§ 1069 letzter HS in Anschlag bringen.3

Der Wiederkaufsberechtigte  ist  von  der Bewilligung  der Zwangsversteigerung  nach 

§ 133 EO zu verständigen und aufzufordern, binnen Monatsfrist sein Recht bei sonstiger 

entschädigungsloser Löschung auszuüben. Das Bestehen des verbücherten 

Wiederkaufsrechtes bildet keinen Exekutionsaufschiebungsgrund nach § 42 EO, doch 

tritt im Falle der rechtzeitigen Ausübung des Wiederkaufsrechtes der Wiederkaufspreis 

an die Stelle des Versteigerungsobjekts.4 Der Ansicht von Englhart5, daß auch 

nachrangige Hypothekargläubiger die Versteigerung gegen den Wiederkäufer fortsetzen 

können, ist laut Binder6 nicht beizupflichten; mit der Verweisung auf 

Schadenersatzansprüche gegenüber dem Rückkaufsverpflichteten ist dem Wiederkäufer 

nicht gedient. Es bietet sich hier eine Analogie zur „Pfandrechtswandlung“ des § 10 

Baurechtsgesetz an; die nachrangigen Hypothekargläubiger wußten ja von der Existenz 

des Wiederkaufsrechtes, können somit in ihrem Vertrauen nicht enttäuscht sein. 

Im Falle eines Konkurses des Wiederkaufsberechtigten fällt das Wiederkaufsrecht in die 

Konkursmasse, so daß es der Masseverwalter für den Gemeinschuldner ausüben kann 

und ein etwaiger Differenzgewinn (wenn der Wiederkaufspreis unter dem Marktpreis 

liegt) der Konkursmasse zugute kommt; die Pflicht zur Zahlung des Wiederkaufspreises 

zählt zur Kategorie der Masseforderungen. Wurde das Wiederkaufsrecht bereits vor 

Konkurseröffnung vom späteren Gemeinschuldner ausgeübt, aber noch nicht 

abgewickelt,  so   kann   der   Masseverwalter   auf   Erfüllung   bestehen  oder  von  der

1 NZ 1954, 142 
2 ABGB 1811: § 1295 Abs. 1 
3 Aicher in Rummel I² § 1068 Rz 24 
4 Mayer-Maly in Klang IV/2 744 
5 NZ 1987, 275 
6 Binder in Schwimann (1997), S. 954, Rz 20 
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Ausübungserklärung zurücktreten1; letzteres führt dann aber zum Erlöschen des 

Wiederkaufsrechtes. Bei Konkurs des Rückkaufsverpflichteten kann der 

Masseverwalter nach § 21 KO vom Wiederkaufsrecht zurücktreten.2

5.5 Ausübung und Abwicklung 

Das Wiederkaufsrecht wird durch einseitige, unwiderrufliche Erklärung ausgeübt,3

wobei eine solche auch in dem notifizierten Erlag des Kaufpreises bei Gericht4 oder in 

der Klage auf Rückgabe der Sache5 enthalten ist. Es muß nicht zuerst Abschluß einer 

Wiederkaufsvereinbarung begehrt werden, da diese bereits im ursprünglichen 

Kaufvertrag zugrundegelegt ist. Der Rückkaufsverpflichtete kann vielmehr unmittelbar 

auf Übertragung des Eigentumsrechts und Besitzübergabe belangt werden.6

Im Falle eines unter Bedingung abgeschlossenen Vertrages ist die 

Wiederkaufserklärung allerdings nur dann wirksam, wenn die dafür vorgesehene 

Bedingung eingetreten ist.7 Sie selbst widerum darf – wie auch sonst 

Gestaltungserklärungen – lediglich mit einer Potestativbedingung für den 

Rückkaufsverpflichteten verknüpft sein, um keine Unsicherheitssituation entstehen zu 

lassen,8 andernfalls das Wiederkaufsrecht nicht wirksam ausgeübt wurde. 

Das – schon vor vollständiger Erfüllung des Erstkaufvertrages ausübbare9 – 

Wiederkaufsrecht ist Zug um Zug in der Weise zu vollziehen, daß der 

Wiederkaufspreis, unter Umständen Aufwandersatz,10 gleichzeitig mit der Rück-

übergabe des Vertragsobjekts – in Form der physischen Grundstücksüberlassung und 

Aushändigung  der  grundbuchstauglichen  Wiederkaufsurkunden – zu  leisten  ist.11 Bei 

1 Konkursordnung 1914: § 21 
2 Englhart, NZ 1987, 276f 
3 JBl 1971, 620 
4 GlU 2.384 
5 JBl 1971, 569 
6 SZ 5/228 
7 JBl 1987, 718 
8 Aicher in Rummel I² § 1068 Rz 8 
9 JBl 1971, 620 
10 SZ 26/94 
11 JBl 1971, 569 
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valorisiertem und daher betragsmäßig nicht feststehendem Wiederkaufspreis genügt die 

in einer Klage oder einem späterem Verfahren zum Ausdruck gebrachte Bereitschaft, 

die volle Gegenleistung zu erbringen.1

5.6 Verbücherung

Wird die Wiederkaufsvereinbarung verbüchert,2 wirkt sie absolut. Das Objekt kann 

daher einem Rechtsnachfolger des persönlich Verpflichteten abgefordert werden,3 nicht 

aber dem exekutiven Liegenschaftsersteher.4 Beim verbücherten Wiederkaufsrecht ist 

die Einsicht in die Urkundenmappe verkehrsüblich und daher auch dann geboten, wenn 

das Hauptbuch nicht auf die Urkundenmappe Bezug nimmt.5 Die Verbücherung des 

Wiederkaufsrechtes kann aber nur auf dem ganzen Grundbuchskörper und nicht bloß 

auf dem Grundstücksteil vorgenommen werden, auf den sich dieses Recht bezieht.6

Die das Wiederkaufsrecht durchsetzende Klage läßt sich entsprechend §§ 60ff GBG 

anmerken, da nur dann die Zwangsvollstreckung des erwirkten Urteils gegen den 

zwischenzeitlich Erwerbenden gesichert ist. Dazu muß der Rückkaufsverpflichtete als 

bücherlicher Eigentümer aufscheinen7 und das Wiederkaufsrecht verbüchert sein.8

Auch das verbücherte Wiederkaufsrecht ist i.S.d. § 298 ABGB eine bewegliche Sache, 

da es nicht mit dem Liegenschaftsbesitz verbunden ist. Die von einer Gemeinde erteilte 

Löschungsbewilligung bedarf daher keiner – auf unbewegliches Gemeindevermögen 

beschränkter – aufsichtsbehördlicher Genehmigung.9

Das nicht rechtzeitig ausgeübte Wiederkaufsrecht ist nach Durchführung des 

Versteigerungsverfahrens zu löschen.10

1 JBl 1971, 569 
2 vgl. ABGB 1811: § 1070 i.V.m. GBG 1955: § 9 
3 JBl 1971, 620 
4 Exekutionsordnung 1896: §§ 133 Abs. 4 i.V.m. 150 Abs. 2 
5 JBl 1988, 35 
6 EvBl 1944/87 
7 JBl 1963, 481 
8 GlU 7.767 
9 NZ 1983, 93 
10 Exekutionsordnung 1896: § 150 Abs. 2 
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Im Falle fehlender Verbücherung des Wiederkaufsrechtes kann es dem Zweiterwerber 

gegenüber bei Schuldübernahme geltend gemacht werden, wobei die nach § 1045 

ABGB erforderliche Gläubigereinwilligung schon im voraus erteilt sein kann.1 Erwarb 

der Zweitkäufer ohne Belastung, hat der Wiederkaufsberechtigte nur im Verhältnis zum 

persönlich verpflichteten Veräußerer einen Anspruch auf Ersatzleistung. 

5.7 Erlöschen 

Der Anspruch aus der Wiederkaufsberechtigung,2 kann durch Fristablauf bei zeitlicher 

Limitierung, Nichteintritt der bedungenen Voraussetzungen oder durch 

Nichterfüllbarkeit3 verloren gehen. Leistungsunmöglichkeit liegt hiebei nicht vor, wenn 

das Wiederkaufsobjekt (Eigentumswohnung) vermietet wurde.4 Es muß sich um einen 

Fall von bleibender Unmöglichkeit handeln.5 Unerschwinglichkeit des 

Wiederkaufspreises führt zur faktischen Unmöglichkeit des Gebrauchmachens von 

diesem Recht. 

Nach Ansicht des OGH läuft die allgemeine, 30-jährige Verjährungsfrist erst ab Eintritt 

des den Wiederkauf auslösenden Umstandes. Dieser wird regelmäßig in der 

Ausübungserklärung liegen, kann sich aber auch nach der Ereignung eines Zeitpunktes 

oder einer Bedingung bestimmen.6 Nach h.L. sollte jedoch i.S.d. § 1478 ABGB für den 

Verjährungsbeginn maßgebend sein, wann das Recht „an sich schon hätte ausgeübt 

werden können“; d.h. es würde das Wiederkaufsrecht im Zweifel innerhalb von 30 

Jahren ab Einräumung auszuüben sein. Zusätzliche Argumente für diese Ansicht finden 

sich, wenn man das Wiederkaufsrecht – wie oben geschehen – den Options- und 

Gestaltungsrechten zuordnet7 und sich das restriktive Konzept des Gesetzgebers 

bezüglich der Verfügbarkeit des Wiederkaufsrechtes vor Augen hält.8

Bloße Untätigkeit in der Geltendmachung des Wiederkaufsrechtes rechtfertigt für sich 

allein jedoch nicht die Annahme eines stillschweigenden Verzichts.9

1 JBl 1947, 396 
2 ABGB 1811: § 1070 Satz 1 
3 ABGB 1811: § 1447 
4 JBl 1971, 620 
5 SZ 40/66 
6 JBl 1971, 569 
7 vgl. ZfRV 1971, 288 
8 Kritik an der Judikatur von Aicher in Rummel I² § 1068 Rz 15 
9 JBl 1987, 718 
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6 Das Vorkaufsrecht 

§ 1072 ABGB: Wer eine Sache mit der Bedingung verkauft, daß der Käufer, wenn er 

eine solche wieder verkaufen will, ihm die Einlösung anbieten soll, der hat das 

Vorkaufsrecht."

6.1 Charakterisierung 

§ 1072 ABGB versteht unter Vorkaufsvorbehalt einen Nebenvertrag zum Kaufvertrag, 

durch welchen sich der Käufer schuldrechtlich verpflichtet, das Kaufobjekt vor 

Veräußerung an einen anderen dem Verkäufer zur Einlösung anzubieten. Schurig1 zieht 

den Vorkaufsfall insofern weiter, als er jedes Veräußerungsgeschäft, das denselben 

Geschäftszweck wie Kauf aufweist, in „wirtschaftlicher Betrachtungsweise“ unter das 

Vorkaufsrecht subsumieren möchte. Mayer-Maly2  spricht sich dagegen aus, weil im 

Zivilrecht die Umgehungsgeschäfte mit anderem Instrumentar, etwa dem 

Rechtsmißbrauchstatbestand und der Interpretationstheorie, zu bekämpfen sind. 

Außerdem büßte dann § 1078 ABGB, der eine vertragliche Ausdehnung auf „andere 

Veräußerungsarten“ verlangt, weitgehend seine Funktion ein. 

Das Vorkaufsrecht begründet somit allgemein die Befugnis zum bevorzugten Erwerb 

der Sache für den Fall, daß der Verpflichtete sie verkaufen will. Für den Verpflichteten 

entsteht aber nur in Bezug auf die Person des Käufers eine Bindung, in der 

Verkaufsentscheidung selbst bleibt er frei. Der Verpflichtete ist auch nicht gehalten, mit 

dem Vorbehaltsobjekt in einer bestimmten Weise zu verfahren, insbesondere trifft ihn 

im Gegensatz zum Wiederkaufsrecht keine Pflicht zur Werterhaltung.3 Auch kann er 

über dieses in anderer Weise, als mittels Kaufvertrag, verfügen, sofern das 

Vorkaufsrecht nicht auf „andere Veräußerungsarten“4 ausgedehnt ist. 

Wird ein bestimmter Höchsteinlösungspreis vorweg vereinbart, handelt es sich um ein 

„limitiertes“ Vorkaufsrecht.5 Während sonst der – im Zeitpunkt des Vorkaufsfalles 

bestimmte – Einlösungspreis das nötige Korrektiv für die zwischenzeitlich am 

1 Schurig (1975): 132ff 
2 Mayer-Maly in FS Wagner (1987): 283 
3 NZ 1989, 128 
4 ABGB 1811: § 1078 
5 EvBl 1986/148 
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Vorkaufsobjekt eingetretenen Verbesserungen und Verschlimmerungen bildet und 

daher ein gesonderter Ausgleich nicht nötig ist, bedürfen Aufwendungen und 

Beschädigungen beim „limitierten“ Vorkaufsrecht besonderer Betrachtung: 

Entsprechend der h.L.1 sind zwischenzeitlich getätigte Aufwendungen analog zu § 1069 

ABGB gleich einem redlichen Besitzer zu ersetzen. Bezüglich der Veranschlagung von 

zwischenzeitlich eingetretenen Verschlimmerungen wird jedoch überwiegend für die 

Nichtberücksichtigung plädiert.2 Nach anderer Ansicht sollte jedoch die Vornahme 

einer korrelierenden Preiskorrektur nach unten nicht bezweifelt werden; anderenfalls 

könnte das bestehende Vorkaufsrecht durch mutwillige Beschädigung des 

Vorkaufsobjektes unterlaufen werden.3

Das Vorkaufsrecht (ebenso: Vorbestandsrecht) ist das Recht, ein Vertragsverhältnis 

durch einseitige Erklärung ohne Mitwirkung der Gegenseite zustande zu bringen. Dies 

führt sogleich zur Ablehnung der Vorvertragstheorie, die einen eigenständigen 

Hauptvertragsabschluß voraussetzt. Im übrigen wird von der Judikatur herausgestellt, 

daß es im Zeitpunkt der Vorkaufs(vorbestands)vereinbarung noch nicht voraussehbar 

wäre, ob überhaupt die Bedingung für den Vorkaufsfall eintrete, da sich diese erst aus 

den Verhandlungen des Verpflichteten mit Dritten ergebe.4

Nach der Offertentheorie wird in der Vorkaufsabrede ein unwiderrufliches 

Vertragsangebot des Verpflichteten an den Berechtigten auf Abschluß eines 

Kaufvertrages zu den später mit einem Dritten zu vereinbarenden Bedingungen erblickt. 

Schurig5 gemäß ist allein sie zufriedenstellend. 

In Österreich überwiegt jedoch die Einstufung des Vorkaufsrechts als eine besondere 

Art von Option oder – allgemeiner formuliert – als Gestaltungsrecht.6 Von der 

Judikatur7 wird bisweilen übersehen, daß der Berechtigte nur in den bereits 

ausgehandelten und fertig vorliegenden Kaufvertrag „eintritt“, also dessen 

Einlösungserklärung den Kaufvertrag zustande kommen läßt, ohne daß ein zusätzlicher 

1 Faistenberger (1967): 23 
2 siehe Aicher in Rummel I² § 1072 Rz 11 
3 Binder in Schwimann (1997), S. 962, Rz 2 
4 SZ 38/148 
5 Schurig (1975): 85ff 
6 Aicher in Rummel I² § 1072 Rz 2 
7 NZ 1977, 56 
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rechtsgeschäftlicher Wille beim Verpflichteten gebildet werden müßte. Daß 

Optionsrechte zumeist derart ausgestaltet werden, daß der Vertragsinhalt bereits im 

Grundlagenvertrag in den wesentlichen Zügen vorgeformt ist, ändert daran nichts. 

Daher hat der Berechtigte nicht auf Vertragsabschluß,1 sondern vor Abgabe der 

Einlösungserklärung auf Vorlage eines verbindlichen Vertragsanbots und nachher 

sogleich auf Vertragserfüllung zu klagen. Diese Deutung hindert nicht die für den 

Vorvertrag relevante clausula rebus sic stantibus per analogiam fruchtbar zu machen.2

Die Übertragung der in § 936 ABGB normierten Einjahresfrist scheidet jedoch 

naturgemäß aus. 

6.2 Gestaltung und Abgrenzung 

6.2.1 Außerhalb von Kaufverträgen vereinbarte Vorkaufsrechte 

Gemäß der  im  Schuldrecht herrschenden Vertragsfreiheit, sowie unter dem Blickpunkt 

des § 1078 ABGB und entsprechend den praktischen Bedürfnissen wird die 

Einräumung eines Vorkaufsrechts auch in anderen Vertragstypen (z.B. in 

Bestandsverträgen3, in Gesellschaftsverträgen4 oder in Verträgen zugunsten Dritter5)

oder als eigenständige Vereinbarung (z.B. Miteigentum6, Liegenschaftshälfte7)

zugelassen.

In jedem  Fall einer  Vorkaufsvereinbarung  finden die  Rechtsfolgenanordnungen der 

§§ 1073ff ABGB Anwendung. Es ist daher ein selbständig vereinbartes Vorkaufsrecht 

gleichfalls verbücherungsfähig8 sowie unabtretbar und unvererblich.9

In Verträgen eingebaute Vorkaufs-Vorbehalte teilen deren rechtliches Schicksal. Endigt 

etwa der Bestandvertrag, so erlischt auch das darin dem Bestandnehmer zugestandene 

Vorkaufsrecht, unabhängig welcher Art der Endigungsgrund ist,10 egal ob der Vertrag 

1 EvBl 1948/409 
2 SZ 42/31 
3 JBl 1974, 204 
4 SZ 38/87 
5 SZ 64/18 
6 GlU 1.366 
7 SZ 24/247 
8 EvBl 1950/195 
9 EvBl 1959/202 
10 MietSlg 31.146 
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vorzeitig wegen Willensmängel aufgehoben, oder durch ordentliche Kündigung 

aufgelöst wurde1, ob ein Vertragsteil, beide im Einvernehmen oder der Objektwerber 

nach § 1120 ABGB2 die Lösung erklärten. Daß die Parteien den in zeitlichem 

Zusammenhang mit dem Hauptvertrag vereinbarten und in dieselbe Urkunde 

aufgenommenen Vorkaufs-Vorbehalt als Begründung eines unabhängigen Rechtes 

verstanden wissen wollten, müßte klar erkennbar sein.3 Es könnte allerdings im Wege 

der Novation festgelegt werden, daß die Vorkaufsklausel nach Erlöschen des 

Hauptvertrages als selbständige Vereinbarung fortbestehen soll.4

6.2.2 Vorbestandsrechte

Beim Vormiet- und Vorpachtrecht verpflichtet sich der Eigentümer des Bestandobjekts, 

dieses vor (Weiter-)Vermietung/Verpachtung an einen Dritten dem Berechtigten 

anzubieten. Es kann auch außerhalb eines Bestandvertrages und zugleich mit einem 

Vorkaufsrecht5 vereinbart werden. 

Gesetzlich ist ein Vormietrecht in § 5 Abs. 2 MRG für den Fall vorgesehen, daß eine 

Substandardwohnung (Kategorie D) frei wird und sich durch Zusammenlegung mit der 

Nachbarwohnung eine Anhebung der Ausstattungskategorie erreichen läßt. Hier trifft 

den Vermieter eine Anbotspflicht an den Nachbarn, bevor er die Wohnung anderweitig 

vermietet.6

Das Vorbestandsrecht ist nach denselben Grundsätzen wie das Vorkaufsrecht zu 

behandeln.7 Dies bedeutet, daß es ein höchstpersönliches, nicht übertragbares Recht 

darstellt,8 eine Einlösung innerhalb der in § 1075 ABGB normierten Fristen verlangt 

und bei Verletzung einen Schadenersatzanspruch erzeugt.9 Die Anbietungspflicht 

besteht auch, wenn der Berechtigte infolge Vermögenslosigkeit die Pachtbedingungen 

1 JBl 1956, 586 
2 SZ 2/45 
3 JBl 1974/204 
4 EvBl 1957/397 
5 EvBl 1948/409 
6 WoBl 1992,31 
7 MietSlg 24.110 
8 SZ 25/288 
9 vgl. SZ 38/148 
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offenkundig nicht zu erfüllen vermag.1 Im Zusammenhang mit einem Mietvertrag 

vereinbarte Vorkaufs- und Vormietrechte gehen bei Unternehmenserwerb nach § 12 a 

MRG nicht mit über.2

Das Vorbestandrecht wird aber nicht für verbücherungsfähig gehalten3 und hinsichtlich 

der Anwendung des § 1075 ABGB letzter Satz zeigt die Judikatur Zurückhaltung.4

6.2.3 Vorrechtsvereinbarung 

Von einer schlichten „Vorrechtsvereinbarung“ spricht man, wenn sich der Eigentümer 

zur Mitteilung der beabsichtigen Veräußerung eines Objekts an den 

Vorrechtsberechtigten verpflichtet, ohne daß rechtsgeschäftliche Kontakte mit Dritten 

vorausgehen und diese einen Kaufwillen bekunden müssen. Der Vertrag muß hier 

zwischen den Beteiligten vielfach erst ausgehandelt werden.5 Auch das Vorrecht auf 

Verlag aller zukünftigen musikalischen Kompositionen des Verpflichteten kann 

wirksam eingeräumt werden, da erst künftig entstehende Sachen zum Vertragsobjekt 

erhoben werden können und daraus überdies nur eine Pflicht auf Anbietung und 

redliche Verhandlung, nicht aber ein Anspruch auf Abschluß eines bestimmten Vertrags 

entspringt.

6.2.4 Aufgriffsrechte; fideikommissarische Substitution 

Nachfolgebindungen sollten vor allem in früherer Zeit, im bäuerlichen Bereich, die 

Hofeinheit als gemeinsame Versorgungsgrundlage sichern. Sie begegnen unter den 

Begriffen Aufgriffsrecht, Übernahmsrecht, Besitznachfolgerecht, Anwartschaft, finden 

aber in der Rechtsordnung kaum eigenständige Regelungen. Es muß deshalb versucht 

werden, sie mit nahekommenden Rechtsfiguren wie Vorvertrag, Option, Vor- und 

Wiederkaufsrecht,   fideikommissarische   Substitution  zu  bewältigen.6  Vor  allem  die 

1 JBl 1956, 447 
2 siehe ecolex 1996, 12 
3 SZ 12/179 
4 vgl. JBl 1994, 115: Jagdpacht 
5 vgl. F. Bydlinski in Klang IV/2, 799ff 
6 Grabenwarter, NZ 1988, 317 
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ehegüterrechtliche Ausgestaltung des Aufgriffsrechtes in Form von 

„Erbübereinkommen“ ist häufig anzutreffen, wobei allerdings deutliche Unsicherheiten 

bezüglich der rechtlichen Behandlung auftreten.1 Gesetzliche Aufgriffsrechte zeigen 

sich im Anerbengesetz2 und im Patentgesetz.3

Ein „Aufgriffsrecht“ zugunsten von Angehörigen muß, da dem Familieneinstandsrecht 

rechtsähnlich, entsprechend dem Gesetz4 nach den das Vorkaufsrecht beschränkenden 

Bestimmungen beurteilt werden. Es muß daher bestimmten Personen zugestanden 

werden5 und erlischt, sofern nicht bereits im Prozeßwege geltend gemacht, mit dem Tod 

des Begünstigten.6

Das für den Fall der Geschäftsanteil-Übertragung eines Gesellschafters an einen dritten 

festgelegte Übernahmerecht der übrigen Gesellschafter ist in Wahrheit ein 

Vorkaufsrecht i.S.d. § 1072 ABGB.7 Wird im Gesellschaftsvertrag einer OHG 

bestimmt, daß sich das Aufgriffsrecht der „übrigen“ Gesellschafter gegen denjenigen 

Gesellschafter richtet, „in dessen Person der Grund für die Auflösung“ der Gesellschaft 

eingetreten ist, so ist dies dahin zu verstehen, daß der Auflösungsgrund etwa eine 

Kündigung, nicht auf ein (gesellschaftswidriges) Verhalten eines der anderen 

Gesellschafter zurückgeführt werden kann.8

Unklar ist in der Rechtsprechung die Rechtsstellung des Aufgriffsberechtigten: So wird 

in JBl 1948, 387 judiziert, daß das Aufgriffsrecht bei Objektveräußerung nicht zur 

Einholung der Zustimmung des Berechtigten nötigt, da es weder ein 

Veräußerungsverbot noch ein Vorkaufsrecht umgreift. Siehe dazu aber SZ 13/219, wo 

sich eine Witwe ihrem Sohn gegenüber zur einseitigen Weitergabe eines 

landwirtschaftlichen Betriebs im Erbs- oder Vertragsweg verpflichtete; obgleich die 

Witwe keine derartige Verfügung getroffen hatte, wurde dem Sohn ein Aufgriffsrecht 

zugestanden. Es wird daher darauf ankommen, ob ein vertraglich vereinbartes oder ein 

1 vgl. SZ 15/212 
2 Anerbengesetz 1958: § 8 Abs. 1 Z 3 
3 Patentgesetz 1970: § 7 Abs. 2 
4 RGBl 1875/37 
5 vgl. SZ 12/85 
6 SZ 34/74 
7 WBl 1992, 263 
8 ecolex 1991, 394 
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letztwillig widerrufliches Aufgriffsrecht eingeräumt wurde.1 Ist die 

Aufgriffsvereinbarung entgeltlich ausgestaltet oder unter Beobachtung der 

Schenkungsform2 aufgesetzt, ist sie vom Begünstigten auch gegenüber (unredlichen) 

Dritten, insbesondere den Erben des Verpflichteten, durchsetzbar. Eine Verbücherung 

von „Besitznachfolgerechten“ analog der fideikommissarischen Substitution wird 

zufolge der fehlenden grundbuchsgesetzlichen Deckung für unzulässig gehalten. Doch 

ist Hofmeister3 der Meinung, daß derart bedingte oder betagte Rechtsbegründungen 

mittels grundbücherlicher Vormerkung abgesichert werden können.4

Das Vorkaufsrecht ist auch von der fideikommissarischen Substitution abzugrenzen. 

Die Judikatur hat sich hiezu folgendermaßen geäußert: 

Besteht für den eingeantworteten Erben die Verpflichtung, das Gut zu einem späteren 

Zeitpunkt unentgeltlich einer anderen Person zu überlassen, liegt eine – die 

Exekutionsfähigkeit beschränkende – fideikommissarische Substitution vor.5 Die 

Einstufung als Vorkaufsrecht oder fideikommissarische Substitution hängt nicht von der 

Bezeichnung, sondern dem Inhalt des bücherlich angemerkten Rechtes ab.6

6.3 Begründung des Vorkaufsrechts 

6.3.1 Rechtsgeschäft 

Das Vorkaufsrecht kann auch durch letztwillige Verfügung im Rahmen einer 

Erbseinsetzung oder eines Legats begründet und als solches verbüchert werden.7

Rechtstechnisch handelt es sich hiebei um eine Zuwendung unter Auflagen nach § 709 

ABGB. Räumen sich mehrere Personen, z.B. die Ehegatten oder Miteigentümer einer 

Liegenschaft, gegenseitig ein Vorkaufsrecht ein, so liegt rechtlich ein Tauschvertrag 

zugrunde.8

1 vgl. SZ 7/184 
2 ABGB 1811: § 943 i.V.m. § 956 
3 Hofmeister in FS Kralik: 406f 
4 vgl. Grabenwarter, NZ 1988, 319f 
5 GlU 10.076 
6 GlU 11.747 
7 GlU 5.989 
8 Faistenberger (1967): 20 
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Wird das Vorkaufsrecht unentgeltlich zugestanden, handelt es sich infolge seiner 

Vermögenswerthaftigkeit um ein formbedürftiges Schenkungsversprechen.1

Ist die Verbücherung des Vorkaufsrechts zugesagt, kann diese selbständig eingeklagt 

werden. Faistenberger2 denkt auch an einen Teilrücktritt, wenn im Rahmen eines 

Bestandvertrages dem Bestandnehmer ein Vorkaufsrecht am Bestandobjekt eingeräumt, 

aber nicht verbüchert wird, was dann zu entsprechender Zinsminderung führt. Hier wird 

der  Bestandnehmer  aber  auch  vom  (teilweisen)  Leistungsverweigerungsrecht  nach 

§ 1052 ABGB Gebrauch machen können, um die Verbücherung zu erzwingen. 

6.3.2 Gesetz 

Gesetzliche Vorkaufsrechte enthalten die §§ 8 Stadterneuerungsgesetz und 6 Boden-

beschaffungsgesetz, wonach den Veräußerer eines in einem Assanierungsgebiet 

liegenden oder für Wohnbauzwecke besonders ausgewiesenen Grundstücks die Pflicht 

trifft, dieses der Gemeinde zum Erwerbe anzubieten. Auch im Zusammenhang mit der 

neuen Vertragsraumordnung kommt der Festlegung von Vorkaufsrechten ein 

besonderes Gewicht zu.3

Der VfGH4 hat im Zusammenhang mit dem Salzburger Altstadterhaltungsgesetz 

ausgesprochen, daß die Zuständigkeit zur Regelung von Vorkaufs- und 

Vorbestandsrechten dann den Ländern zufällt, wenn diese Instrumente innerhalb von 

Verwaltungsmaterien der Länder eingesetzt werden. In solch einem Fall tritt der 

Kompetenztatbestand „Zivilrechtswesen“ 5 gegenüber dem Annextatbestand des Art. 15 

Abs. 9 B-VG zurück, sofern diese Gestaltungsmittel rechtstechnisch „erforderlich“ sind, 

also nicht bloß der Förderung der gesetzgeberischen Zielsetzung dienen. 

1 Faistenberger (1967): 21f 
2 Faistenberger (1967): 20 
3 siehe Binder ZfV 1995, 621 
4 JBl 1993, 510 
5 Bundesverfassungsgesetz 1930: Art. 10 Abs. 1 Z 6 
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6.4 Inhaltserfordernisse eines Vorkaufsrechts 

6.4.1 Subjekt des Vorkaufsrechts 

Der Vorkaufsberechtigte muß bestimmt bezeichnet sein. Dieses Erfordernis fehlt bei 

Begründung eines Vorkaufsrechts zugunsten von „Anverwandten“1 oder nicht 

namentlich genannter „Töchter oder deren Kinder“.2 Ein zugunsten einer 

„Nachbarschaft“ eingetragenes Vorkaufsrecht ist als ein solches zugunsten der 

juristischen Person Agrargemeinschaft wirkendes und nicht als ein von den jeweiligen 

Gemeinschafts-Miteigentümern ausübbares Vorkaufsrecht zu werten.3 Es bleibt somit 

dabei, daß eine bloß gattungsmäßige Kennzeichnung der Vorkaufsberechtigten 

unzureichend ist, weil sie dem personengebundenen Charakter des Vorkaufsrechts 

zuwiderläuft.4 Die Begründung eines Vorkaufsrechts zugunsten des „jeweiligen 

Liegenschaftseigentümers“ ist daher gleichfalls unzulässig.5

Sind mehrere Personen vorkaufsberechtigt, ohne daß eine bestimmte Reihenfolge 

festgelegt oder eine entsprechende (ideelle oder reale) Zerteilung des Objekts 

vorgenommen wurde, haben sie gemeinsam einzulösen. Personenwegfall führt hiebei 

im Zweifel zum Zuwachs des freiwerdenden Vorkaufsrechts-Anteils.6

Das Vorkaufsrecht einer – der Rechtspersönlichkeit entbehrenden – Gesellschaft 

bürgerlichen Rechts berechtigt in Wahrheit die einzelnen Gesellschafter. Der 

Gesellschaftervertreter muß bei der Einlösungserklärung daher die Gesellschafter 

benennen.7 Entsprechendes gilt für das einer „Nachbarschaft“ eingeräumte 

Vorkaufsrecht betreffend der gegenwärtigen Mitgemeinschafter8, sofern damit nicht 

eine als juristische Person anerkannte Agrargemeinschaft angesprochen ist.9

1 GlU 7.506 
2 SZ 12/85 
3 EvBl 1958/273 
4 F. Bydlinski in Klang IV/2 815 
5 Hofmeister, NZ 1990, 307 
6 EvBl 1963/125 
7 JBl 1976, 428 
8 vgl. RZ 1968, 53 
9 EvBl 1958/273 
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Die OHG ist dagegen jedenfalls gem. § 124 HGB als Ganzes und nicht bloß über ihre 

Mitglieder vorkaufsberechtigt.1

6.4.2 Objekt des Vorkaufrechts 

Das Vorkaufsrecht kann nicht nur an Liegenschaften oder Unternehmen, sondern auch 

an beweglichen Sachen begründet werden. Selbst Rechte, wie z.B. eine 

Gesellschaftsbeteiligung2 oder ein Patentrecht, sind tauglicher Gegenstand. Ist für den 

Fall der Abtretung der Geschäftsanteile eines Gesellschafters an einen Dritten ein 

Übernahmsrecht der übrigen Gesellschafter festgelegt, liegt darin ein Vorkaufsrecht, das 

gleichzeitig als Zessionsverbot absolute Wirkung zeitigt.3

Wurde das Vorkaufsrecht an einem einzelnen Grundstück einer mehrere Parzellen 

umfassenden Liegenschaft eingeräumt, hat der Berechtigte nur Anspruch auf Anbietung 

des mit dem Vorkaufsrecht belasteten Grundstücks,4 muß aber auch nur dieses 

abnehmen. Bei Weiterverkauf der gesamten Liegenschaft liegt eine „andere 

Veräußerungsart“ nach § 1078 ABGB vor, die das – zugunsten einer Parzelle 

bestehende – Vorkaufsrecht grundsätzlich aufrecht lässt.5 Haben sich die tatsächlichen 

Verhältnisse, die die Abtrennung nachteilig erscheinen lassen, nachträglich geändert, ist 

die Vorkaufsvereinbarung gem. § 914 ABGB nach dem hypothetischen Parteiwillen zu 

interpretieren. Natürlich kann der Verpflichtete das Vorkaufsobjekt auch gemeinsam 

mit anderen Sachen dem Berechtigten zu einem Gesamtpauschalpreis anbieten, was 

naturgemäß genaue Informationen erfordert6; doch auch hier kann sich der Berechtigte 

mit dem Erwerb des vorkaufsbelasteten Objekts begnügen. 

Werden Miteigentumsanteile einer belasteten Liegenschaft verkauft, kann der 

Berechtigte bezüglich jeden Teils entsprechend der zeitlichen Ereignung das 

Vorkaufsrecht ausüben.7 Es besteht aber immer nur ein Einlösungsrecht bezüglich des 

gerade veräußerten Sachteils des gesamtbelasteten Objekts. 

1 ImmZ 1969, 239 
2 ecolex 1992, 481 
3 ecolex 1992, 481 
4 SZ 42/158 
5 EvBl 1993/78 
6 RdW 1995, 261 
7 SZ 26/293 
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6.5 Ausübung des Vorkaufsrechts 

6.5.1 Vorkaufsfall 

Die Vorkaufseinräumung verpflichtet den Eigentümer des belasteten Objekts, dieses 

dem Berechtigten zum Kauf zu den mit dem Kaufinteressenten ausgehandelten 

Bedingungen anzubieten.1 Voraussetzung hiefür ist, daß zumindest eine bindende 

Vertragsofferte eines Kaufinteressenten vorliegt2 und der Vorkaufsverpflichtete diese 

annehmen will.3 Die Ansicht Faistenbergers,4 daß § 1072 ABGB den Abschluß eines 

Kaufvertrages mit einem Dritten voraussetzt, hat sich nicht durchgesetzt. 

Der Vorkaufsfall tritt daher schon dann ein, wenn der Vorkaufsverpflichtete und Dritte 

eine Punktation5 oder einen – durch die Vorkaufsrealisierung bedingten – Kaufvertrag 

errichtet haben. Die Bedingung der Nichteinlösung durch den Vorkaufsberechtigten 

kann als Suspensiv- oder Resolutivbedingung ausgeformt werden, weil in beiden Fällen 

vermieden wird, daß der Vorkaufsverpflichtete in eine Pflichtenkollision gerät.6

Sollte der mit dem Dritten geschlossene Kaufvertrag von einer anderweitigen 

Bedingung (z.B. jener der Einantwortung) abhängig gestellt werden, so ereignet sich der 

Vorkaufsfall – im Falle einer Suspensivbedingung – erst mit Bedingungseintritt.7 So 

auch Schurig8, der aber das Vorkaufsrecht auch schon vor Bedingungseintritt für diesen 

Fall ausüben lassen möchte. Nicht anders ist der genehmigungsbedürftige Kaufvertrag 

zu behandeln. Da z.B. ein grundverkehrsbehördlich zu genehmigender Vertrag als 

schwebend unwirksam noch unfertig ist, vermag erst die behördliche Genehmigung zur 

Herstellung des Vorkaufsfalls führen; erst ab diesem Zeitpunkt wird die  Offerte des 

Dritten voll verbindlich.9

1 EvBl 1957/255 
2 EvBl 1986/148 
3 EvBl 1963/354 
4 Faistenberger (1967): 43 
5 EvBl 1967/87 
6 F. Bydlinski in Klang IV/2, 771 
7 SZ 58/93 
8 Schurig (1975): 140ff 
9 JBl 1994, 115   
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Ein mit einem Nichtigkeitsgrund behafteter Kaufvertrag zu dem Dritten löst den 

Vorkaufsfall genausowenig aus wie ein erfolgreich wegen Willensmangels 

angefochtener Kaufvertrag.1 Eine rechtswirksame Einlösung kann daher nicht 

stattfinden, bereits erbrachte Leistungen sind gem. § 877 ABGB bzw. § 1435 ABGB 

zurückzustellen.  Bei  unwesentlichem  Irrtum des  Dritten  führt  die  Anfechtung nach 

§ 872 ABGB zur Preisanpassung, die dann dem Vorkaufsanbot zugrundezulegen ist. 

Sollte der Dritte wegen des ihm sicher erscheinenden Eintritts des Vorkaufsberechtigten 

die Möglichkeit der Preisanpassung nicht wahrnehmen, so wird doch der 

Vorkaufsberechtigte auf die Herstellung der entsprechenden Leistungsäquivalenz 

drängen können2, weil ja der Vorkaufsberechtigte nur soweit in die Vertragsofferte des 

Dritten eintreten möchte, als dieser nach dem Gesetz Gegenleistungspflichten zu 

erfüllen hätte. Daher könnte ein gewährleistungsrechtlicher Preisminderungsanspruch 

auch vom Vorkaufsberechtigten geltend gemacht werden. 

Mayer-Maly3 nimmt eine Einschränkung der Anfechtungsfälle vor. Eine 

Irrtumsanfechtung soll dann den bereits eingetretenen Vorkaufsfall nicht mehr 

beseitigen können, wenn sie sich darauf stützt, daß die Vertragspartner das Geschäft 

nicht als Vorkaufsfall eingeschätzt haben oder mit der Ausübung des Vorkaufsrechts 

nicht gerechnet wurde. Gerade, wenn es um die Rechtsposition eines Dritten (konkret: 

des Vorkaufsberechtigten) geht, müsse insbesondere bei Berufung auf Rechtsirrtum 

dem § 871 Abs. 2 ABGB  verstärkt Rechnung getragen werden. Lt. Binder4  ist ihm 

zuzustimmen, weil andernfalls das Vorkaufsrecht zu leicht unterlaufen werden könnte. 

Zur Frage, ob ein zwischen Vorkaufsverpflichteten und Dritten geschlossenen 

Scheingeschäft einen Vorkaufsfall abgeben kann, ist auszuführen, daß es dem 

Vorkaufsberechtigten jederzeit freisteht nachzuweisen, daß die „andere 

Veräußerungsart“ nur gewählt wurde, um einen Kaufvertrag zu verdecken. Gem. § 916 

Abs. 1 ABGB wird dadurch der Vorkaufsfall ausgelöst.5 Hat der Vorkaufsberechtigte es 

jedoch im Vertrauen auf die Erklärung unterlassen, sich auf das Vorliegen eines 

Scheingeschäfts zu berufen, führt dies nicht zum Erlöschen des Vorkaufsrechts wegen 

1 SZ 56/96 
2 siehe F. Bydlinski in Klang IV/2, 772f 
3 Mayer-Maly in FS Wagner 287 
4 Binder in Schwimann (1997), S. 969, Rz 27 
5 vgl. EvBl 1964/361 
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Verzichts,1 sondern bleibt das simulierte Rechtsgeschäft i.S.d. § 916 Abs. 2 ABGB 

maßgebend und das mitübertragende verbücherte Vorkaufsrecht ausübbar.2 Die Klärung 

des Scheingeschäftsvorwurfs gehört jedoch nicht in das Grundbuchs-, sondern in das 

(streitige) Zivilgerichtsverfahren und ist mit Klage auf Nichtigerklärung des 

Umgehungsgeschäfts und Löschung des Erwerbes im Grundbuch zu verfolgen.3 Eine 

Streitanmerkung kann vorgenommen werden. 

Sollte der Vorkaufsberechtigte von seinem Einlösungsrecht nicht Gebrauch machen, 

dann lebt sein Gestaltungsrecht auch dann nicht mehr auf, wenn später der Kaufvertrag 

zwischen Vorkaufsverpflichtetem und Drittem wegen Rücktritts, Wandlung, Fortfall der 

Geschäftsgrundlage oder einvernehmlicher Beendigung aufgehoben wird.4

6.6 Anbotspflicht

Ein „gehöriges Anbot“ des Verpflichteten an den Berechtigten erfordert zwar nicht die 

Einhaltung einer bestimmten Form,5 wohl aber die Bekanntgabe aller Einzelheiten der 

vom Kaufinteressenten erstellten Vertragsofferte, als auch der allfälligen Nebenpunkte, 

wie Bedingungen, Auflagen, verbundenen Rechte und Pflichten,6 andernfalls die 

Einlösungsfrist nicht zu laufen beginnt. Sollte das Vorkaufsobjekt zusammen mit 

anderen Sachen zu einem Gesamtkaufpreis veräußert werden, hat der 

Vorkaufsberechtigte ebenfalls einen Informationsanspruch bezüglich aller Details, 

insbesondere ist eine genaue Auflistung und Beschreibung der Sachen vorzunehmen.7

Auch der Name des Kaufinteressenten ist mitzuteilen.8 Dessen Nichtnennung und das 

Unterbleiben einer Information über den vollen Vertragswortlaut in dem 

Einlösungsanbot, das  im übrigen  das  Wesentliche  enthält,  ist aber  unschädlich, 

wenn der Berechtigte im Zuge der folgenden Verhandlungen darüber Bescheid erhält 

oder hätte erhalten können.9 Der Vertragsinhalt wurde jedenfalls hinreichend

1 ZBl 1930/85 
2 SZ 36/11 
3 SZ 23/250; 37/78 
4 vgl. F. Bydlinski in Klang IV/2, 780f 
5 SZ 24/95 
6 EvBl 1963/354 
7 RdW 1995, 261 
8 EvBl 1957/349 
9 SZ 22/34 
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bekanntgegeben, wenn außer der Mitteilung von Kaufpreis und Zahlungsmodalitäten 

ein Hinweis auf die – aus eigenen früheren Verhandlungen – bekannten sonstigen 

Vertragspunkte erfolgt.1 Selbst eine bücherliche Übertragung der belasteten 

Liegenschaft hindert nicht ein rechtswirksames Anbot, da der in § 1079 ABGB 

positivierte Schadenersatzanspruch primär auf Naturalersatz geht.2 Die Art der 

Befreiung des Vorkaufsverpflichteten aus der kaufvertraglichen Bindung zum Dritten, 

etwa durch Leistung einer Abstandssumme, ist diesbezüglich belanglos. 

Ist der Vorkaufsverpflichtete seiner Verbindlichkeit zur Erstellung eines 

ordnungsgemäßen Einlösungsanbots nicht nachgekommen, kann diese klagsweise 

durchgesetzt werden.3 Dafür fehlt allerdings das Rechtsschutzinteresse, wenn der 

Berechtigte bereits volle und verläßliche Kenntnis vom Inhalt des mit dem Dritten 

geschlossenen Kaufvertrages hat, weil er dann sogleich von seinem Vorkaufsrecht 

Gebrauch machen und die „wirkliche“ Einlösung vornehmen kann.4

Hat der Verpflichtete einen Immobilienmakler eingeschaltet, so gehört es zu den 

Schutz- und Sorgfaltspflichten des Vorkaufsverpflichteten, über das bestehende 

Vorkaufsrecht aufzuklären, damit der Immobilienmakler die entsprechenden Vorbehalte 

anbringen oder die Vermittlung überhaupt ablehnen kann.5 Scheitert aus diesem Grund 

der Vertragsabschluß, hat der Verpflichtete in Bezug auf den Provisionsanspruch das 

Erfüllungsinteresse zu ersetzen.6

6.7 Einlösung

Die Notifikation des bindenden Kaufofferts eines Dritten nötigt den Berechtigten 

innerhalb der Einlösungsfrist zur Entscheidung, ob er sein Vorkaufsrecht wahrnehmen 

oder es aufgeben will.7

Wird eingelöst, obgleich kein Vorkaufsfall vorliegt, ist rückabzuwickeln. Dies gilt – 

nach der Ansicht von F. Bydlinski8 – nur dann nicht, wenn der Vorkaufsverpflichtete 

1 NZ 1974, 122 
2 SZ 36/128 
3 EvBl 1967/153 
4 EvBl 1967/153 
5 Immobilientreuhänderverordnung 1994: § 9 Abs. 1 Z 3 lit d 
6 MietSlg 42.148/21 
7 NZ 1974, 122 
8 F. Bydlinski in Klang IV/2, 786f 
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bewußt den Schein eines Vorkaufsfalls herbeiführt, weil er sich hier an seiner 

Mitteilung nach § 916 Abs. 2 ABGB festhalten lassen muß. Wurde aufgrund des 

unrichtigen Anbots (z.B. nach überhöhter Preisangabe) des Vorkaufsverpflichteten 

eingelöst, so steht dem Vorkaufsberechtigten die entsprechende Korrektur oder 

Rücknahme seiner Einlösungserklärung zu, sobald er vom Inhalt des wahren Drittanbots 

erfährt1; zufolge des vorliegenden Dissenses kann der Vorkaufsberechtigte nochmals 

auf der Grundlage des richtigen Anbots reagieren. 

Zur fristgerecht vorzunehmenden „wirklichen Einlösung“ genügt nicht die bloße 

Ausübungserklärung oder Zahlungsbereitschaftserklärung,2 sondern ist die Erbringung 

der bereits fälligen Käuferleistung oder doch ein konkretes, reales Zahlungsanbot 

erforderlich.3 Der Vorkaufsberechtigte ist aber nicht verbunden, dem Verpflichteten 

eine Vertragsurkunde vorzulegen4 oder – in Abweichung vom Kaufvertragsinhalt – 

innerhalb der Einlösungsfrist vorauszuzahlen. 

Der Kaufpreis ist durch den Berechtigten in dem Maß und der Form zu erlegen, wie 

sich der Kaufinteressent verpflichtet hat. Wurde beim „limitierten“ Vorkaufsrecht ein 

höherer Preis intabuliert, als tatsächlich zwischen dem (ursprünglichen) 

Vorkaufsverpflichteten und Berechtigten vereinbart wurde, so kann – bei 

Objektweitergabe – mittels „anderer Veräußerungsart“5 – die Einlösung gegenüber dem 

redlichen, neuen Vorkaufsverpflichteten nur zu diesem höheren Preis geltend gemacht 

werden.6 Bei Annahmeverweigerung des Vorkaufsverpflichteten kann der Berechtigte 

mit schuldbefreiender Wirkung bei Gericht hinterlegen.7

1 Faistenberger (1967): 145ff 
2 SZ 53/177 
3 JBl 1976, 428 
4 SZ 26/293 
5 ABGB 1811: § 1078 
6 Faistenberger (1967): 209 
7 ABGB 1811: § 1425 
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6.8 Verbücherung

6.8.1 Verbücherungsfähigkeit

Auch das zu einem anderen Hauptvertrag als Kaufvertrag, in einem selbständigen 

Vertrag1 oder durch letztwillige Verfügung2 eingeräumte Vorkaufsrecht ist 

verbücherungsfähig.3 Dazu müssen lediglich einverleibungsfähige Urkunden vorliegen.4

Verbücherungsfähig ist das Vorkaufsrecht selbst dann, wenn eine von § 1075 ABGB 

abweichende Einlösungsfrist vereinbart wurde, weil diese Norm dispositiv gestaltet ist.5

Das Vorkaufsrecht ist – auch bei Beschränkung auf bestimmte räumliche Grenzen – auf 

dem ganzen Grundbuchskörper einzuverleiben.6

Zufolge der in § 1074 ABGB ausgesprochenen Höchstpersönlichkeit des 

Vorkaufsrechts läßt sich aber eine „Rechts- und Besitznachfolger“ – Klausel nicht 

eintragen.7 Die gelegentlich des Kaufes eines Liegenschaftsanteils eingegangene 

Verpflichtung, den anderen Liegenschaftsanteil gegen einen bestimmten Preis zu einem 

späteren Zeitpunkt zu erwerben, ist – da weder Vorkaufsrecht noch Reallast – ebenso 

nicht bücherlich absicherbar. 

Aus der in § 9 GBG vorgenommenen erschöpfenden Aufzählung der zur 

grundbücherlichen Eintragung tauglichen Rechte resultiert, daß Vorbestandrechte nicht 

einverleibungsfähig sind.8

6.8.2 Rechtswirkung 

Mit der Eintragung des Vorkaufsrechts im Grundbuch wird es – entgegen dem 

Gesetzeswortlaut – nicht in ein „dingliches Recht“ i.S.d. §§ 307ff ABGB „verwandelt“, 

da dem Berechtigten dadurch kein unmittelbares Herrschaftsrecht über die Sache 

vermittelt wird. Die §§ 9 GBG und 171 EO nennen das verbücherte Vorkaufsrecht 

1 GlU 1.366 
2 GlU 7.645 
3 SZ 24/247 
4 EvBl 1959/202 
5 EvBl 1993/73 
6 EvBl 1993/73 
7 GlU 6.831; siehe jedoch dazu den Vorschlag von Hofmeister, FS Kralik 406f, die Verbücherung mittels 
  Vormerkung zu bewerkstelligen; widersprechend jedoch Grabenwarter, NZ 1988, 319f 
8 SZ 12/179 
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daher „neben“ den dinglichen Sachenrechten. Das Landesgericht für Zivilrechtssachen 

Wien1 folgert daraus, daß die nach § 26 Abs. 2 GBG für dingliche Rechte geforderte 

Rechtsgrundangabe in der Einverleibungsurkunde betreffend das Vorkaufsrecht nicht 

enthalten sein muß. 

Die Einverleibung bewirkt aber gem. § 443 ABGB, daß das Verfügungsrecht über die 

belastete Liegenschaft mit Wirkung für Dritte beschränkt wird2: Der Eigentümer wird 

gehindert, das Objekt beliebig zu veräußern. Jeder Drittkäufer muß dem zur Einlösung 

bereiten Vorkaufsberechtigten weichen.3 Das Vorkaufsrecht hat eine dem 

Veräußerungsverbot entsprechende Wirkung.4 Entscheidend ist die Eintragung im 

Hauptbuch. Der Kaufinteressent muß nicht den in der Urkundensammlung abgelegten 

Kaufvertrag zu Rate ziehen, wenn im Hauptbuch darauf etwa hinsichtlich der erfaßten 

„Veräußerungsarten“ nicht Bezug genommen wird.5

Mit einem exekutiven Verkauf ist aber das Vorkaufsrecht erloschen, da der Berechtigte 

gem. § 1076 ABGB i.V.m. § 171 EO nur Anspruch auf Verständigung von und Ladung 

zum Feilbietungstermin hat.6 Solange das Vorkaufsrecht im Grundbuch, wenn auch im 

Eigentumsblatt statt Lastenblatt,7 einverleibt ist, hat es der Grundbuchsrichter zu 

berücksichtigen. Lediglich die Anmerkung der Rangordnung der beabsichtigten 

Veräußerung8 kann trotz verbüchertem Vorkaufsrecht erwirkt werden.9

Das verbücherte Vorkaufsrecht muß schon bei Übertragung des belasteten Objekts und 

nicht erst bei Eviktion10 beachtet werden, es bildet ein von Amts wegen 

wahrzunehmendes Eintragungshindernis i.S.d. § 94 GBG.11 Das in § 1079 ABGB 

normierte Abforderungsrecht ist als flankierender Rechtsbehelf zu verstehen, der Platz 

greift, wenn dem Grundbuchsrichter ein Fehler unterlief oder von den 

1 ImmZ 1950, 274 
2 SZ 10/163, 25/91 
3 GlU 3.943 
4 JBl 1991, 518 
5 SZ 49/46 
6 GlU 10.742 
7 SZ 7/17 
8 GBG 1955: § 59 
9 NZ 1930, 194 
10 Eviktion: Herausforderung der Sache durch den Vorkaufsberechtigten 
11 GlU 3.887 
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Kaufvertragsparteien eine unzulässige Umgehungshandlung gesetzt wurde.1 GlU 3.887 

möchte dieses Abforderungsrecht vor allem auf den Fall der bloß physischen 

Besitzeinweisung des Dritten beziehen. Der Abforderungsanspruch kann gegen jeden 

Dritten erhoben werden, der Eigentum oder Besitz an dem Vorbehaltsgut erworben hat, 

mag er auch aufgrund hintereinander geschalteter „anderer Veräußerungsarten“2 die 

Sache erlangt haben und nur veräußern wollen.3 Ist das Vorkaufsrecht mehreren 

Personen eingeräumt, so kann jeder einzelne von ihnen auf Löschung der 

vorkaufswidrigen Eintragung dringen.4 Die Löschungsklage kann auch mittels 

Streitanmerkung abgesichert werden.5

Die Einverleibung des Eigentumsrechts des Dritten darf bei verbüchertem 

Vorkaufsrecht nur mit Zustimmung des Berechtigten oder gegen den – mittels 

einverleibungsfähiger Urkunde erbrachten – Nachweis erfolgen, daß die Liegenschaft 

dem Berechtigten vergeblich zum Kauf angeboten wurde.6 Es genügt daher nicht, den 

ungenützten Zeitablauf7 oder den Vorkaufsrechts–Verzicht, sei er nun generell und im 

vorhinein8 oder sei er gelegentlich der Übermittlung des Einlösungsanbots9 erklärt, 

mittels nicht legalisierter Briefkopie zu belegen. Ist der Käufer zur Vorlage einer die 

Erfordernisse des § 32 GBG erfüllenden Privaturkunde nicht imstande, muß er sich den 

Nachweis im Prozeßweg beschaffen.10 Bei Fehlen eines tauglichen Nachweises ist das 

Grundbuchsgesuch abzuweisen; eine Vormerkung ist nicht möglich.11

6.9 Löschung

Der Vorkaufsverpflichtete kann den Berechtigten auf Einwilligung in die Löschung des 

verbücherten Vorkaufsrechts klagen, wenn vom Vorkaufsrecht nicht fristgemäß 

Gebrauch gemacht wurde12 oder es aus anderen Gründen, wie Verzicht13 oder Wegfall 

1 SZ 37/78 
2 ABGB 1811: § 1078 
3 Aicher in Rummel I² § 1073 Rz 7 
4 JBl 1991, 518 
5 GBG 1955: §§ 61ff 
6 JBl 1931, 173 
7 EvBl 1957/349 
8 NZ 1970, 28 
9 SZ 7/17 
10 SZ 23/230 
11 SZ 24/95 
12 JBl 1931, 173 
13 NZ 1970, 28 
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der Rechtsgrundlage,1 erloschen ist. Der Drittkäufer kann daher zwar auf Feststellung 

klagen, daß das Vorkaufsrecht des Begünstigten erloschen ist, nicht aber selbst die 

Löschungsklage erfolgreich anstrengen,2 es wäre denn, daß er bereits als Eigentümer 

einverleibt ist.3

6.10 Unübertragbarkeit der Berechtigung 

Gemäß § 1074 ABGB kann das Vorkaufsrecht weder einem Dritten abgetreten, noch 

auf die Erben des Berechtigten übertragen werden. Das Vorkaufsrecht ist nicht 

zedierbar.4 Seine höchstpersönliche Natur schließt auch eine „stille Abtretung“ aus, da 

der ursprünglich Berechtigte (= Zedent) hier lediglich namens des Zessionars das 

Vorkaufsrecht ausübt. Es greift § 916 Abs. 1 ABGB ein. Das Abtretungsverbot hindert 

aber nicht, daß bei Begünstigung einer Personenmehrheit der Vorkaufsrechts–Anteil 

eines ausscheidenden Mitglieds den übrigen zuwächst. 

Die in § 1074 ABGB statuierte Unübertragbarkeit kann nicht mittels vertraglicher 

Abrede5 oder durch – versuchte – Verbücherung einer „Rechts- und Besitznachfolger“ – 

Klausel6 beseitigt werden.7 Auch die Umgehung mittels der Vereinbarung eines 

„Familieneinstandsrechts“ ist zum Scheitern verurteilt.8 Ist das Vorkaufsrecht im 

Zusammenhang mit einem Mietvertrag vereinbart, so geht es selbst bei 

Unternehmensveräußerung durch den Mieter nicht nach § 12a MRG mit über.9 Der 

Ansicht von P. Bydlinski,10 der eine Übertragung kraft Vereinbarung mit Wirksamkeit 

bis zum Lebensende des Erstbegünstigten zuläßt, ist nach h.L. nicht zu folgen. Damit 

wird der höchstpersönliche Charakter der Ausübung des Vorkaufsrechts tangiert. Die 

Begründung eines Vorkaufsrechts zugunsten eines nicht vertragsbeteiligten Dritten wird 

dadurch aber nicht gehindert.11

1 MietSlg 31.146 
2 SZ 53/177 
3 NZ 1970, 28 
4 ABGB 1811: § 1393 zweiter Satz 
5 MietSlg 32.146 
6 GlU 6.831 
7 siehe RdW 1996, 164 
8 vgl. SZ 12/85 
9 siehe ecolex 1996, 12 
10 P. Bydlinski: 230ff 
11 GlU 9.759 
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§ 1074 ABGB stellt sich als Konsequenz des § 1073 ABGB dar, wo das Vorkaufsrecht 

zum „persönlichen Recht“ erklärt wird. Der Gesetzgeber wollte mit der Normierung der 

aktiven Unübertragbarkeit das Entstehen von – der Verkehrswirtschaft 

zuwiderlaufenden1 – Dauerbindungen vereiteln. Dieser Normzweck schlägt ebenso auf 

eigenständige und innerhalb anderer Vertragstypen begründete Vorkaufsrechte durch.2

Die Pfändung, Verpfändung oder konkursmäßige Verwertung des Vorkaufsrechts wird 

durch den Unübertragbarkeitsgrundsatz aber nicht gehindert; bei Eintritt des 

Vorkaufsfalles wird es seitens des betreibenden Gläubigers oder Masseverwalters 

ausübbar.3

6.11 Tod/Untergang des Begünstigen 

Mit Tod/Untergang des Berechtigten erlischt das Vorkaufsrecht jedenfalls. Es kann, 

unabhängig vom Berufungsgrund (Erbvertrag, Testament, Gesetz), nicht aktiv vererbt 

werden und auch nicht anderweitig durch Rechtsgeschäft von Todes wegen, etwa durch 

Legat oder Schenkung auf den Todesfall, übergehen. Das Vorkaufsrecht fällt daher 

nicht in den Nachlaß und bildet keinen Gegenstand der Verlassenschaftsabhandlung.4

6.12 Übertragung der Verpflichtung 

Die durch das Vorkaufsrecht begründete Belastung wird durch § 1074 ABGB keiner 

Regelung unterzogen. Sie geht gemäß § 531 ABGB auf den Gesamtrechtsnachfolger 

des Vorkaufsverpflichteten über und ist somit im Zweifel passiv vererblich.5

6.13 Fristenlauf

Die gesetzlichen Einlösungsfristen6 tragen dispositiven Rechtscharakter.7 Nach Eintritt 

des Vorkaufsfalls kann aber – entgegen dem Willen des unter Vorkaufsvorbehalt 

1 GlU 10.194 
2 EvBl 1959/202 
3 F. Bydlinski in Klang IV/2, 838ff 
4 Binder in Schwimann (1997), S. 974, Rz 5 
5 ZBl 1925/10 
6 ABGB 1811: § 1075 
7 NZ 1971, 62 
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abschließenden Dritten – eine abweichende Vereinbarung darüber nicht mehr getroffen 

werden.1  Gemäß § 1075  ABGB  muß der  Berechtigte bei  beweglichen Sachen binnen

vierundzwanzig Stunden, bei unbeweglichen aber binnen dreißig Tagen, nach der 

geschehenen Anbietung, wirklich einlösen. Nach Verlauf dieser Frist ist das 

Vorkaufsrecht erloschen. Bezieht sich das Vorkaufsrecht auf ein Unternehmen gilt die 

für unbewegliche Sachen maßgebende 30-Tagesfrist.2

Die in § 1075 ABGB genannten Fristen sind Präklusivfristen. Die Fristenberechnung 

richtet sich nach § 902 ABGB. Der Fristenlauf nimmt seinen Anfang mit Bekanntgabe 

eines „gehörigen Anbots“ an den Vorkaufsberechtigten.3 Dieses Anbot kann auch vom 

Kaufinteressenten ausgehen.4 Bei unbekanntem Aufenthalt des Vorkaufsberechtigten 

muß das Einlösungsanbot dem nach § 276 ABGB bestellten Abwesenheitskurator 

zugehen.

Erfolgt kein Anbot, löst die tatsächliche Erlangung vollständiger Kenntnis vom Inhalt 

des mit einem Dritten geschlossenen Kaufvertrages die Einlösungsfrist aus.5 Die 

Beweislast für die Kenntniserlangung (Zeitpunkt, Umfang) trifft den Verpflichteten. 

Während des Einlösungszeitraumes ist der Vorkaufsverpflichtete i.S.d. § 862 ABGB 

gebunden und darf die Vertragspunkte nicht abändern. Für den Berechtigten handelt es 

sich hiebei um eine Deliberationsfrist6, innerhalb der er sich zu entscheiden hat, ob er 

sein Recht wahrnehmen oder aufgeben will.7 Machen allerdings bestimmte, in der 

Person des Berechtigten gelegene Gründe (z.B. mangelnde Einwilligung des 

gesetzlichen Vertreters; Genehmigungsversagung aus personenbezogenen Gründen) den 

Verkauf an ihn unzulässig, geht sein Vorkaufsrecht unter.8

1 SZ 53/177 
2 SZ 28/144 
3 NZ 1974, 122 
4 EvBl 1963/354 
5 JBl 1983, 203 
6 Überlegungsfrist 
7 NZ 1974, 122 
8 EvBl 1967/87 
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6.14 Wirkliche Einlösung 

Zur fristgerecht vorzunehmenden „wirklichen Einlösung“ genügt nicht die bloße 

Ausübungserklärung oder Zahlungsbereitschaftserklärung,1 sondern ist die Erbringung 

der bereits fälligen Käuferleistung oder doch ein konkretes, reales Zahlungsanbot 

erforderlich.2 Der Vorkaufsberechtigte ist aber nicht verbunden, dem Verpflichteten 

eine Vertragsurkunde vorzulegen3 oder – in Abweichung vom Kaufvertragsinhalt – 

innerhalb der Einlösungsfrist vorauszuzahlen.4 Wird vom Berechtigten die Einlösung 

erklärt und der Anschein alsbaldiger Zahlung erweckt, so entsteht u.U. zugunsten des 

Verpflichteten ein Vertrauenstatbestand. Im Nichtzahlungsfall kann dann der 

Verpflichtete den Vertrauensschaden beanspruchen, der auch den Gewinn aus dem 

dadurch vereitelten Kaufvertrag mit einem Dritten umfasst.5

Der Kaufpreis ist durch den Berechtigten in dem Maß und der Form zu erlegen, wie 

sich der Kaufinteressent verpflichtet hat. Bei Annahmeverweigerung des 

Vorkaufsverpflichteten kann der Berechtigte mit schuldbefreiender Wirkung bei Gericht 

hinterlegen.6

6.15 Rechtsfolgen

6.15.1 Einlösung

Fristgerechte Einlösung des Vorkaufsrechts läßt den zwischen dem 

Vorkaufsverpflichteten und dem Dritten unter Hinweis auf das Vorkaufsrecht, somit 

bedingt abgeschlossenen Kaufvertrag, erlöschen.7 Desgleichen treten Punktation und 

Vorvertrag außer Kraft. Hat der Vorkaufsverpflichtete im Zeitpunkt der Einlösung mit 

dem Dritten bereits unbedingt kontrahiert, löst sich die Pflichtenkollision entsprechend 

der zeitlichen Priorität des Vorkaufsrechts zugunsten des Berechtigten auf, solange der 

Dritte das Objekt nicht unbelastet zu Eigentum erworben hat. 

1 SZ 53/177, 58/93 
2 JBl 1976, 428 
3 SZ 26/293 
4 vgl.SZ 8/121 
5 F. Bydlinski in Klang IV/2, 844 
6 ABGB 1811: § 1425 
7 SZ 22/34 
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6.15.2 Nichtverbücherung

Wurde das Vorkaufsrecht nicht verbüchert, so hat die Judikatur in früheren Zeiten bei 

unterlassener Anbietung dem Vorkaufsberechtigten gegen den Verpflichteten nur einen 

Schadenersatzanspruch in Geld, in Höhe des Schätzwertes des verletzten Rechtes, 

zugestanden.1 Lediglich vereinzelt wurde vertreten, daß der obligatorisch Berechtigte 

trotz Weiterveräußerung des belasteten Objekts an den Dritten einen 

Verschaffungsanspruch habe, sei es aus dem Titel des Schadenersatzes2 oder sei es als 

Erfüllungsforderung nach gesetzmäßiger Ausübung des Vorkaufsrechts.3 Dieser stehe 

hienach selbst nach bücherlicher Übertragung des belasteten Objekts an den Dritten 

noch zu, da sich die Leistungsunmöglichkeit erst im Zuge des Exekutionsverfahrens 

herausstelle.

Aufgrund der massiven literarischen Kritik4 ließ sich Mitte der achtziger Jahre jedoch 

ein Umschwenken des OGH feststellen. Dezidiert erkennt er in JBl 1986, 5095, in 

Abkehr von der bis dahin dominierenden Linie, einen Anbietungsanspruch gegenüber 

dem Verpflichteten, dessen Erben oder dem die Vorkaufsbelastung schuldvertraglich 

übernehmenden Drittkäufer an. Daraus resultiert, daß der Verpflichtete noch nach 

Eigentumseinverleibung des Erwerbers bei „wirklicher Einlösung“ i.S.d. § 1075 ABGB 

zur Erfüllung  verhalten  ist. Daneben hat er den Verzögerungsschaden gem. § 1079 

Satz 1 i.V.m. § 918 Abs. 1 ABGB auszugleichen. 

Die Vorkaufsausübung durch den Berechtigten führt jedoch zu keinem Titelverlust 

beim Drittkäufer; die Rechtsstellung des Vorkaufsberechtigten entspricht jener des 

Erstkäufers beim Doppelverkauf.6 Vermag der Verpflichtete den Erwerber nicht mehr 

zur  Herausgabe  des  belasteten  Objekts bewegen, wird er  nach § 1079 Satz 1 i.V.m.  

§ 920 ABGB geldersatzpflichtig. 

Begehrt der übergangene Vorkaufsberechtigte nicht Anbietung, sondern sofort 

Schadenersatz, so ändert dies nichts daran, daß auch dieser Anspruch gem. § 1323 

1 JBl  1966,  254 
2 SZ 32/14 
3 JBl 1937, 387 
4 F. Bydlinski in Klang IV/2, 881ff 
5 ansatzweise bereits in  JBl 1977, 94 
6 JBl 1987, 318 
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ABGB primär auf Naturalrestitution geht. Kommt eine Verschaffung des belasteten 

Objekts nicht mehr in Betracht, ist bei grobem Verschulden der aus der 

Vorkaufsrechtsverletzung1 herrührende Gewinnentgang zu ersetzen. Hätte allerdings 

der Berechtigte auch bei gehörigem Anbot von dem Vorkaufsrecht keinen Gebrauch 

gemacht, entfällt mangels Nachteilszufügung der Schadenersatzanspruch.2

Bestreitet der Verpflichtete den Bestand des nicht verbücherten Vorkaufrechts, ist ein 

rechtliches Interesse an dessen alsbaldiger Feststellung3 zu bejahen.4 Der 

Eigentumserwerb des Dritten kann mittels einstweiliger Verfügung nach § 381 EO 

unterbunden werden. Sie ist aber kein geeignetes Instrument, um einen Auftrag zur 

Anbietung des belasteten Objekts zu erwirken, da daraus bereits die Endgültigkeit der 

Sach- und Rechtslage folgt.5

Eine unmittelbare Haftung des Drittkäufers dem obligatorischen Vorkaufsberechtigten 

gegenüber wird nur bei Verleitung zum Vertragsbruch anerkannt, da das  Vorkaufsrecht 

nicht durch Besitz verstärkt und daher nicht objektiv erkennbar ist.6 Dem Drittkäufer 

wird aber keine Nachforschungspflicht auferlegt, ob das ihm bekannte Vorkaufsrecht 

durch Einigung zwischen Verpflichteten und Berechtigten erloschen ist; vielmehr darf 

er dies unterstellen.7

6.15.3 Verbücherung

Wurde das Vorkaufsrecht einverleibt, wozu die grundbücherliche Durchführung des die  

Rechtsgrundlage bildenden Kauf- oder Bestandvertrages hinsichtlich der Hauptpflichten 

nicht genügt,8 bildet es für den Drittkäufer ein Eintragungshindernis. Der von § 1079 

Satz 2 ABGB gewährte Abforderungsanspruch bezieht sich auf den Fall, daß der 

Drittkäufer aufgrund richterlichen Irrtums oder zufolge unzulässigem 

Umgehungsgeschäfts einverleibt wurde oder doch zumindest den physischen Besitz an 

der  Liegenschaft  erlangt  hat.   Seine   Redlichkeit  oder   Unredlichkeit  bestimmt  sich 

1 SZ 2/45 
2 SZ 28/264 
3 Zivilprozessordnung 1895: § 228 
4 SZ 6/25 
5 JBl 1977, 94 
6 JBl 1987, 318 
7 ecolex 1995, 326 
8 SZ 32/14 
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danach, ob er die fehlende Berechtigung des Behaltendürfens kannte oder kennen 

musste.1 Der Berechtigte hat dem Drittkäufer nach § 1041 ABGB Zug-um-Zug den 

Einlösungspreis zu erstatten.2

Eine entgegen dem verbücherten Vorkaufsrecht bewilligte Eigentumseinverleibung ist 

mit Löschungsklage nach § 61 GBG, u.U. in Verbindung mit einer Streitanmerkung,3 zu 

bekämpfen.4 Jeder von mehreren Vorkaufsberechtigen kann für sich allein die 

Löschungsklage anstrengen.5 Die Vollstreckung des stattgebenden Urteils erfolgt gem. 

§ 350 EO. 

Ein Rekurs gegen den Eigentumseinverleibungsbeschluß ist nur bei „offener 

Mißachtung“ des Vorkaufsrechts erfolgreich,6 nicht aber bei Vorliegen einer formell 

richtigen, intabulationsfähigen Urkunde, mag sie auch auf einem Scheingeschäft 

beruhen.7 Im Falle gutgläubigem Erwerbs durch den Dritten und Unterbleiben der 

Verständigung vom Eigentumsübergang  muß der Berechtigte  die Klage entsprechend 

§ 64 GBG innerhalb von drei Jahren erheben.8

Der Eigentumsübertragungsanspruch kann unmittelbar gegen den Erwerber oder dessen 

Rechtsnachfolger gerichtet werden.9 Die Geltendmachung eines 

Schadenersatzanspruchs bei „wirklicher Einlösung“ eines Erfüllungsanspruchs, 

gegenüber dem Vorkaufsverpflichteten bleibt unbenommen.10

Das bücherliche Vorkaufsrecht steht nicht der Eigentumseinverleibung eines originären 

Erwerbers11 oder des durch „andere Veräußerungsart“ gem. § 1078 ABGB  

Erwerbenden entgegen.12 Es geht aber als Last auf den neuen Eigentümer über, da die 

Übertragung für sich allein keinen Löschungsgrund darstellt.13 Der Erwerber hat daher 

im Falle des Weiterverkaufs die Liegenschaft dem Vorkaufsberechtigten anzubieten. 

1 NZ 1989, 137ff 
2 Aicher in Rummel I² § 1079 Rz 11 
3 SZ 37/78 
4 SZ 24/95 
5 EvBl 1991/88 
6 SZ 37/78 
7 SZ 23/250 
8 SZ 35/91 
9 EvBl 1957/255 
10 EvBl 1957/255 
11 EvBl 1958/200 
12 SZ 25/92 
13 SZ 23/250 
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6.15.4 Nichtgebrauchmachen

Das Vorkaufsrecht wirkt nur für einen einzigen Vorkaufsfall und geht daher unter, wenn 

der Berechtigte auf die Ausübung dieses Rechts ausdrücklich1 oder durch 

Verstreichenlassen der Einlösungsfrist stillschweigend verzichtet.2 Dies gilt auch für 

den Fall der Verbücherung des Vorkaufsrechts, da nach der ratio legis nur der 

Weiterverkaufsversuch hintangehalten, jedoch kein echtes „dingliches“ Recht 

geschaffen werden sollte.3 Sollte der Berechtigte mit der Veräußerung nur unter der 

Bedingung einverstanden sein, daß das Vorkaufsrecht auf den Erwerber überbunden 

wird, so bedarf es dazu einer Erstreckungsvereinbarung in verbücherungsfähiger Form; 

die einseitige Verknüpfung der Bedingung mit der Ausübungserklärung macht letztere – 

aus grundbuchsverfahrensrechtlichen und materiell-rechtlichen Gründen4 – unwirksam.5

Lediglich bei Ausschaltung des Vorkaufsrechts durch Eigentumsübertragung aufgrund 

eines anderen Rechtstitels als Kauf, hat der neue Liegenschaftseigentümer diese 

Belastung zu übernehmen. Bei Verkauf von Miteigentumsanteilen einer 

gesamtbelasteten Liegenschaft ist jeder Anteilsverkauf als eigenständiger Vorkaufsfall 

zu betrachten.6

6.16 Sonstige Erlöschungsgründe 

Außer durch Verzicht oder Tod des Berechtigten kann das Vorkaufsrecht insbesondere 

noch dadurch erlöschen, daß innerhalb eines vorgesehenen Zeitraumes kein 

Vorkaufsfall eintritt oder – bei Nichtverbücherung – das Objekt durch eine „andere 

Veräußerungsart“ weitergegeben wird. Eine Verjährung, die ab Vorkaufsfall durch 30 

Jahre läuft,7 kommt nur in Betracht, wenn ein rechtswirksames Einlösungsanbot dem 

Berechtigten nicht unterbreitet wurde und daher die kurzen Einlösungsfristen nicht 

laufen konnten.8

1 GlU 9.024 
2 NZ 1971, 62 
3 SZ 25/288 
4 vgl. ABGB 1811: § 878 
5 NZ 1988, 164 
6 SZ 26/293 
7 ABGB 1811: § 1487 
8 F. Bydlinski in Klang IV/2, 854 
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Selbst die Verbücherung von Vorkaufsrechten hindert nicht die Durchsetzung einer 

Zwangsveräußerung, einer freiwillige Versteigerung der belasteten Sache oder der 

Aufhebung einer Eigentümergemeinschaft.1 Erfolgt die Verwertung durch „gerichtliche 

Feilbietung“ erschöpft sich die Wirkung des Vorkaufsrechts in der Verständigung vom 

Versteigerungstermin und der besonderen Einladung zum Mitbieten gem. § 1076 

ABGB. Bei gleichem Anbot entscheidet somit die zeitliche Priorität. Dem Nachteil des 

Verlustes des Eintrittsrechts steht der Vorteil gegenüber, die belastete Sache regelmäßig 

zu einem niedrigeren als im freien Verkauf erzielbaren Preis zu erwerben. Wird der 

Vorkaufsberechtigte vom Versteigerungstermin nicht verständigt, kann er gegen die 

Zuschlagserteilung Rekurs erheben.2 Im Falle der Nichtverbücherung des 

Vorkaufsrechts muß der Verpflichtete bei Schadenersatzfolge dafür Sorge tragen, daß 

der Berechtigte den Versteigerungstermin rechtzeitig zum Mitbieten erfährt.3

6.16.1 Zwangsversteigerung

Die für die exekutive Versteigerung getroffenen Regelungen der EO enthalten 

korrelierende Bestimmungen. Gem. § 171 Abs. 1 EO ist dem verbücherten 

Vorkaufsberechtigen das Versteigerungsedikt zuzustellen. Dies gilt für eine wegen nicht 

ordnungsgemäßer Meistbotsberichtigung notwendige Wiederversteigerung selbst dann, 

wenn das Vorkaufsrecht erst nach Anberaumung der ersten Versteigerung einverleibt 

wurde.4 Wurde der Vorkaufsberechtigte nicht besonders verständigt und ist er abwesend 

bzw. unvertreten, muß der Zuschlag bei Offenbarwerden dieses Mangels versagt 

werden5 und kann er überdies binnen 14 Tagen nach dem Versteigerungstermin 

Widerspruch gegen die Zuschlagserteilung erheben.6 Mit Rechtskräftigwerden des 

Zuschlages geht jedoch das Eigentum auf den Ersteher über und ist dies auch im 

Grundbuch  unter  Löschung  des Vorkaufsrechts  einzuverleiben.7  Dem übergangenen 

Vorkaufsberechtigten bleiben dann – entgegen § 1079 Satz 2 ABGB – nur 

Schadenersatzansprüche gegenüber dem Verpflichteten.8

1 SZ 26/72 
2 ecolex 1993, 810 
3 Aicher in Rummel I² § 1076 Rz 5 
4 Exekutionsordnung 1896: § 154 Abs 4 
5 Exekutionsordnung 1896: § 186 Abs 1 
6 Exekutionsordnung 1896: § 184 Abs 1 Z 3 
7 Exekutionsordnung 1896: § 237 
8 GlU 10.742 
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Bei der im Rahmen des Konkursverfahrens stattfindenden „gerichtlichen Veräußerung“1

und dem handelsrechtlichen Pfandverkauf2 hat man gleich der Zwangsvollstreckung in 

bewegliche Sache nach der EO zu differenzieren: § 1076 ABGB ist nur bei 

Veranstaltung einer Versteigerung, nicht aber jener eines freihändigen Verkaufs 

maßgebend. Wird anders als durch Versteigerung – etwa durch konkursmäßigen 

Verkauf zufolge „anderer Veräußerungsart“ nach § 119 KO – veräußert, so ist der 

Vorkaufsfall hergestellt und ist dem Vorkaufsberechtigten die Möglichkeit zum Eintritt 

zu geben. Daß der Verpflichtete nicht veräußern will, rechtfertigt jedoch nicht, das 

Vorkaufsrecht leerlaufen zu lassen.3

6.16.2 Freiwillige Feilbietung 

Die Normen über die „freiwillige Feilbietung“ im Außerstreitgesetz4 nehmen auf das 

Vorkaufsrecht nicht Bedacht.5 F. Bydlinski6 und – ihm folgend – Aicher7 möchten § 

1076 ABGB nur bei verbücherten Vorkaufsrecht anwenden; bei nicht verbüchertem 

Vorkaufsrecht liege ein Vorkaufsfall vor. Letzteres wirft allerdings das Problem auf, zu 

welchem Preis die Vorbehaltssache dem Berechtigten anzubieten ist; der Ausgang des 

Versteigerungsverfahrens ist ja noch ungewiß. Lt. Binder8 ist auch hier die Einladung 

zum Mitbieten jener Vorgangsweise vorzuziehen, wo dem Berechtigten nach 

(bedingter) Zuschlagserteilung ein Eintrittsrecht gewährt wird. Es wäre auch wider dem 

Sinn des Gesetzes, wenn die Rechtsstellung des nicht verbücherten Berechtigten besser 

ist als die des im Grundbuch Eingetragenen. 

6.17 Der Vorkaufspreis 

Zur Einlösung hat der Vorkaufsberechtigte primär den in der Vorkaufsvereinbarung 

vorgesehenen Preis zu begleichen („limitiertes Vorkaufsrecht“). Dieser muß im 

höchsten Maß dem Bestimmtheitsgebot9 entsprechen, weil der vom Vertragsschluß 

1 § 119 KO 
2 EVHGB 1938: Art 8 Nr. 14, 15 
3 Faistenberger (1967): 190 
4 Außerstreitgesetz 2003: 195ff 
5 ecolex 1993, 810 
6 F. Bydlinski in Klang IV/2, 857ff 
7 Aicher in Rummel I² § 1076 Rz 6ff 
8 Binder in Schwimann (1997), § 1076 
9 ABGB 1811: §§ 1054ff 



  66  

mitbetroffene Dritte ein schützenwertes Interesse an einer eindeutigen Rechtsbeziehung 

zwischen Verpflichteten und Berechtigten hat. Das in Bezug auf eine Liegenschaft 

eingeräumte Vorkaufsrecht „zu Tagespreisen“ wurde demgemäß infolge 

Unvertretbarkeit dieses Objekts als zu unbestimmt qualifiziert und Einlösung zum 

Drittanbotspreis gefordert.1

Sind nach Preisfestlegung in der Vorkaufsvereinbarung an der belasteten Sache 

Verschlimmerungen oder Verbesserungen eingetreten, so ist nach den 

Wiederkaufsregeln2 zu verfahren. Geldentwertung trägt der Verkäufer, soweit nicht 

zufolge eines exorbitanten Geldwertverfalls die Berufung auf den Wegfall der 

Geschäftsgrundlage durchschlägt3; die entstehende Vertragslücke ist dann durch den 

Preis auszufüllen, der vom Drittinteressenten geboten wird. 

Mangels besonderer Preisvereinbarung mit dem Vorkaufsberechtigten hat er das vom 

Kaufinteressenten angebotene Entgelt vollständig und in der von diesem versprochenen 

Weise zu entrichten. Er muß daher entsprechend der Kaufvertragsofferte Zahlungsart 

und Fälligkeitstermine einhalten, Sicherheiten stellen und Kreditzinsen zahlen.4

Von § 1077 ABGB abweichende Bestimmungen enthalten die §§ 8 

Stadterneuerungsgesetz und 6 Bodenbeschaffungsgesetz. Darin wird eine 

Herabsetzungsmöglichkeit bei unangemessenem Kaufpreis vorgesehen. Des weiteren 

gelten nicht ausgleichbare Nebenleistungen als nicht gefordert und gegen den Zweck 

der Anbotspflicht verstoßende Bedingungen als nicht beigesetzt. 

6.18 Andere Veräußerungsarten 

Im Zweifel tritt der Vorkaufsfall nur ein, wenn der Verpflichtete das belastete Objekt 

verkauft. Wird es getauscht5, verschenkt6, über Ehepakt unentgeltlich abgetreten7, gegen 

Übernahme bestimmter Tätigkeiten oder Dienstverrichtungen veräußert8, in eine 

1 EvBl 1980/75 
2 ABGB 1811: §§ 1068 
3 hier gilt gleiches wie für die Ausübung des Wiederkaufsrechtes gem. § 1068 ABGB 
4 ABGB 1811: § 1077 
5 SZ 23/250 
6 NZ 1989, 128 
7 NZ 1955, 47 
8 JBl 1966, 35 
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Gesellschaft eingebracht,1 oder in eine Gesellschaft aufgespaltet2, kann vom 

Vorkaufsrecht nicht Gebrauch gemacht werden. Gemäß § 1078 ABGB läßt sich das 

Vorkaufsrecht auf eine andere Veräußerungsart ohne eine besondere Verabredung nicht 

ausdehnen. Ist nur eine Grundstücksparzelle vom Vorkaufsrecht belastet, wird jedoch 

die gesamte Liegenschaft veräußert, so kann dies in seiner Wirkung gleichfalls auf eine 

„andere Veräußerungsart“ hinauslaufen.3 Es können durch Parteienvereinbarung auch 

bestimmte Kaufverträge (z.B. Verkäufe im „Familienkreis“) eximiert4 werden.5

Die Ausscheidung der „anderen Veräußerungsarten“ resultiert einmal daraus, daß diese 

Rechtsgeschäfte vom Vereinbarungswortlaut nicht gedeckt sind, und zum anderen aus 

dem Umstand, daß dem Berechtigten vielfach die Möglichkeit zur 

Gegenleistungserbringung, sei es wegen mangelnder Bestimmtheit, sei es wegen 

Nichtvorhandensein der Geeignetheit, Fähigkeit oder sonstigen Voraussetzungen, fehlt. 

„Andere Veräußerungsarten“ sind generell dadurch gekennzeichnet, daß sie aus der 

Sicht des Verpflichteten in besonderem Maße von der Person des Partners oder der von 

ihm zu erbringenden Gegenleistung geprägt sind.6

Auch eine Ersitzung kann sich gegen ein (verbüchertes) Vorkaufsrecht durchsetzen.7

Dasselbe gilt bei einer Enteignung, weil sie ein öffentliches Interesse zu befriedigen 

hat.8

Wurde eine Ausdehnung des Vorkaufsrechts auf alle Veräußerungsarten vereinbart, so 

kann im Schenkungsfall davon trotzdem kein Gebrauch gemacht werden, da es an dem 

nötigen Wertmaßstab fehlt,9 hier ist durch Preisfestlegung in der Vorkaufsvereinbarung 

Vorsorge zu treffen. Sollte allerdings die Vorkaufsabrede ausdrücklich auch 

Schenkungen miteinbeziehen, so ist dies als Einigung auf den gemeinen Schätzwert des 

Verkaufsobjekts zu verstehen.10

1 SZ 2/54 
2 GesRZ 1995, 271 
3 EvBl 1993/78 
4 eximieren: von einer Verbindlichkeit befreien 
5 EvBl 1992/112 
6 EvBl 1991/23 
7 EvBl 1958/200 
8 ABGB 1811: § 365 
9 SZ 55/57 
10 ecolex 1994, 229 
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Die Erweiterungsabrede wirkt gegen den Dritten nur, wenn er von ihr Kenntnis hat oder 

sie im Hauptbuch eingetragen ist; eine Verpflichtung, die Urkundensammlung zu Rate 

zu ziehen, besteht nicht.1 Die Verbücherung des auf „andere Veräußerungsarten“ 

ausgedehnten Vorkaufsrechtes  schützt den  Berechtigten dagegen über die  Grenzen 

des § 364c ABGB hinaus mit absoluter Wirkung;2 an der Verbücherungsfähigkeit eines 

derartigen Beisatzes sollte nicht gezweifelt werden.3 Fehlen aber besondere 

Anhaltspunkte, so ist der beauftrage Notar trotz verbüchertem Vorkaufsrecht nicht 

verpflichtet, weitergehende Nachforschungen anzustellen, ob der geplanten Schenkung 

Hindernisse entgegenstehen.4

Kommt das Vorkaufsrecht infolge Übertragung durch eine „andere Veräußerungsart“ 

nicht zum Tragen, so haftet es im Falle einer Verbücherung doch weiter als Last am 

Objekt und bindet den Erwerber bei Weiterveräußerung.5 Den Erwerber trifft dann 

jedenfalls eine Anbietungspflicht im Falle der abermaligen Veräußerung. Ob der 

Erwerber bereits zu einem früheren Zeitpunkt berechtigt ist, dem Vorkaufsbegünstigten 

die Sache zum Erwerbe anzubieten, wird von F. Bydlinski6 bejahend beantwortet; er 

stützt dies auf § 462 ABGB (analog), der dem nachrangigen Pfandgläubiger vor 

Feilbietung eine voraussetzungslose Zahlungsmöglichkeit eröffnet. 

6.19 Spezifische Vertragsgestaltung 

6.19.1 Ersetzungsbefugnis, Wahlschuld, Leistung an Zahlungs Statt 

Da der Vorkaufsverpflichtete das erhalten soll, was er durch das gewollte 

Rechtsgeschäft erlangen würde, ist die Vereinbarung einer Ersetzungsbefugnis (fakultas 

alternativa) oder eines Wahlrechts7 zugunsten des Kaufinteressenten nicht 

vorkaufsschädlich. Wurde dagegen im Rahmen eines Kaufvertrages dem Verpflichteten

1 SZ 49/46 
2 Hofmeister, NZ 1989, 165 
3 Hofmeister, NZ 1988, 167 
4 JBl 1990, 179 
5 SZ 23/250 
6 F. Bydlinski in Klang IV/2, 827 
7 ABGB 1811: § 906ff 
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die Wahl eingeräumt, entweder eine mit dem Vorkaufsrecht belastete oder eine davon 

freie Sache zu leisten, tritt der Vorkaufsfall lediglich ein, wenn er sich für die 

Erbringung des belasteten Objekts entscheidet. 

Ebenso entsteht für den Vorkaufsberechtigten ein Einlösungsrecht, wenn der 

Verpflichtete mit seinem Gläubiger vereinbart, die fällige Geldschuld durch die mit dem 

Vorkaufsrecht belastete Sache zu tilgen, weil die Abrede der Leistung an Erfüllungs 

Statt1 nichts anderes als eine Novation in einen Kaufvertrag darstellt, wenn die 

Gegenleistung überwiegend in Geld bestand.2

6.19.2 Gemischte Schenkung, insbesondere Freundschaftskauf 

Bei einem Freundschaftskauf wird der Kaufpreis einvernehmlich so festgesetzt, daß er 

keine vollkommene Gegenleistung darstellt, somit ein aus einem entgeltlichen und 

unentgeltlichen Teil vermischter Vertrag3 vorliegt. Nach einhelliger Judikatur4 wird hier 

das Vorkaufsrecht nicht ausgelöst, was sich aus der besonderen persönlichen Beziehung 

zwischen den Vertragsparteien rechtfertigt.5 Die Ansicht Faistenbergers,6 wonach 

zwischen Berechtigtem und Drittem bei Vorkaufsausübung eine 

Miteigentumsgemeinschaft an der Vorkaufssache (entsprechend dem entgeltlichen und 

unentgeltlichen Teil) entsteht, wird von der herrschenden Lehre nicht aufgegriffen, weil 

der Parteiwille auf Erhalt der realen Sache und nicht eines Miteigentumsanteils daran 

gerichtet ist.7 Ist der unentgeltliche Teil im Verhältnis zum Wert der Verkaufssache aber 

als geringwertig anzusehen, wird i.d.R. eine unzulässige Umgehung des Vorkaufsrechts 

vorliegen und dieses daher trotzdem eingreifen.8 Bei Unklarheiten bezüglich des 

Vorliegens eines „Freundschaftskaufs“ legt Schurig9 dementsprechend dem 

Verpflichteten die Beweislast auf. 

1 ABGB 1811: § 1413ff 
2 vgl. SZ 28/54 
3 ABGB 1811: § 935 
4 NZ 1978, 124 
5 EvBl 1991/23 
6 Faistenberger (1967): 114 
7 vgl. F. Bydlinski in Klang IV/2, 876f 
8 F. Bydlinski in Klang IV/2, 877 
9 Schurig (1975): 138 
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Gleiches gilt für die zwischen nahen Angehörigen getroffene Leibrente – oder 

Übergabsvereinbarung, wenn der durch den kapitalisierten Rentenbetrag oder 

Übergabspreis nicht gedeckte Wertteil vom Schenkungswillen getragen wird.1

6.19.3 Entgeltlicher Übergabsvertrag 

Bei voll entgeltlichen Übergabsverträgen hat man zu differenzieren: Sind sie – wie im 

bäuerlichen Bereich üblich – mit familien- und erbrechtlichen Elementen in Form des 

Versprechens von Pflege- und Betreuungspflichten an den Übergeber, Zufluchtsrecht an 

die Weichenden sowie Erbverzicht verquickt, tritt der Vorkaufsfall nicht ein.2 Werden 

dagegen in dem Übergabsvertrag, mag er auch zwischen Angehörigen geschlossen 

worden sein, Leistungen zugesagt, die zumindest zur Hälfte3 in Geld bestehen und 

insgesamt vom Vorkaufsberechtigten erfüllt bzw. i.S.d. § 1077 ABGB abgegolten 

werden können, greift das Vorkaufsrecht ein. Dies wurde in SZ 49/46 anerkannt, wo das 

Entgelt in der Verbindlichkeit zur Zahlung einer wertgesicherten Leibrente, 

Darlehenstilgung und Wohnungsüberlassung bestand. 

6.19.4 Scheingeschäft

Dem Vorkaufsberechtigten steht es jederzeit frei nachzuweisen, daß die „andere 

Veräußerungsart“ nur gewählt wurde, um einen Kaufvertrag zu verdecken. Gem. § 916 

Abs. 1 ABGB wird dadurch der Vorkaufsfall ausgelöst.4 Hat er es jedoch im Vertrauen 

auf die Erklärung unterlassen, sich auf das Vorliegen eines Scheingeschäfts zu berufen, 

führt dies nicht zum Erlöschen des Vorkaufsrechts wegen Verzichts,5 sondern bleibt das 

simulierte Rechtsgeschäft i.S.d. § 916 Abs. 2 ABGB maßgebend und das 

mitübertragene verbücherte Vorkaufsrecht ausübbar.6

1 JBl 1966, 35 
2 NZ 1984, 159 
3 ABGB 1811: § 1055 
4 vgl. EvBl 1964/364 
5 ZBl 1930/85 
6 SZ 36/11 
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Kein Indiz für die Annahme eines Scheingeschäfts wurde darin gesehen, daß der 

Tauschpartner die Liegenschaft am Tag der Vertragserrichtung weiterveräußerte.1

Verschiedenheit des im Vertrag eingesetzten und tatsächlich gezahlten Kaufpreises ist 

unschädlich, wenn der Vorkaufsberechtigte davon unterrichtet ist.2

Die Klärung des Scheingeschäftsvorwurfs gehört nicht in das Grundbuchs-, sondern in 

das (streitige) Zivilgerichtsverfahren und ist mit Klage auf Nichtigerklärung des 

Umgehungsgeschäftes und Löschung des Erwerbes im Grundbuch zu verfolgen.3 Eine 

Streitanmerkung kann vorgenommen werden. 

1 SZ 23/250 
2 SZ 28/264 
3 SZ 23/250 
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7 Fallstudien

7.1 Vorgeschichte 

Die Bundesimmobiliengesellschaft wurde 1992 im Rahmen des 

Privatisierungsprogramms der Regierung als GmbH mit Sitz in Wien zur Bau- und 

Liegenschaftsverwaltung der ihr übereigneten Liegenschaften, nach 

privatwirtschaftlichen Grundsätzen gegründet. Ihre Aufgabe besteht im Erwerb, der 

Nutzung, der Verwaltung und der Veräußerung von Liegenschaften sowie der 

Errichtung und Erhaltung von Gebäuden für öffentliche Zwecke. 

7.2 Anlassfall

Im Jahr 2003 sollten vor allem rund 1500 Mietwohnungen, welche ehemals im 

Eigentum des Bundes standen, im Zuge eines Ausbietungsverfahrens, an den Bestbieter 

veräußert werden. Im Zuge der Abwicklung dieses Verfahrens wurden sämtliche 

Liegenschaften von Sachverständigen für das Immobilienwesen bewertet. Bei dieser 

Bewertung wurde auf Veräußerungshindernisse bedacht genommen. Vor allem die Vor- 

und Wiederkaufsrechte zugunsten der heute kaum noch bekannten Rechtsform der 

Familienfideikommisse stellte die Veräußerung der damit belasteten Liegenschaften in 

Frage, weil zum einen diese Rechtsform aufgrund des Gesetzes über das Erlöschen der 

Familienfideikommisse und sonstiger gebundener Vermögen vom 6. Juli 1938 nicht 

mehr existent war und zum anderen, weil nicht eruierbar war, wer berechtigt ist, eine 

Löschungserklärung bezüglich der Vor- und Wiederkaufsrechte dem Grundbuchsrecht 

entsprechend zu unterfertigen. 

Im Lichte der oben angeführten  Voraussetzungen, sowie unter Zugrundelegung der in 

den vorangehenden Kapiteln erarbeiteten Grundlagen des verbücherten Wiederkaufs- 

und Vorkaufsrechts, sind die beiden nachfolgenden Fallstudien zu betrachten. 
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7.3 Fallstudie I 

Abbildung 1: Grundbuchsauszug EZ 508, KG 32003 Bruckneudorf 
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Wie aus dem C-Blatt ersichtlich ist gegenständliche Liegenschaft mit dem 

Vorkaufsrecht zugunsten der Fideikommiss „Schloß Prugg“ belastet. 

Weiters ergibt sich daraus, daß diese  Liegenschaft aufgrund eines Kaufvertrages vom 

1. Mai 1867 veräußert wurde. Die Kaufvertragsurkunde wurde in der 

Urkundensammlung beim zuständigen Bezirksgericht Neusiedl am See nicht einverleibt 

bzw. ist nicht mehr darin enthalten. Es ist daher auf Grund der vorhandenen Aktenlage 

zum heutigen Zeitpunkt nicht mehr eruierbar, wer im Zeitpunkt der 

Eigentumsübertragung befugter Vertreter der im gegenständlichen Lastenblatt als 

vorkaufsberechtigt einverleibte Fideikommiss „Schloß Prugg“ war, bzw. wer im 

Zeitpunkt der Erlöschung sein Rechtsnachfolger und damit letzter gesetzlicher Vertreter 

war. Gemäß dem Gesetz über das Erlöschen der Familienfideikommisse und sonstiger 

gebundenen Vermögen vom 6. Juli 1938, DRGBl I, S. 825, ist der Vorkaufsberechtigte 

„Fideikommiss Schloß Prugg“ mit 1. Jänner 1939 erloschen. Selbst wenn daher der fern 

von jeder Lebenserfahrung liegende Umstand vorliegen würde, daß ein noch lebendes 

verfügungsberechtigtes Familienmitglied des damaligen Familienfideikommisses 

existiert, könnte dieses nicht bzw. nur mit unwirtschaftlich hohem Aufwand ausfindig 

gemacht werden. 

Wie im Kapitel 3.5 ausgeführt, erfordert die Löschung eines im Grundbuch 

einverleibten persönlichen Rechtes, die ausdrückliche Erklärung desjenigen, dessen 

Recht aufgehoben werden soll, daß er in die Löschung einwillige  

(Aufsandungserklärung).

Ein  Antrag auf  Löschung des  Vorkaufsrechts gemäß Punkt 1 des Kaufvertrages vom 

1. Mai 1867 hinsichtlich GSt 915/7 bezüglich des Fideikommisses „Schloß Prugg“, 

ohne gleichzeitiger Vorlage einer notariell beglaubigten Aufsandungserklärung des 

Vorkaufsberechtigten würde daher vom Grundbuchsgericht im Lichte des 

Urkundeprinzips sofort, ohne inhaltliche Prüfung, zurückgewiesen werden. 
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Aus den dargelegten Gründen scheitert daher eine Löschung des Vorkaufsrechts an dem 

Erfordernis des § 32 Abs. 1 lit b GBG (Aufsandungserklärung). In den nachfolgenden 

Ausführungen soll ein Weg aufgezeigt werden, wie eine Löschung dieses Rechtes 

dennoch möglich ist und die Liegenschaft wieder dem Liegenschaftsverkehr zugeführt 

werden kann. 

Wie bereits oben ausgeführt ist gemäß dem Gesetz über das Erlöschen der 

Familienfideikommisse und sonstiger gebundener Vermögen vom 6. Juli 1938, DRGBl 

I, S. 825, der Grundbuchsberechtigte „Fideikommiss Schloß Prugg“ erloschen. 

Der Umstand, daß jene Rechtspersönlichkeit, nämlich in concreto der Fideikommiss, 

die das Grundbuch als Vorkaufsberechtigte ausweist, erloschen ist, kann daher in 

konsequenter Anwendung der Rechtsmeinung, daß ein zugunsten einer juristischen 

Person einverleibtes Vorkaufsrecht mit dem Untergang der juristischen Person erlischt, 

nur dazu führen, auch das Vorkaufsrecht als untergegangen zu betrachten.1

Im übrigen muß die Frage aufgeklärt werden, ob das einer juristischen Person, im 

konkreten Fall das dem Fideikommiss „Schloß Prugg“ eingeräumte Vorkaufsrecht mit 

dem Untergang der juristischen Person bzw. Tod der natürlichen Person zum Erlöschen 

kommt. Die Vorschrift des § 1074 ABGB, wonach das Vorkaufsrecht weder einem 

Dritten abgetreten noch auf die Erben des Berechtigten übertragen werden kann, ist 

allerdings zwingender Natur.2 Die Unvererblichkeit hat den Zweck, der im 

Vorkaufsrecht enthaltenen Beschränkung des freien Verkehrs eine zeitliche Grenze zu 

setzen.3 Ungeachtet dieses Gesetzeszweckes herrscht aber nunmehr Einhelligkeit 

dahingehend, daß ein Vorkaufsrecht auch zugunsten einer juristischen Person 

eingeräumt werden kann. Das Vorkaufsrecht erlischt dann grundsätzlich mit dem 

Untergang der juristischen Person.4

So wurde z.B. ein zugunsten einer „Nachbarschaft“ einverleibtes Vorkaufsrecht als 

Vorkaufsrecht einer Agrargemeinschaft, somit einer juristischen Person, das 

unabhängig vom Tod der zum Zeitpunkt der Einräumung des Vorkaufsrechts vorhanden 

1 JBl 1987, 102 
2 Feil (1998): 135 
3 Aicher in Rummel I² § 1074 Rz 1 und § 1067 Rz 3 
4 Aicher in Rummel I² § 1074 Rz 2 
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gewesenen Mitglieder weiterbesteht, anerkannt;1 selbst ein zugunsten einer OHG 

eingeräumtes Vorkaufsrecht wird für verbücherungsfähig angesehen.2 Liegt allerdings 

nur eine Personengesellschaft vor, der juristische Rechtspersönlichkeit nicht zukommt, 

so kommt es nur auf den am längsten Lebenden dieser Gemeinschaft an.3 Daß der unter 

seiner Firma zeichnende Einzelkaufmann das Vorkaufsrecht nur auf seine Lebensdauer 

erwirbt, ergibt sich nach Bydlinski aus der zwingenden Vorschrift der Unvererblichkeit. 

Eine andere Frage könnte es aber sein, inwieweit dem Unternehmen, dessen 

Unternehmensträger ein Einzelkaufmann ist, als solchem eigene Rechtspersönlichkeit 

zukommt, das Unternehmen daher nicht nur Rechtsobjekt, sondern Rechtssubjekt wäre. 

Nach h.A. genießen zwar die dem Unternehmen zugeordneten subjektiven Rechte und 

Pflichten keine Rechtspersönlichkeit, diese Recht werden vielmehr vom „Inhaber“ als 

Unternehmensträger ausgeübt; es kann aber nicht übersehen werden, daß in der 

Rechtslehre von jeher auch immer wieder der Versuch unternommen wurde, in einem 

Unternehmen als solchem eine juristische Person zu erblicken.4 Tatsächlich wird auch 

manchmal dem Unternehmen eine Sonderstellung eingeräumt; obwohl nach h.A. das 

Unternehmen eine unkörperliche Sache ist,5 wird etwa im Schuldrecht 

(Gewährleistungsfrist) das Unternehmen als unbewegliche Sache behandelt.6 Die 

Ansicht von Demelius7 der die Einräumung eines Vorkaufsrechts zugunsten eines 

Unternehmens als zulässig ansieht und den Standpunkt vertritt, daß dann der Wechsel 

des Geschäftsinhabers durch Todesfall und Geschäftsveräußerung das Vorkaufsrecht 

unberührt läßt, wäre zutreffend, wenn das Unternehmen als wirtschaftliche und 

rechtliche Einheit als Rechtssubjekt gilt, so daß es nicht auf die zufällige juristische 

Organisationsform des Unternehmensträgers ankäme.8

An dieser Stelle darf nicht übersehen werden, daß gemäß § 2 des Gesetzes über das 

Erlöschen der Familienfideikommisse und sonstiger gebundener Vermögen vom 6. Juli 

1938, DRGBl I, S. 825 bestimmt wird, daß mit dem Erlöschen des Fideikommisses das 

Fideikommissvermögen freies Vermögen des letzten Fideikommissbesitzers wird.

1 EvBl 1958/273 
2 ImmZ 1969, 239 
3 Bydlinski in Klang² IV/2, 838 
4 Schmidt (1994): 261ff 
5 Koziol/Welser (1991): 17 
6 ÖRZ 1935, 14 
7 ZBl 1919, 491 
8 JBl 1987, 102 
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Ungeachtet dieser Bestimmung (die keine Rechtsnachfolge, sondern nur eine 

gesetzliche Vermögensübernahme anordnet) kann das gegenständliche Vorkaufsrecht 

jedoch auch nicht auf den letzten Fideikommissinhaber übergegangen sein, da § 1074 

ABGB eben nicht nur die Unvererblichkeit des Vorkaufsrechts, sondern schlechthin 

dessen Unübertragbarkeit festschreibt. Durch die Bestimmung des § 1074 ABGB, daß 

Vorkaufsrechte weder einem Dritten abgetreten noch auf die Erben des Berechtigten 

übertragen werden können, sollte insgesamt die Verkehrsfähigkeit des Vorkaufsrechts 

zeitlich beschränkt und ausgeschlossen werden, daß das Vorkaufsrecht unter Lebenden 

oder von Todes wegen auf ein anderes Rechtssubjekt übertragen wird. Gemäß der 

Entscheidung 5 Ob 106/95 des OGH vom 26.9.1995 trifft es zu, daß nach § 1074 

ABGB das Vorkaufsrecht weder einem Dritten abgetreten noch auf die Erben des 

Berechtigten übertragen werden kann. Die Vorschrift des § 1074 ABGB sei zwingender 

Natur.1 In diesem Zusammenhang geht die herrschende Ansicht2 davon aus, daß dann, 

wenn der Vorkaufsberechtigte eine juristische Person sei, an die Stelle der Lebensdauer 

eines – in einer physischen Person bestehenden – Vorkaufsberechtigten, die Dauer der 

Existenz der juristischen Person zu treten habe.3

Die gesetzliche Anordnung des Erlöschens der Familienfideikommisse aufgrund des 

DRGBl I, S. 825, vom 6. Juli 1938 ist als Auflösungsgrund für die übertragende 

Gesellschaftsform, dem „Fideikommiss“, normiert und führt zur Vollbeendigung, 

weshalb nicht gesagt werden kann, es gehe bloß um eine gesellschaftsrechtliche

Veränderung der Organisationsform dieser juristischen Person. Wie oben angeführt, 

kommt es hiebei zu keiner Rechtsnachfolge, sondern zu einer bloßen 

Vermögensübernahme. Aber selbst wenn man dem Willen des Gesetzgebers eine 

Gesamtrechtsnachfolge unterstellt, so wäre dies unter natürlichen Personen mit der 

Übertragung (des Vermögens) an die Erben des Berechtigten vergleichbar. Gerade das 

schließt aber § 1074 ABGB hinsichtlich der Vorkaufsrechte ausdrücklich aus.4

1 vgl. JBl 1987, 103 
2 vgl. Bydlinski in Klang² IV/2, 838 
3 siehe hiezu die Ausführungen in Kapitel 4.2, welche analog auf das Vorkaufsrecht anzuwenden sind 
4 5 Ob 106/95 
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Zu Recht kann daher aufgrund des gesetzlich angeordneten Erlöschens der 

vorkaufsberechtigen juristischen Person, der neue Liegenschaftseigentümer die 

Löschung des Vorkaufsrechts im Wege der Grundbuchsberichtigung gemäß § 136 GBG 

beantragen.1

1 5 Ob 106/95 
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7.4 Fallstudie II 

Abbildung 2: Grundbuchsauszug EZ 57, KG 75314 Schlatten
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Aus dem Lastenblatt ersieht man, daß diese Liegenschaft mit einem Wiederkaufsrecht 

sowohl zugunsten des Prinzen Friedrich von und zu Liechtenstein, als auch für den 

Fideikommiß mit Namen „fürstlich Johann von und zu Liechtenstein´sche IV. Genitur“, 

belastet ist. 

Zusätzlich ist dem Lastenblatt ein Vorkaufsrecht zugunsten der 

„Fideikommissherrschaft Rosegg“ einverleibt. 

Gegenständliche Liegenschaft wurde mit Kaufvertrag vom 8. März 1922 an die 

österreichische Immobiliar-Bank AG verkauft. Die Liegenschaft wurde von der 

Käuferin erworben, um auf dem Grundstück Wohngebäude für Bedienstete des 

Zollamtes, der Zollwache und eventuell der Bahnhofsgendarmerie und der Staatspolizei 

zu errichten. Da diese Gebäude in weiterer Folge dem Bund übereignet wurden, lag 

offensichtlich auch in diesem Fall ein Erwerb im öffentlichen Interesse vor. 

Wie in Kapitel 6.3  dargelegt, scheiterte auch hier die Löschung des Vorkaufsrechtes im 

Lichte des Urkundenprinzips an den Erfordernissen des § 32 Abs. 1 lit b GBG 

(Aufsandungserklärung). Im Unterschied zu jenem Fall ist diese Liegenschaft zusätzlich 

mit einem Wiederkaufsrecht zugunsten des Prinzen Friedrich von und zu Liechtenstein 

belastet, welches jedoch an die Bedingung des Nichtbestandes des Fideikommisses im 

Zeitpunkt des Eintritts des Wiederkaufsfalles gebunden ist. 

Im Detail stellt sich der gegenständliche Fall wie folgt dar: 

Mit Kaufvertrag vom 8. März 1922 (Beilage ./A) veräußerte der Fideikommiss „Johann 

Fürst von und zu Liechtenstein´sche IV Genitur“, vertreten durch seine Durchlaucht, 

Herr Friedrich Prinz von und zu Liechtenstein, Oberst a. D. und Herrschaftsbesitzer auf 

Schloß Rosegg sowie durch Fideikommisskurator Dr. Josef Pflanzl, zu dieser Zeit 

Rechtsanwalt in Klagenfurt, die Liegenschaft EZ 57, KG 75314 Schlatten (damals 

Parzelle Nr. 630/1 Acker der Stadtgemeinde Schlatten aus dem Gutsbestand der 

Kärntnerischen Landtafel unter EZ 809 einliegend) an die österreichische Immobiliar-

Bank AG in Wien 2., Obere Donaustraße Nr. 17. 



  81  

Die wichtigsten Teile dieses Vertrages werden in den Punkten 5 sowie 7 bis 9 geregelt 

und lauten im Wesentlichen wie folgt: 

„5.: Der Kaufgegenstand wird von der kaufenden Gesellschaft zu dem Zwecke 

erworben um auf demselben Wohngebäude für die Beamten und Angestellten des 

Zollamtes, der Zollwachabteilung, eventuell auch der Bahnhofgendarmerie und der 

Staatspolizei zu erbauen und selbe dann eventuell der Bundes-Staatsregierung käuflich 

zu überlassen. 

7.: Es kann der Fall eintreten, daß in der Folge von der Bundesregierung die Auflassung 

des Zollamtes der Zollwachabteilung, der Bahnhofgendarmerie und der Staatspolizei-

Abteilung in Rosenbach erfolgt. Für diesen Fall räumt die kaufende Gesellschaft mit der 

Rechtswirksamkeit für sie selbst und ihre Rechtsnachfolger im Besitze des 

Kaufgegenstandes dem verkaufenden Fideikommiss das Wiederkaufsrecht auf den 

Kaufgegenstand samt allen von ihr hieraus errichtenden Gebäuden und sonstigen An- 

und Zubehör in folgender Weise ein: Der Wiederkaufspreis wird dergestalt bemessen, 

dass der Bemessung die Annahme zugrunde liegt, dass der Kaufpreis und die Baukosten 

also der ganze Erwerbswert sich in Hundert Jahren durch die Vermietung amortisiert. 

Es wird daher für jedes Jahr der Benützung des Kaufgegenstandes durch die Käuferin 

oder ihre Rechts- und Besitznachfolger der einhundertste Teil vom Gesamterwerbswert 

abzuschreiben sein, so dass der gesamte Erwerbswert in hundert Jahren zur Gänze als 

amortisiert anzusehen ist. 

Also ist für den Fall als der Einlösungszeitpunkt erst nach hundert Jahren eintritt, ein 

Einlösungspreis vom einlösenden Fideikommisse überhaupt nicht zu zahlen, und es 

haben die Käufer bzw. deren Rechtsnachfolger, welche zu diesem Zeitpunkt im Besitz 

des Kaufgegenstandes sind, die Verpflichtung zur Ausstellung der Aufsandungsurkunde 

ohne eine Berechtigung zur Forderung eines Wiederkaufspreises. 

8.: Es kann der Fall eintreten, dass das der Fideikommiss zur Zeit des Eintritts des im 

vorigen Vertragsabsatze für das Wiederkaufsrecht bestimmten Falles überhaupt nicht 

mehr besteht. In diesem Falle gehen die Wiederkaufsrechte des Fideikommisses auf den 

heutigen Inhaber, Herrn Friedrich Prinz von und zu Liechtenstein, welcher dann allein 

die Person des Verkäufers repräsentiert, über. Es gelten in diesem Falle die gleichen 
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Bedingungen für die Ausübung des Wiederkaufsrechtes, welche im vorigen 

Vertragsabsatze für den Fideikommiss aufgestellt werden. 

9.: Wenn der im siebenten Vertragsabsatz gedachte Fall, der den Fideikommiss zur 

Ausübung des Wiederkaufrechtes berechtigt hätte, in einem Zeitpunkt eintritt, in 

welchem, weder der Fideikommiss nicht mehr besteht, noch der heutige Inhaber des 

Fideikommiss mehr am Leben ist, dann wird für diesen Fall dem jeweiligen 

Fideikommissinhaber oder dem freien Eigentümer der jetzigen Fideikommissherrschaft 

Rosegg EZ 809 der Kärntner Landtafel das Vorkaufsrecht auf den Kaufgegenstand samt 

allen Zuwächsen in seinem damaligen Zustand und zu jenen Bedingungen wie sie im 

siebenten Vertragsabsatze für die Ausübung des Wiederkaufsrechtes festgesetzt worden 

sind, eingeräumt.“ 

Gemäß Art. III Abs. 1 des StGBl 1945/188 über Maßnahmen zur Wiederherstellung der 

österreichischen bürgerlichen Rechtspflege sind die Vorschriften der Gesetze zur 

Vereinheitlichung der Fideikommissauflösung vom 26. Juni 1935, DRGBl I, S. 7851

und über das Erlöschen der Familienfideikommisse und sonstiger gebundener 

Vermögen vom 6. Juli 1938, DRGBl I, S. 8252 sowie der weiteren zur Ergänzung und 

Durchführung dieser Gesetze erlassenen Verordnungen, soweit sie nicht durch andere, 

näher bezeichnete Vorschriften abgeändert oder aufgehoben worden sind, wieder in 

Kraft getreten. 

Gemäß dem Gesetz über das Erlöschen der Familienfideikommisse und sonstiger 

gebundener Vermögen vom 6. Juli 1938, DRGBl I, S. 8253, sind die 

Grundbuchsberechtigten Fideikommisse erloschen. 

§ 2 des gegenständlichen Gesetzes ordnet an, daß nach dem Erlöschen der 

Fideikommisse das Fideikommissvermögen freies Vermögen des letzten 

Fideikommissbesitzers wird. Zentrale Frage ist nun, ob das Erlöschen einer juristischen 

Person kraft Gesetzes dem Tod einer physischen Person gleichzuhalten ist oder ob auch 

auf Erben unübertragbare Rechte, wie etwa Dienstbarkeitsrechte, Vorkaufs- und 

Wiederkaufsrechte, auf den letzten Fideikommissbesitzer übergehen. 

1 GBlÖ 1938/479 
2 GBlÖ 1938/254 
3 GBlÖ 1938/254 
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7.5 Gesetzliche Regelung 

„Mit dem Erlöschen des Fideikommisses wird das Fideikommissvermögen freies 

Vermögen des letzten Fideikommissbesitzers, ...“.1

Diese Bestimmung bewirkt nach einhelliger Ansicht die Gesamtrechtsnachfolge des 

letzten Fideikommissbesitzers hinsichtlich des Vermögens der erlöschenden 

Familienfideikommisse. 

Nach Ansicht von Fries2 ist die Beendigung einer juristischen Person jedoch nicht in 

jedem Fall dem Tod einer natürlichen Person gleichzusetzen. Das Gesetz knüpft an den 

Tod (der natürlichen Person) mehrfach bestimmte Rechtsfolgen, ohne daß der 

Normzweck der jeweiligen Regelung eine automatische Übertragung der Regelung auf 

die Beendigung (den Untergang, das Erlöschen) der juristischen Person zuließe. Vor 

allem die gesetzlich normierte Unübertragbarkeit des Rechtes der persönlichen 

Dienstbarkeit und des Vorkaufs-, Wiederkaufs- und Rückkaufsrechts zeigen die 

Grenzen der Anwendbarkeit des zivilrechtlichen Begriffes der Gesamtrechtsnachfolge 

auf gesellschaftsrechtliche Vorgänge auf. 

7.6 Begriffe und Umfang der Gesamtrechtsnachfolge 

Das ABGB selbst kennt den Begriff der Gesamtrechtsnachfolge nicht. Der Nachlaß als 

„Inbegriff der Rechte und Verbindlichkeiten eines Verstorbenen“3 wird vor der 

Annahme des Erben „so betrachtet, als wenn er noch von dem Verstorbenen besessen 

würde“: Der Erbe stellt, sobald er die Erbschaft angenommen hat, in Rücksicht auf 

dieselbe dem Erblasser vor. Beide werden in Beziehung auf einen Dritten für eine 

Person gehalten.“.4 Aus der hier übernommenen römisch-rechtlichen Vorstellung der 

„successio in universum ius“ wurde der Begriff der Gesamtrechtsnachfolge abgeleitet. 

1 Gesetz über das Erlöschen der Familienfideikommisse und sonstiger gebundener Vermögen (1938): § 2 
2 ecolex 1992/477 
3 ABGB 1811: § 531 
4 ABGB 1811: § 547 
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Schwind1 verweist darauf, daß der reine Vermögensübergang uno actu, als welcher 

heute die Universalsukzession verstanden wird, der Entwicklung des Begriffes aus der  

„gewissermaßen magischen Fortsetzung der gesamten Persönlichkeit des Verstorbenen 

durch den Erben, auch in seiner sakralrechtlichen Stellung“, nicht gerecht wird. Die im 

Erbrecht erfolgte Verengung des Begriffes auf den bloßen Vermögensübergang von 

einer natürlichen Person auf eine andere verengt auch den Blick auf die zivilrechtlichen 

Folgen der Verschmelzung juristischer Personen – entgegen der Intention des Wortes – 

keine von ihren Vermögensmassen zu trennenden Individuen, sondern vor allem 

Surrogate ihres Vermögens sind. „Nur der einzelne Mensch kann unmittelbar als 

Subjekt von Rechten, als Person angesehen werden. Immerhin ist es aber zulässig, den 

Begriff der Rechtspersönlichkeit auch auf künstliche, durch bloße Fiktion 

angenommene, Subjekte auszudehnen“, welche dann juristische Person genannt werden. 

„Zu dem Wesen der juristischen Person gehört es, daß nicht die einzelnen physischen 

Personen, aus denen sie besteht oder zu deren Gunsten die Fiktion vorgenommen 

wurde, als die Träger der in Frage kommenden Rechtsverhältnisse erscheinen, sondern 

daß vielmehr eine von ihnen gänzlich verschiedene, bloß im Begriffe existierende 

Persönlichkeit als Rechtssubjekt erscheint.2 Auch wenn die Fiktionstheorie heute gern 

als „einseitige Fixierung“3 angesehen wird, hilft sie doch, die dialektische Beziehung 

zwischen Vermögensmasse („Rechtsverhältnisse“) einerseits und juristischer Person als 

Rechtssubjekt andererseits zu verdeutlichen. 

Der dauernde Bestand einer völlig vermögenslosen juristischen Person ist nicht 

möglich.4 Dementsprechend endet die Rechtsfähigkeit der juristischen Person auch 

nicht mit ihrer Auflösung, sondern erst mit dem Schluß der Abwicklung, das ist mit 

abgeschlossener Liquidation,5 die juristische Person geht unter, sobald alles Vermögen 

verteilt, damit (auf Dauer) keine Vermögensmasse mehr vorhanden ist und die Fiktion 

der Rechtsfähigkeit daher des realen Anknüpfungspunktes ermangelt. Dies steht nur 

scheinbar im Widerspruch zu einer Entscheidung des OGH6 nach welcher bei der 

GmbH & Co KG schon die Auflösung (und nicht erst die Vollbeendigung) der

1 Schwind in FS Kralik 515ff 
2 vgl. ABGB 1811: § 26 
3 Jabornegg, GesRZ 1988, 179 
4 siehe Amtslöschungsgesetz (1934) § 2 
5 JBl 1975, 424ff 
6 SZ 49/90 
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Komplementär-GmbH   dem  „Tod des Gesellschafters“  gleichzusetzen  ist,  der  gem. 

§ 131 Z 4, § 161 Abs. 2 HGB die Auflösung der KG zur Folge hat. Frotz1 führt zu 

dieser Entscheidung aus, daß maßgebend für  die  Lösung  der Frage,  wann der  

Untergang einer  juristischen  Person dem Tod einer natürlichen Person gleichzustellen 

ist, einzig und allein Sinn und Zweck der jeweiligen gesetzlichen Vorschriften2 sein 

kann. Kastner – Doralt – Nowotny3 sehen in der – zur Abwicklung führenden – 

Auflösung einer juristischen Person als Gesellschafterin einer OHG den dem Tode einer 

natürlichen Person gleichzusetzenden Auflösungsgrund verwirklicht, während die 

Änderung der Rechtsform eines Gesellschafters (Umwandlung) oder die 

Vermögensübertragung an einen Gesamtrechtsnachfolger (Verschmelzung, etc.) nicht 

zur automatischen Auflösung der OHG führen soll. Aus allen diesen Überlegungen ist 

die Konsequenz zu ziehen, daß in jedem einzelnen Fall, in dem an den Tod einer 

natürlichen Person Rechtsfolgen geknüpft sind, das Gesetz aber auf juristischen 

Personen nicht näher eingeht, die Bedeutung der Bestimmung für jede einzelne der 

verschiedenen Beendigungsgründe juristischer Personen nach der ratio des Gesetzes zu 

beurteilen ist. 

Auch in der nicht analog zur bedingten Erbserklärung beschränkbaren Haftung für die 

Verbindlichkeiten der übertragenden Gesellschaft manifestiert sich der grundlegende 

Unterschied zur erbrechtlichen Gesamtrechtsnachfolge. Das Vermögen des Erblassers 

besteht nach dessen Tode als hereditas iacens, als juristische Person, der selbst 

Rechtsfähigkeit zugestanden wird, fort und wird vom Erben als einem vom Erblasser 

unabhängigen, auch unabhängig von Vermögen existierenden Rechtssubjekt 

übernommen. Die Verschmelzung bzw. Löschung einer juristischen Person hingegen 

bewirkt nach dem Wortlaut des Gesetzes durch Vereinigung zweier AG und der 

dadurch erreichten fiktiven Identität der Rechtssubjekte das Entstehen einer 

gemeinsamen Gesellschaft, die ausschließlicher Ausdruck dieser Vereinigung ist. Daß 

auch hier Vermögen „übertragen“ wird, ist anders als beim erbrechtlichen Vorgang 

nicht Zweck, sondern Mittel. Daß aber die bloße Vermögensübertragung allein den 

Normzweck     nicht    ausschöpft,    zeigt     sich    schon     in    der    Anordnung     der 

1 GesRZ 1976, 107 
2 in diesem Fall des HGB 1897: § 131 Z 4 
3 Kastner/Doralt/Nowotny (1990): 123 
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Gesamtrechtsnachfolge im Gegensatz zur Einzelrechtsnachfolge etwa bei 

Unternehmensveräußerungen (auch im Zuge der Abwicklung) oder im Falle von 

Betriebseinbringungen durch Sacheinlage. 

Das bürgerliche Recht knüpft an die vom Tod einer natürlichen Person geprägten 

Vorstellung des Vermögensüberganges an den Erben als einer vom Erblasser gänzlich 

verschiedenen Person diverse Rechtsfolgen zum Schutze Dritter einerseits und zur 

Begrenzung von Verkehrsbeschränkungen andererseits. So hören persönliche Servituten 

mit dem Tode auf;1 der Vorbehalt des Wiederverkaufes gebührt dem Verkäufer nur für 

seine Lebenszeit und ist weder auf Erben noch sonstige Dritte übertragbar;2 der 

nämlichen Beschränkung unterliegt der Vorbehalt des Rückverkaufes;3 schließlich kann 

auch das  Vorkaufsrecht weder einem Dritten abgetreten noch auf die Erben des 

Berechtigten übertragen werden.4

Nur in § 529 ABGB, nicht jedoch in den anderen zitierten Bestimmungen, wird auf 

juristische Personen Bezug genommen: „Die von einer Gemeinde oder von einer 

anderen moralischen Person erworbene Servitut dauert so lange, als die moralische 

Person besteht.“ Der Begriff der moralischen Person ist lt. Aicher jedoch mit dem der 

juristischen Person nicht deckungsgleich.5 Moralische Personen sind etwa auch die 

Erbengemeinschaft und die Gesellschaft bürgerlichen Rechts. Noch vager ist der Begriff 

des „Bestehens“ der moralischen Person. Die vielfach vertretene Auffassung, das 

Erlöschen einer juristischen Person sei dem Tod einer natürlichen Person 

gleichzusetzen, trägt lt. Fries den oben aufgezeigten wesentlichen Unterschieden, 

zwischen dem Erlöschen nach Schluß der Abwicklung und dem Erlöschen durch 

Verschmelzung bzw. auf andere Art und Weise nicht Rechnung. Daher interpretiert 

Gschnitzer6 eine Entscheidung des OGH zur Gesamtrechtsnachfolge durch Fusion eine 

Dienstbarkeit bzw. eine andere Belastung nicht nur so lange, als die moralische Person 

besteht, sondern „auch darüber hinaus“ andauere. Im Sinne der obigen Ausführungen 

1 ABGB 1811: § 529 
2 ABGB 1811: § 1070 
3 ABGB 1811: § 1071 
4 ABGB 1811: § 1074 
5 Aicher in Rummel I2 § 26 Rz 1 
6 Gschnitzer (1985): 176 
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wäre lt. Fries umgekehrt zu argumentieren: die Fusion bzw. eine andere Art der 

Vermögensübertragung läßt die moralische Person quasi weiter bestehen.1

Den obigen Ausführungen widerspricht der OGH in seiner Entscheidung vom 26. 9. 

1995, 5 Ob 106/95, vehement und nimmt auf Grundlage des Erlöschens von 

Vorkaufsrechten einer übertragenden Gesellschaft konkret zu den Ausführungen von 

Fries Stellung: 

Der Grundsatz, daß ein Vorkaufsrecht zugunsten einer juristischen Person mit deren 

Untergang erlischt, gilt auch für den Untergang der übertragenden Gesellschaft im Zuge 

einer Verschmelzung, da durch § 1074 ABGB jede Übertragung von Vorkaufsrechten 

auf andere Rechtssubjekte ausgeschlossen werden soll. Eine Amtsbestätigung des 

Firmenbuchgerichts betreffend den Verschmelzungsvorgang ist eine öffentliche 

Urkunde, auf die ein Berichtigungsantrag gemäß § 136 Abs. 1 GBG betreffend das 

Erlöschen von Vorkaufsrechten der übertragenden Gesellschaft gestützt werden kann. 

Die Begründung dieser Entscheidung lautete wie folgt: Daß ein Vorkaufsrecht auch 

zugunsten einer juristischen Person begründet werden kann, zufolge der zwingenden 

Vorschrift des § 1074 ABGB jedoch mit dem Untergang der juristischen Person 

erlischt, entspricht der herrschenden Judikatur und Lehre.2

Der Umstand, daß jene GmbH, die das Grundbuch als Vorkaufsberechtigte ausweist, 

erloschen ist,3 kann daher in konsequenter Anwendung dieser Rechtsmeinung nur dazu 

führen, auch das Vorkaufsrecht als untergegangen zu betrachten. 

Wirtschaftliche Erwägungen mögen diese für gesellschaftsrechtliche 

Verschmelzungsvorgänge nachteilige und vielleicht auch nicht bedachte Konsequenz 

fragwürdig erscheinen lassen, doch ist die insoweit klare Gesetzeslage4 einer 

berichtigenden Auslegung nicht zugänglich. Die Argumentation von Fries5 der sich das 

Rekursgericht angeschlossen hat, wonach sich der Tod einer natürlichen Person nicht 

mit dem Erlöschen einer Kapitalgesellschaft durch einen Verschmelzungsvorgang 

vergleichen lasse, weil das Wesentliche einer solchen Gesellschaft – ihr Vermögen – 

1 Fries, ecolex 1992, 477 
2 JBl 1987, 102 
3 GmbHG 1906: § 96 i.V.m. AktG 1965: § 226 Abs 4 
4 ABGB 1811: § 1074 
5 Fries, ecolex 1992, 477 
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unverändert erhalten bleibe, erschwert zwar die Gleichstellung einer1

Gesamtrechtsnachfolge von Todes wegen mit der ebenfalls den Prinzipien der 

Gesamtrechtsnachfolge folgenden Fusion zweier Gesellschaften, greift aber insofern zu 

kurz, als § 1074 ABGB eben nicht nur die Unvererblichkeit des Vorkaufsrechts, 

sondern schlechthin dessen Unübertragbarkeit festschreibt. Durch die Bestimmung des 

§ 1074 ABGB, daß Vorkaufsrechte weder einem Dritten abgetreten noch auf die Erben 

des Berechtigten übertragen werden können, sollte insgesamt die Verkehrsfähigkeit des 

Vorkaufsrechts zeitlich beschränkt2 und ausgeschlossen werden, daß es – unter 

Lebenden oder von Todes wegen – auf ein anderes Rechtssubjekt übertragen wird. 

Genau das aber wäre die Konsequenz der von Fries3 und vom Rekursgericht vertretenen 

Meinung: die Verschmelzung nach § 96 GmbHG führt zum Untergang der 

übertragenden Gesellschaft, weil deren Vermögen zur Gänze auf die aufnehmende 

Gesellschaft übergeht und eine vermögenslose Gesellschaft nicht existieren kann,4 die 

aufnehmende (zur neuen Rechtsträgerin des Vermögens werdende) Gesellschaft 

wiederum ist ein anderes Rechtssubjekt, sodaß ein und dasselbe Vorkaufsrecht letztlich 

doch von einer auf eine andere Person übergegangen wäre und das Grundbuch durch 

Eintragung eines neuen Rechtsträgers – vielleicht sogar mehrmals – berichtigt werden 

müßte. Dies wäre mit der apodiktischen Anordnung des § 1074 ABGB unvereinbar. 

§ 2 des Gesetzes über das Erlöschen der Familienfideikommisse und sonstiger 

gebundener Vermögen vom 6. Juli 1938, DRGBl I, S. 825, ordnet an, daß mit dem 

Erlöschen des Fideikommisses das Fideikommissvermögen freies Vermögen des letzten 

Fideikommissbesitzers wird. In diesem Sinn sind auch die wiedergegebenen 

Regelungen im Kaufvertrag zu verstehen. Mit dieser Bestimmung wird aber keine 

Rechtsnachfolge, sondern lediglich eine gesetzliche Vermögensübernahme angeordnet, 

daher kann das gegenständliche Vorkaufsrecht auch nicht auf den letzten 

Fideikommissinhaber übergegangen sein, da § 1074 ABGB eben nicht nur die 

Unvererblichkeit des Vorkaufsrechts, sondern schlechthin dessen Unübertragbarkeit 

festschreibt. Mit dieser Bestimmung wird aber nur eine gesetzliche 

Vermögensübernahme angeordnet, die zwingende gesetzliche Regelungen wie § 1074 

ABGB über das Verbot der Abtretung und Übertragung eines Vorkaufsrechts an Dritte 

1 durch § 1074 ABGB für Vorkaufsrechte ausgeschlossenen 
2 vgl. JBl 1987, 102 
3 ecolex 1992, 477 
4 vgl. Hügel (1998): 44 
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oder Erben nach ständiger Rechtssprechung nicht umgehen kann.1 Die 

Unübertragbarkeit des Vorkaufsrechts unter Lebenden oder von Todes wegen dient dem 

Schutz vor überlanger Bindung und kann ein solches auch nicht zugunsten des 

jeweiligen Eigentümers einer Liegenschaft begründet werden.2

Die einem Liegenschaftseigentümer auferlegte Verpflichtung, eine „geschenkte“ Sache 

einer dritten Person zu überlassen, ist heute zwar als Besitznachfolgerecht anerkannt;3

die Rechtsprechung läßt sogar ein durch Rückfall zeitlich beschränktes Eigentum zu,4

die Rechtsnatur dieser Institute ist allerdings heftig umstritten.5

Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß die zu C-LNr 1 und 2 der EZ 57 GB 75314 

Schlatten berechtigten Fideikommisse Familienfideikommisse i.S.d. Gesetzes über das 

Erlöschen der Familienfideikommisse und sonstiger gebundener Vermögen vom 6. Juli 

1938, DRGBl I, S. 825 darstellen. Deren Rechtspersönlichkeit ist nach der 

wiedergegebenen Gesetzeslage erloschen, weshalb das Grundbuch mangels 

Übereinstimmung mit der wirklichen Rechtslage in diesem Umfang gemäß § 136 GBG 

zu berichtigen ist.6

Unter dem Gesichtspunkt der bereits im Zeitpunkt des Abschlusses des Kaufvertrages 

vom 8. 3. 1922 geltenden Rechtslage des § 1074 ABGB sind die Vertragspunkte 

Achtens und Neuntens jedoch als Umgehung des Verbotes der Abtretung des 

Vorkaufsrechtes an Dritte sowie der Übertragbarkeit auf die Erben des Berechtigten 

anzusehen und ist dieser Eintragung daher die Rechtswirksamkeit abzusprechen.7

7.7 Exkurs § 130 GBG 

Als „grundbuchswidrige Eintragungen“ werden solche Eintragungen bezeichnet, die 

wegen ihres Gegenstands nicht hätten stattfinden dürfen.8 Trotz der formellen 

Rechtskraft des Grundbuchsbeschlusses, mit dem sie angeordnet wurden, sind sie 

absolut nichtig und können keinerlei rechtliche Wirkungen entfalten; sie können auch 

1 vgl. Dittrich/Tades, ABGB36 § 1074 E 7 
2 Dittrich/Tades ABGB36 § 1074 E 4 
3 NZ 1980, 127 
4 JBl 1995, 110 
5 Hoyer, NZ 1997, 63 
6 LG Klagenfurt, 2 R 386/03x 
7 NZ 1990, 309 
8 Hofmeister, NZ 1992, 276 
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durch eine Änderung der tatsächlichen Verhältnisse nicht wirksam werden,1 sodaß auch 

dritte Personen im Vertrauen auf sie keine bücherlichen Rechte erwerben können. 

Grundbuchswidrig ist eine Eintragung, die ein Recht zum Gegenstand hat, das der 

geltenden Rechtsordnung überhaupt unbekannt ist oder dessen Eintragung weder im 

GBG noch in einem anderem Gesetz als zulässig erklärt wird und die einen physischen 

oder rechtlich unmöglichen Grundbuchsstand schafft, für den es keine materielle 

Rechtsgrundlage gibt.2

Bereits von Anfang an unzulässig ist die Eintragung des Wiederkaufsrechtes im 

Grundbuch unter C-LNr 19, die das Wiederkaufsrecht nicht nur für den fürstlich Johann 

von und zu Liechtenstein´sche IV. Genitur Fideikommiss, sondern auch für deren 

damaligen Inhaber, Friedrich Prinz von und zu Liechtenstein betrifft. Dies deshalb, da 

Friedrich Prinz von und zu Liechtenstein gemäß dem Kaufvertrag vom 8. 3. 1922 

Vertragspunkt Achtens, nicht neben dem Fideikommiss ein eigenes Wiederkaufsrecht 

eingeräumt worden ist, sondern dieses Wiederkaufsrecht gemäß der klaren 

Formulierung im Kaufvertrag an eine Bedingung, nämlich den Nichtbestand des 

Fideikommisses im Zeitpunkt des Eintritts eines Wiederkaufsfalles, gebunden ist. Es 

handelt sich daher nur um ein „subsidiäres Wiederkaufsrecht“, wobei auch diese 

Vereinbarung, nämlich daß im Falle des nicht mehr Bestehens eines allein 

Wiederkaufsberechtigten zum Zeitpunkt des Wiederkaufsfalles ein anderer 

Wiederkaufsberechtigter an dessen Stelle treten soll, materiell gesehen eine unzulässige 

Übertragung eines Wiederkaufsrechtes betrifft. Aus diesem Grund hätte die genannte 

Einverleibung daher gar nicht erfolgen dürfen. Sie stand von Vornherein im 

Widerspruch zu den Bestimmungen des ABGB und unterliegt daher nunmehr der 

Berichtigung des Grundbuchs gemäß § 130 Grundbuchsgesetz. 

Eintragungen, die nach dem Gesetz nicht Gegenstand einer grundbücherlichen 

Eintragung sein können, sind von Amts wegen als unzulässig zu löschen.3 Die 

Durchführung steht nach herrschender Rechtssprechung im Ermessen des Gerichtes, 

sodaß die Ablehnung eines Antrages auf Grundbuchsbereinigung nicht angefochten 

werden kann.4

1 NZ 1994, 139 
2 SZ 55/58 
3 GBG 1955: § 130 
4 NZ 1970, 29 
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8 Conclusio 

Wie in Kapitel 3 ausgeführt, ist der Eintragungsgrundsatz eine wesentliche Säule des 

österreichischen Grundbuchsystems, wenn nicht sogar des österreichischen 

Sachenrechts  überhaupt. Der  Eigentumserwerb  einer  unbeweglichen  Sache ist gem. 

§ 431 ABGB i.V.m. § 4 GBG grundsätzlich nur durch Eintragung ins Grundbuch 

möglich. Sowohl die Eintragung, als auch die Löschung im Grundbuch ist aber i.d.R. 

ausschließlich aufgrund einer vom weichenden Eigentümer bzw. dinglichem 

Berechtigten unterfertigte Eintragungs- oder Löschungsbewilligung, nämlich der 

„Aufsandungserklärung“ möglich. 

Aus diesem Grund ist eine Liegenschaft mit einer derartig intabulierten Belastung 

(Wiederkaufs- oder Vorkaufsrecht) zugunsten einer durch Gesetz aufgelöste 

Familienfideikommiss i.d.R. dem Liegenschaftsverkehr entzogen. Eine entgeltliche 

Veräußerung ist nicht möglich, da der Vor- bzw. Wiederkaufsberechtigte von 

Gesetzeswegen nicht mehr existent ist und ein Rechtsnachfolger weder bekannt ist, 

noch mit wirtschaftlich vernünftigen Mitteln eruiert werden kann. 

Somit kommt für eine Löschung dieser belastenden Eintragungen lediglich durch die 

amtswegige  Bereinigung  des  Grundbuchs von gegenstandslosen  Eintragungen  gem. 

§ 131 GBG oder die Berichtigung auf Antrag wegen nachträglicher Unrichtigkeit gem. 

§ 136 GBG in Betracht. 

Gemäß § 131 GBG sind Rechte gegenstandlos, die nicht (mehr) bestehen, aus 

tatsächlichen Gründen dauernd nicht ausgeübt werden können, verjährt sind oder nur 

einen geringen wirtschaftlichen Wert darstellen.1 Ein diesbezüglich häufig zitiertes 

Beispiel ist das durch den Tod des Berechtigten gegenstandlos gewordene Wiederkaufs- 

oder Vorkaufsrecht. Der Erwerber kann die Löschung desselben begehren. 

Gerade dieser viel zitierte Fall liegt aber in vorliegender Arbeit nicht vor. Der 

Wiederkaufs- oder Vorkaufsberechtigte Familienfideikommiss ist nicht gestorben, 

sondern durch Gesetz erloschen und seine gesamte Vermögensmasse sowie die damit 

verbundenen  Rechte   und   Pflichten,  ging   ins   freie   Eigentum  des   jeweils  letzten 

1 Kapitel 3.6 
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Familienfideikommissberechtigten über. In dieses freie Eigentum des letzten 

Berechtigten würden auch die Rechte des Vor- und Wiederkaufes fallen, da auch diese 

ein Teil der Vermögensmasse der erloschenen Familienfideikommiss waren. 

Es bleibt daher lediglich die Berichtigung des Grundbuches auf Antrag wegen 

nachträglicher Unrichtigkeit gem. § 136 GBG.1 Dieser Fall setzt voraus, daß die 

wirkliche Rechtslage im Grundbuch nicht richtig wiedergegeben wird. Um eine 

derartige Berichtigung zu erwirken, muß vom Ansuchenden nachgewiesen werden, daß 

nach der letzten maßgeblichen Grundbuchseintragung außerbücherlich eine 

Rechtsänderung eingetreten ist, die grundbücherlich noch nicht durchgeführt wurde. 

Auf die Fälle in Kapitel 6 angewandt, bedeutet das, daß dem Grundbuchsgericht 

nachgewiesen werden muß, daß durch das gesetzliche Erlöschen der 

Familienfideikommiss auch deren Wiederkaufs- und Vorkaufsrechte an 

gegenständlichen Liegenschaften zum Erlöschen gekommen und nicht auf den jeweils 

letzten Fideikommissberechtigten übergegangen sind. 

Diesbezüglich ist festzuhalten, daß der Wiederkaufs- oder Vorkaufsfall im Zweifel nur 

dann eintritt, wenn der Verpflichtete das belastete Objekt verkauft. Wird es getauscht, 

verschenkt, über Ehepakt unentgeltlich abgetreten, gegen Übernahme bestimmter 

Tätigkeiten oder Dienstverrichtungen veräußert, in eine Gesellschaft eingebracht oder in 

eine Gesellschaft aufgespaltet, so kann vom Vorkaufsrecht nicht Gebrauch gemacht 

werden.2

Die Ausscheidung dieser „anderen Veräußerungsarten“ resultiert einmal daraus, daß 

diese Rechtsgeschäfte vom Vereinbarungswortlaut nicht gedeckt sind und zum anderen 

aus dem Umstand, daß dem Berechtigten vielfach die Möglichkeit zur 

Gegenleistungserbringung fehlt. 

Kommt das Vorkaufsrecht infolge Übertragung durch eine „andere Veräußerungsart“ 

nicht zum Tragen, so haftet es im Falle einer Verbücherung auch nach 

Eigentumsübertragung weiterhin als Last am Objekt und bindet den Erwerber der 

Liegenschaft bei einer Weiterveräußerung. 

1 Kapitel 3.7 
2 Kapitel 5.18 
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Nun stellt aber gerade  der  Eigentumsübergang  kraft  Gesetzes keinen Verkauf i.S.d. 

§§ 1053ff ABGB dar. In den, der Arbeit zugrundeliegenden, Fällen1 haftet somit sowohl 

das Wiederkaufsrecht als auch das Vorkaufsrecht rechtmäßig an den Liegenschaften 

und aus den in Kapitel 6.3 und 6.4 dargelegten Gründen scheitert eine Löschung des 

Wieder- bzw. Vorkaufrechts an dem Erfordernis des § 32 Abs 1 lit b GBG 

(Aufsandungserklärung).

Im Sinne des § 136 GBG muß dem Gericht daher vom Ansuchenden nachgewiesen 

werden, daß einer juristischen Person, im konkreten Fall das einem 

Familienfideikommiss eingeräumte Wieder- bzw. Vorkaufsrecht mit dem Untergang der 

juristischen Person zum  Erlöschen gekommen ist.  Hiebei ist  festzuhalten, daß gemäß 

§ 2 des Gesetzes über das Erlöschen der Familienfideikommisse und sonstiger 

gebundener Vermögen vom 6. Juli 1938, DRGBl I, S. 825 bestimmt wird, daß mit dem 

Erlöschen des Fideikommisses das Fideikommissvermögen freies Vermögen des letzten 

Fideikommissbesitzers wird. Ungeachtet dieser Bestimmung (die keine 

Rechtsnachfolge, sondern nur eine gesetzliche Vermögensübernahme anordnet) kann 

das gegenständliche Vorkaufsrecht jedoch auch nicht auf den letzten 

Fideikommissinhaber übergegangen sein, da § 1074 ABGB eben nicht nur die 

Unvererblichkeit des Vorkaufsrechts, sondern schlechthin dessen Unübertragbarkeit 

festschreibt. Durch die Bestimmung des § 1074 ABGB, daß Vorkaufsrechte weder 

einem Dritten abgetreten noch auf die Erben des Berechtigten übertragen werden 

können, sollte insgesamt die Verkehrsfähigkeit des Vorkaufsrechts zeitlich beschränkt 

und ausgeschlossen werden, daß das Vorkaufsrecht unter Lebenden oder von Todes 

wegen auf ein anderes Rechtssubjekt übertragen wird. Gemäß der Entscheidung 5 Ob 

106/95 des OGH vom 26.9.1995 trifft es zu, daß nach § 1074 ABGB das Vorkaufsrecht 

weder einem Dritten abgetreten noch auf die Erben des Berechtigten übertragen werden 

kann. Die Vorschrift des § 1074 ABGB sei zwingender Natur. In diesem 

Zusammenhang gehen sowohl Judikatur als auch die herrschende Lehre davon aus, daß 

dann, wenn der Vorkaufsberechtigte eine juristische Person sei, an die Stelle der 

Lebensdauer eines – in einer physischen Person bestehenden – Vorkaufsberechtigen die 

Dauer der Existenz der juristischen Person zu treten habe.2 Obige Ausführungen 

1 siehe Kapitel 6 
2 siehe Kapitel 6.3 
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bezüglich des Vorkaufsrechts sind auf das Wiederkaufsrecht analog anzuwenden. Es 

kann daher aufgrund des gesetzlich angeordneten Erlöschens der vorkaufsberechtigten 

juristischen Person, der neue Liegenschaftseigentümer die Löschung des 

Vorkaufsrechtes im Wege der Grundbuchsberichtigung gemäß § 136 GBG beantragen. 
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9 Executive summary 

9.1 Kurzzusammenfassung 

Ein wesentliches Element des mitteleuropäischen Grundbuchsystems ist der 

Eintragungsgrundsatz. Sowohl die Eintragung, als auch die Löschung im Grundbuch ist 

aber grundsätzlich nur aufgrund einer vom weichenden Eigentümer bzw. dinglich 

Berechtigten unterfertigte Eintragungs- oder Löschungsbewilligung 

(Aufsandungserklärung) möglich. Die Weiterveräußerung einer Liegenschaft mit der 

intabulierten Belastung eines Wiederkaufs- oder Vorkaufsrechts zugunsten einer durch 

Gesetz aufgelöste Familienfideikommisse ist daher den Liegenschaftsverkehr entzogen, 

weil eine Person, die die Aufsandungserklärung rechtsgültig unterfertigt, nicht mehr 

existent ist. Eine Löschung derartiger Belastungen ist daher lediglich durch das 

Rechtsinstitut der Berichtigung des Grundbuches auf Antrag wegen nachträglicher 

Unrichtigkeit gem. § 136 GBG möglich. Laut Rechtsprechung des OGH sind die 

Vorschriften des § 1074 ABGB zwingender Natur und daraus ergibt sich in weiterer 

Folge, daß auch das Vorkaufsrecht zugunsten einer juristischen Person weder einem 

Dritten abgetreten noch auf die Erben des Berechtigten übertragen werden kann. Eine 

Löschung dieser grundbücherlichen Belastungen ist daher gerechtfertigt. Analog gilt 

dies für das Rechtsinstitut des Wiederkaufsrechtes. 
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9.2 Executive summary 

An essential facet of the Central European land register system is the principle of 

registration. The recording of the registration as well as the cancellation, in principle, is 

only possible if of one of the ceding owners provides a legal and legitimately signed 

authorisation to enter or cancel a registration (Title Change Declaration). The reselling 

of a property with the listed encumbrance of a repurchase or purchase option in favour 

of a family estate whose registration of ownership has been legally cancelled is 

therefore withdrawn because the person who legally executed the Title Change 

Declaration no longer exists in the land register. A deletion of such encumbrances is 

solely possible therefore, through the Legal Institute of Correction of the land register 

by application due to belated incorrectness in consideration of and according to § 136 

GBG (Land Register Act).  The available work shows, the provisions of § 1074 are 

compelling in nature, and therefore the purchase option in favor of a legal person cannot 

be assigned to a third party, nor transferred to the heirs of the beneficiary. A 

cancellation of this encumbrance in the land register is therefore justified. In a similar 

way this applies to the Legal Institute of Repurchase rights (Rechtsinstitut des 

Wiederkaufsrechtes). 
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13 Anhang

Beilage./A  Kaufvertrag vom 8. März 1922 


